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Aus dem LandkreistagAus dem Landkreistag

Der Vorstand befasste sich mit der
anstehenden Novellierung des

Schulgesetzes Nordrhein“Westfalen. Er
stimmte der seitens der Geschäftstelle auf
der Basis der Sitzung des Ausschusses für
Schule, Kultur und Sport des Landkreista-
ges Nordrhein-Westfalen vorbereiteten
Stellungnahme zum Entwurf des Zweiten
Schulrechtsänderungsgesetzes zu. Insbe-
sondere sprach sich der Vorstand für die
Beibehaltung der Möglichkeit aus, für die
Berufsausbildung im dualen System Schul-
bezirke zu bilden. Im Einzelnen wird auf die
ausführliche Stellungnahme des Landkreis-
tages Nordrhein-Westfalen zum Entwurf
des Zweiten Schulrechtsänderungsgesetzes
verwiesen, die im Aprilheft des Eildienstes
zum Schwerpunkt Schule abgedruckt wer-
den wird.
Im Anschluss ging es um die Auswirkungen
des Landeshaushaltes 2006 auf die Kinder-
tagesstätten. Der Vorstand lehnte die vor-
gesehenen Kürzungen der Landeszuschüs-
se ab. Der Beschluss des Vorstandes und
die ihm zugrunde liegenden Erwägungen
sind in diesem EILDIENST abgedruckt
(Seite 92).

Außerdem diskutierten die Vorstandsmit-
glieder über Möglichkeiten der Moderni-
sierung und Bündelung der Umweltver-
waltung im Rahmen einer Verwaltungs-
strukturreform. Der Vorstand sprach sich
für das so genannte Zaunmodell aus,
wonach die Zusammenführung möglichst
aller an einem Betriebsstandort notwendi-
gen Aufgaben in einer behördlichen, im
Regelfall einer kommunalen, Zuständigkeit
angestrebt werden soll.
Sodann ging es um die von der Landesre-
gierung vorgesehene Verlagerung der
Autobahnpolizei von den Bezirksregierun-
gen auf fünf Polizeipräsidien und Einglie-
derung der Polizeipräsidien Mülheim und
Leverkusen in die Polizeipräsidien Essen
und Köln. Der Vorstand sprach sich dafür
aus, dass die Landesregierung zunächst ein
Gesamtkonzept für eine Neuorganisation
der Kreispolizeibehörden vorlegen müsse,
bevor sie Einzelschritte ergreife, bei denen
nicht erkennbar sei, ob und in welches
Konzept sie sich einfügen könnten.
Anschließend befassten sich die Mitglieder
des Vorstands mit dem Entwurf des Infras-
trukturbedarfsplans, der seitens des Ver-

kehrsministeriums im Rahmen der Integrier-
ten Gesamtverkehrsplanung vorgelegt wor-
den ist. Ausdrücklich begrüßt wurde, dass
nunmehr die Bedarfspläne für Straße und
Schiene endlich fortgeschrieben werden und
dieser Fortschreibung nicht länger ein gene-
reller Vorrang für die Schiene zugrunde
gelegt werden soll. Auf einhellige Kritik stieß
demgegenüber der intransparente und in
Teilen methodisch fragwürdige Ansatz des
Infrastrukturbedarfsplanentwurfs. Die den
Regionalräten insoweit zur Beschlussfassung
eingeräumte Frist wurde als nicht akzeptabel
eingestuft, weil sie keinen Raum für eine
ausreichende Rückkoppelung mit den Kom-
munen lässt. Es wurde befürchtet, dass im
Ergebnis wesentliche Teile der nordrhein-
westfälischen Verkehrsplanung der Disposi-
tion der politisch Verantwortlichen in Land
und Kommunen entzogen werden.
Abschließend wurde das Umsetzungskon-
zept zur medizinischen Versorgung woh-
nungsloser Menschen in NRW einstimmig
befürwortet.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 3/März 2006 00.10.00

Vorstand des LKT NRW 
am 14.02.2006 in Düsseldorf

Unter Vorsitz von Präsident Landrat Thomas Kubendorff, Kreis Steinfurt, trafen die Vorstandsmitglieder des LKT NRW zu ihrer 
Sitzung am 14. Februar 2006 in der Geschäftsstelle des LKT NRW in Düsseldorf zusammen.



Die AGKW wurde 1965 von den drei
kommunalen Spitzenverbänden ins

Leben gerufen. Seitdem finden die engen
inhaltlichen Wechselbeziehungen zwischen
AGKW und Spitzenverbänden ihren Aus-

druck in regelmäßigen Abstimmungsgesprä-
chen zu aktuellen Themen aus dem Bereich
der kommunalen Wirtschaftsförderung. Als
Mitglieder der kommunalen Spitzenverbän-
de sind im Übrigen alle Städte, Gemeinden
und Kreise zugleich Mitglieder der AGKW –
ebenso wie die regionalen und kommuna-
len Wirtschaftsförderungsgesellschaften, die
sich im Verband der Wirtschaftsförderungs-

und Entwicklungsgesellschaften NRW
(VWE) zusammengeschlossen haben. 
Wesentliches Lenkungsinstrument der
AGKW ist der Vorstand, dem drei von den
Spitzenverbänden entsandte Vertreter, ein
Vertreter der kommunalen Wirtschaftsför-
derungsgesellschaften und der Sprecher
des AGKW-Arbeitskreises angehören. Dem
Arbeitskreis gehören neben dem Vorstand
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Wissenstransfer und Erfahrungsaustausch –
die Arbeitsgemeinschaft Kommunale 
Wirtschaftsförderung in Nordrhein-Westfalen
Von Dr. Christian Schmidt*

Kommunen kritisieren 
Software der Bundesagentur
für Arbeit: „BA-Software
kostet Arbeitskraft und Zeit – 
Örtliche Lösungen werden
behindert“
Gemeinsame Presseerklärung mit dem
Städtetag NRW vom 03.02.2006

Die Software der Bundesagentur für
Arbeit (BA), die in den Arbeitsgemein-
schaften aus Kommunen und örtlichen
Arbeitsagenturen für Hartz IV eingesetzt
wird, weist nach wie vor gravierende Feh-
ler auf und erschwert die Arbeit der Fall-
manager ganz erheblich. Darauf haben
heute der Städtetag Nordrhein-Westfalen
und der Landkreistag Nordrhein-Westfa-
len hingewiesen. Beide Verbände forder-
ten deshalb, kommunale Softwarelösun-
gen zuzulassen.
„Das zentrale Bearbeitungsprogramm
A2LL ist nicht ausgereift und kann – selbst
nach Einschätzung der Bundesagentur für
Arbeit – auch nicht erweitert, sprich ver-

bessert werden. Es macht die Arbeit kom-
plizierter, sorgt aber nicht für eine effekti-
vere Vermittlung von Arbeitssuchenden“,
erklärten Dr. Stephan Articus, Geschäfts-
führer des Städtetages Nordrhein-Westfa-
len, und Dr. Martin Klein, Hauptgeschäfts-
führer des Landkreistages Nordrhein-
Westfalen.
Städtetag und Landkreistag verwiesen
darauf, dass mit kommunalen Softwarelö-
sungen stabil arbeitende Programme als
Alternativen zur Verfügung stünden. Die-
se Programme waren entwickelt worden,
um vor der Zusammenführung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe damalige
Sozialhilfeempfänger wieder in Arbeit zu
vermitteln.
„Diese Programme haben sich bewährt
und stecken anders als die Neu-Entwick-
lung der Bundesagentur für Arbeit nicht
mehr in den Kinderschuhen“, betonten
Articus und Klein. „Es ist daher nicht nach-
vollziehbar, warum sich die Bundesagen-
tur vehement dagegen wehrt, umzustei-
gen.“ Mehr noch: „So mancher Kommu-
ne, die noch nach einer geeigneten EDV-

Lösung sucht, versucht die Bundesagentur
A2LL zwangsweise zu verordnen.“
Ein Hauptproblem des Programms der
Bundesagentur für Arbeit ist nach Auffas-
sung von Landkreistag und Städtetag die
schlechte Online-Anbindung an die Kreise
und kreisfreien Städte; lange Zugriffszei-
ten auf die zentral gesteuerten BA-Server
und Computer-Abstürze seien die Folge.
Ausgereift hingegen seien anscheinend
die statistischen Unterprogramme: „Man
legt offenbar zu viel Wert darauf, Zahlen
zu interpretieren“, so Articus und Klein. 
Die beiden Kommunalverbände appellier-
ten deshalb eindringlich an die Bundes-
agentur für Arbeit, endlich kommunale
Software-Lösungen zu akzeptieren, an
denen „nicht mehr herumgebastelt wer-
den muss“. Es könne nicht sein, dass die
Bundesagentur für Arbeit einerseits
dezentrale und damit bürgernahe Ansätze
bei Hartz IV begrüße, andererseits aber an
ihrer eigenen fehlerhaften, zentral gesteu-
erten Software festhalte, „ohne die Rea-
lität zur Kenntnis zu nehmen.“

Medien-Spektrum

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 3/März 2006 00.10.03.2

Im vergangenen Jahr konnte die Arbeitsgemeinschaft Kommunale Wirtschaftsförderung in Nordrhein-Westfalen (AGKW NRW)
bereits ihren 40. Geburtstag feiern. Bemerkenswert ist nicht nur dieses Jubiläum als solches, sondern vielmehr die Tatsache, dass der
Verbund aller Wirtschaftsförder-Einrichtungen der nordrhein-westfälischen Städte, Gemeinden und Kreise über einen derart langen
Zeitraum hinweg erfolgreich gearbeitet und sich bewährt hat. Bei wachsendem Aufgabenspektrum, zunehmender Standortkonkur-
renz und immer vielfältigeren Ansprüchen an die Wirtschaftsförderung ist die AGKW in allen Fragen der kommunalen Wirtschafts-
förderung nach wie vor ein unverzichtbarer Ansprechpartner für die kommunalen Spitzenverbände Städtetag, Städte- und Gemein-
debund sowie Landkreistag Nordrhein-Westfalen.

* Der Autor ist Geschäftsführer der Wirtschafts-
förderung Hagen GmbH und Vorsitzender der
AGKW NRW.



je sechs Vertreter an, die von den Spitzen-
verbänden sowie dem Verband der Wirt-
schaftsförderungs- und Entwicklungsge-
sellschaften benannt werden. Als Fach-
kommission erschließt der Arbeitskreis den
kommunalen Spitzenverbänden zusätz-
lichen Sachverstand und Erfahrungen aus
der Praxis und fördert den Erfahrungsaus-
tausch sowie den Transport von Erkennt-
nissen aus der Praxis in die Gesetzgebung.
Weiterhin trägt er dazu bei, die Wirt-
schaftsförderung als Querschnittsaufgabe
stärker in das Bewusstsein der politischen
Entscheider zu rücken.
Darüber hinaus führen AGKW-Vorstand
und -Arbeitskreis jährlich eine Tagung
durch, die unter einem Schwerpunktthema
aktuelle Fragen der Wirtschaftsförderung
und Strukturverbesserung behandelt.
Zuletzt konnte die AGKW beispielsweise
auf ihrer Jahrestagung 2005 in Hagen vor
rund 130 Wirtschaftsfördern aus dem gan-
zen Land neben anderen Dr. Jens Baganz,
Staatssekretär aus dem Ministerium für
Wirtschaft, Mittelstand und Energie des
Landes NRW, zu einer Diskussion über die
künftige Wirtschafts- und Standortförde-
rungspolitik des Landes begrüßen.
Was die inhaltliche Arbeit im Arbeitskreis
und im Vorstand der AGKW anbelangt, so
ist diese naturgemäß von den sich in den
vergangenen vier Jahrzehnten wandelnden
Aufgaben und Themenfeldern der kom-

munalen Wirtschaftsförderung geprägt.
War in den ersten Jahren nach Gründung
der AGKW die wichtigste Aufgabe der
kommunalen Wirtschaftsförderung noch
„Unternehmen für den Standort zu gewin-
nen und Gewerbeflächen bereitzustellen“,
so ging es zum Beispiel im Jahre 1990 um
die Themen „Arbeiten im Park – Eine neue
Ansiedlungsstrategie“ oder „Wirtschafts-
förderung und Entwicklungsplanung einer-
seits – Altlasten andererseits“.
Aktuell stehen insbesondere folgende The-
men auf der Tagesordnung: die Beratung
von Existenzgründern; die Unterstützung
von Unternehmen bei Gründung, Wachs-
tum oder Restrukturierung; die Entwicklung
und das Management von Gewerbeflächen;
die künftige EU-Strukturfondsförderung;
die Zukunft der regionalisierten Wirtschafts-
und Arbeitsmarktpolitik des Landes; der
Stellenwert und die Sicherung der Wirt-
schaftsförderung bei zunehmend schwieri-
ger Haushaltslage der Kommunen; die
rechtlichen Beschränkungen der interkom-
munalen Zusammenarbeit und vieles mehr.
Nicht vergessen werden darf schließlich,
dass die AGKW an Fortbildungsmaßnah-
men für kommunale Wirtschaftsförderer
mitwirkt, die von der Gesellschaft für Wirt-
schaftsförderung NRW (GfW) regelmäßig
und mit großer Akzeptanz angeboten wer-
den. Als Partner hat die AGKW zusam-
men mit der Gesellschaft für Wirtschafts-

förderung, dem Verband der Wirtschafts-
förderungs- und Entwicklungsgesellschaf-
ten und der Fachhochschule des Mittel-
standes (FHM) in Bielefeld die Wirt-
schaftsakademie mit ihren drei Säulen der
Weiterbildung, des berufsbegleitenden
Studiums und des Forums als Diskussions-
plattform für neue Ansätze in der Wirt-
schaftsförderung entwickelt. Ein beacht-
licher Teil der Dozentinnen und Dozenten
in Bielefeld stammt aus den Reihen der
Wirtschaftsförderer der AGKW.
Noch 1990 leitete der damalige Vorsitzen-
de der AGKW, Stadtdirektor Claus Dieter
Härchen aus Eschweiler, eine Veröffentli-
chung über die Arbeitsgemeinschaft Kom-
munale Wirtschaftsförderung in NRW mit
der Frage ein „AGKW – was ist das?“.
Diese Frage stellt sich 2006 nicht mehr. Auf
gesunder Basis kann die erfolgreiche Arbeit
der AGKW NRW mit ihrem Leitmotiv „Aus
der Praxis – für die Praxis“ als wichtiger
Bestandteil des erfolgreichen Netzwerks der
Wirtschaftsförderung in Nordrhein-Westfa-
len weitergeführt werden. Auch in Zukunft
wird die AGKW dabei auf die fachliche
Betreuung durch die Wirtschaftsdezernate
der drei kommunalen Spitzenverbände zäh-
len können, die sich in dieser Funktion in
dreijährigem Turnus abwechseln.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 3/März 2006 80.10.01
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Gründungsnetzwerk im Kreis Borken 
hat sich bewährt
Von Dr. Heiner Kleinschneider, 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft für den Kreis Borken

Der Kreis Borken war bis weit in die 1970er und 1980er Jahre hinein wirtschaftlich relativ einseitig strukturiert. Textil und Beklei-
dung waren die dominierenen Branchen. Diese Branchen haben kräftig Personal abgebaut. Im Kreis Borken waren es in den letzten
30 Jahren über 9.000 Arbeitsplätze, die dort verloren gegangen sind. Diese Verluste wurden allerdings deutlich übertroffen von den
Arbeitsplatzzuwächsen in anderen Wirtschaftssektoren, so dass per Saldo eine ausgesprochen dynamische Entwicklung gelungen ist.
Heute gilt der Kreis Borken als eine der wirtschaftlich erfolgreichsten Regionen im Lande.

Die Gründung neuer Betriebe war einer
der Schlüsselfaktoren für die gute Ent-

wicklung. Gründungsförderung als kom-
munale Aufgabe hat seit Einrichtung der
Wirtschaftsförderungsgesellschaft für den
Kreis Borken mbH (WFG) im Jahre 1968
einen hohen Stellenwert im Kreis Borken.
Zentrales Element der kommunalen Grün-
dungsförderung ist die Gründungsbera-
tung in Form von Gründungsseminaren,
Konzeptberatungen und Erfahrungsaus-

tauschveranstaltungen. Aber auch Orien-
tierungs- und Gruppenberatungen gehö-
ren zum Angebotsspektrum für Grün-
dungsinteressierte im Kreis Borken. 
Die WFG steht in der Gründungsberatung
nicht allein, sondern arbeitet eng und ver-
trauensvoll mit anderen Institutionen
zusammen. Diese Zusammenarbeit wird
gebündelt im „Gründungsnetzwerk im
Kreis Borken“. Dieses Netzwerk ist weit
gespannt. Mitglieder sind neben der WFG

unter anderem die Kammern, die Kreis-
handwerkerschaft, die Fachhochschulab-
teilung Bocholt, der regionale Unterneh-
mensverband AIW, außerdem die Arbeits-
agentur, die Finanzverwaltung, Banken,
Steuerberater, die Regionalstelle Frau und
Wirtschaft und einzelne Kommunen.
Das Netzwerk hat sich in den rund zehn Jah-
ren seines Bestehens hervorragend bewährt.
Die Veranstaltungen der Netzwerkmitglie-
der werden aufeinander abgestimmt und



regelmäßig in einem Veranstaltungskalen-
der im Internet veröffentlicht. Ein gemeinsa-
mer Wegweiser informiert die Gründungs-
interessenten über Beratungsangebote und
Anlaufstellen, und es werden regelmäßig
gemeinsame Aktionen durchgeführt. 
Eine solche gemeinsame zentrale Aktion
hat es vor einiger Zeit zum Thema „Unter-
nehmensnachfolge“ gegeben – mit einer
Fülle von gut besuchten Informationsver-
anstaltungen speziell zu diesem Thema.
Am 24. März 2006 ist wieder „Netzwerk-
Tag“: Dann bietet das Gründungsnetz-
werk wiederum eine zentrale Veranstal-
tung, diesmal zum Themenbereich „Men-
toring und Coaching“ – ein Thema, das
gerade in letzter Zeit immer aktueller
geworden ist.
So gibt es in dieser Veranstaltung detaillier-
te Informationen über Mentoring-Netz-
werke und über deren Leistungsfähigkeit.
In einem Podiumsgespräch wird die Frage
diskutiert, was Mentoren und die betreu-
ten Mentees von einer solchen Koopera-
tion haben, und in begleitenden Works-
hops werden aktuelle Fragen zur Finanzie-
rung, zur öffentlichen Förderung, zum
Marketing und zur Öffentlichkeitsarbeit
besprochen. Daneben gibt es reichlich Zeit
für persönliche Kontakte, Informationsaus-
tausch und Kooperationsmöglichkeiten. 
Nähere Informationen zu dieser Veranstal-
tung, die den beziehungsreichen Titel
„Mut zur Zukunft“ trägt und mit einer
kleinen Informationsmesse verbunden ist,
gibt es auch auf der Homepage des Netz-
werkes unter www.go-kreis-borken.de.

Die aktuelle Diskussion um die Einrichtung
von so genannten Start Centern als
Anlaufstellen für Gründungswillige betrifft

die Netzwerkarbeit allenfalls am Rande. Es
geht in der Zusammenarbeit ja nicht
darum, ob einzelne Institutionen künftig
das Label „Start Center“ tragen. Die Netz-
werkmitglieder tragen allesamt – in unter-
schiedlicher Weise, aber jeder in seinem

Bereich – dazu bei, dass Gründungswillige
im Kreis Borken ein breit gefächertes Ange-
bot an Unterstützungsleistungen vorfin-

den. Gemeinsam arbeiten wir daran, das
bereits sehr gute Gründungsklima im Kreis
Borken noch weiter zu verbessern.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 3/März 2006 80.10.01
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Gründungs- und Festigungsberatung durch 
die Gesellschaft für Wirtschaftsförderung 
im Kreis Höxter
Von Bernhard Willim, Geschäftsführer

Die Gründung neuer Unternehmen ist einer der wichtigsten Faktoren zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Region im Hinblick auf den Strukturwandel, so dass die Beratung und Betreuung von Existenzgründungen ein zentra-
les Aufgabengebiet der GfW im Kreis Höxter mbH (GfW) ist. Dieser Aufgabe wird seit Gründung der GfW im Jahre 1990 mit großer
Aufmerksamkeit nachgegangen.

So konnten in der Folge zahlreiche Exis-
tenzgründungen durch intensive und

sachkundige Beratung forciert und gestützt
werden. Die Fallzahlen stiegen von Jahr zu
Jahr. Die für den Kreis Höxter einsetzende
Strukturförderung der EU ab 1991 führte

1996 zur Gründung einer Existenzgrün-
dungsagentur, die sich verstärkt nicht nur
um fundierte Beratungen für Existenzgrün-
der kümmerte, sondern insbesondere mit
dem Aufbau eines Seminar- und Fortbil-
dungsprogramms die theoretischen

Grundlagen legte. Als die bis 1995 gelten-
de EU-Ziel-5b-Förderung abgelöst wurde
durch die Ziel-2-EU-Gebietsförderung,
wurde die Projektarbeit der „Agentur für
Existenzgründungen“ in das Folgeprojekt
„Initiative KMU – Gründung, Sicherung,

Die Mitglieder des Gründungsnetzwerkes im Kreis Borken sind sich einig und stehen
gemeinsam hinter dem diesjährigen Schwerpunkt-Thema „Mentoring“. (Foto: Betz)



Nachfolge“ für den Zeitraum 1997 bis
2005 überführt und um die Schwerpunkt-
bereiche Unternehmenssicherung und
Nachfolgeregelung erweitert. Nach Aus-
lauf der Strukturförderung zum Beginn
2006 werden die Aufgaben wieder im nor-
malen Geschäftsbetrieb der GfW, angerei-
chert um die vielfältigen Erfahrungen und
erworbenen Routinen, eingegliedert. Die
Wichtigkeit dieser Aufgabe besteht nach
wie vor, wie die nachfolgenden Zahlen
beweisen.
Im Rahmen der Projekte konnte die Arbeit
im Existenzgründungsbereich im Kreis
Höxter erfolgreich etabliert und gleichzei-
tig eine solide Grundlage für die regionale
Netzwerkarbeit und die Arbeit im „GO!
Gründungsnetzwerk NRW“ geschaffen
werden. Die Mitarbeiter erwarben um-
fangreiches Wissen in der Beratungspraxis,
welches nachhaltig in die Arbeit der GfW
einfließt und zu stabilen Strukturen führt.
Durch die Einrichtung der zentralen
Anlaufstelle für Existenzgründerinnen und
Existenzgründer im Kreis Höxter wurde der
Zugang zu einer unabhängigen und neu-
tralen Beratung für Gründungswillige
erleichtert. Zuvor hatten, bedingt durch die
Lage des Flächenkreises, Existenzgrün-
dungswillige lange Anfahrtswege zu den
bestehenden Beratungseinrichtungen in
den großen Zentren der Region in Kauf zu
nehmen. Das Fehlen einer solchen ört-
lichen Infrastruktur stellte sich vielmals als
Hemmnis dar, wenn es darum ging, fach-
kundige und qualifizierte Informationen im
Gründungsprozess einzuholen. Mit der
Gründung der GfW, die in enger Koopera-
tion mit den Kammern diese und andere
Aufgaben übernahm und nicht in Konkur-
renz zu diesen Stellen tritt, wurde erreicht,
dass dieses Hemmnis deutlich reduziert
wurde und somit das Gründungspotenzial
des Kreises besser aktiviert werden konnte.
Da die Beratung sich an alle Gründungswil-
ligen quer durch die verschiedenen Bran-
chen richtet, werden auch jene erreicht, die
keine Kammerzugehörigkeit zur IHK oder
Handwerkskammer haben. Hierzu zählen
insbesondere die Freiberufler.
Bei der Erschließung des Gründungspoten-
zials im Kreis Höxter ist insbesondere von
Bedeutung, dass die Dienstleistungen auch
dezentral, nämlich in den kreisangehörigen
Städten angeboten werden. Natürlich wer-
den auf Wunsch auch Termine in den
Unternehmen direkt angenommen. Dieses
Vorgehen hat sich bewährt und die GfW
wird als Dienstleister kreisweit wahrge-
nommen und ist bekannt. Dazu hat auch
beigetragen, dass eine enge Kooperation
mit weiteren gründungsrelevanten Akteu-
ren besteht. Zu nennen sind hier die regio-
nalen Banken und auch die Agentur für
Arbeit mit ihren Standorten in Höxter und

Warburg. Die Zusammenarbeit zeichnet
sich durch einen engen Kontakt der jewei-
ligen Mitarbeiter zur GfW aus, so dass dor-
tige Anfragen nicht selten direkt an die
Existenzgründungsberatung der GfW
weitergeleitet werden.
Neben den individuellen Beratungsgesprä-
chen werden Existenzgründungsseminare
und themenspezifische Seminare jeweils im
ganzen Kreis und nicht an einem Standort
angeboten, was die Nähe zu der Zielgrup-
pe zudem unterstreicht und den Bekannt-
heitsgrad ermöglicht.
Insgesamt werden jährlich über 300 Erst-
gespräche mit Gründungswilligen aller
Branchen geführt. Dabei spielt der Dienst-
leistungsbereich mit regelmäßig mehr als
60 Prozent eine klar dominierende Rolle.
Jeweils weitere 15 Prozent kommen aus
dem Bereich Einzelhandel und Handwerk.
35 Prozent der Ratsuchenden sind Frauen,
65 Prozent Männer.
Bei den Erstkontakten handelt es sich um
ein- bis vierstündige Gespräche – je nach
Vorhaben und Qualität der Anfrage. Dies
gestaltet sich sehr unterschiedlich. Einige
Beratungskunden kommen mit fast ferti-
gen Konzepten, die es zu beurteilen gilt
und über die konkret im Hinblick auf die
Finanzierung und Umsetzbarkeit gespro-
chen werden kann. Bei anderen Anfragen
handelt es sich zunächst um eine grund-
sätzliche Gründungsidee. Je nach Ergebnis
und Bedarf werden dann weitere Gesprä-
che geführt, so dass die Anzahl der Bera-
tungsgespräche weit größer ist.
In den Erstgesprächen mit den potenziellen
Existenzgründerinnen und Existenzgrün-
dern wird zunächst erörtert, ob die persön-
lichen Voraussetzungen mit dem geschil-
derten Vorhaben übereinstimmen. Hier
kann oftmals bereits im Vorfeld deutlich
gemacht werden, dass fehlende Qualifika-
tionen die Umsetzung des Vorhabens nicht
zulassen, was dann auch zu einer Abbera-
tung führt und somit persönlicher und
auch volkswirtschaftlicher Schaden ver-
mieden werden kann. Sind die grundsätz-
lichen Voraussetzungen gegeben, wird das
schrittweise Vorgehen zur Gründung erör-
tert, wobei stets die Erstellung eines schlüs-
sigen Gründungskonzeptes im Vor-
dergrund steht. 
Im weiteren Verlauf der intensiven Arbeit
werden bestehende individuelle Förder-
möglichkeiten recherchiert und die jeweili-
gen Antragswege erläutert. Nach dem
Erstgespräch werden, je nach Bedarf, wei-
tere Gespräche durchgeführt und der
Gründungsprozess entsprechend begleitet.
Eine nicht unwesentliche Rolle in der
Begleitung spielt auch das Instrument der
Beratungsförderung durch Bundes- oder
Landesprogramme, bei der die GfW die
Anlaufstellenfunktion übernimmt. Hier-

durch wird den Beratungskunden ermög-
licht, ihr Vorhaben in Zusammenarbeit mit
einer Unternehmensberatung professionell
vorzubereiten, was nicht selten der Türöff-
ner für weitere Fördermöglichkeiten ist.
Auch bei der Beantragung der bedeuten-
den Förderinstrumente über die Agentur
für Arbeit wie das Überbrückungsgeld und
den Existenzgründungszuschuss ist die
GfW autorisiert, die dafür notwendige
Stellungnahme zur Tragfähigkeit des Vor-
habens zu erteilen.
Insgesamt haben Gründungswillige durch
die Einrichtung der Existenzgründungs-
beratung bei der GfW eine Anlaufstelle,
die vielfältige Funktionen übernehmen
kann und somit den Aufwand und die
Bürokratie für die Beratungskunden über-
schaubar macht. Dabei ist auch der direk-
te Kontakt zu den Behörden, der sich
auch durch die Gesellschafterstruktur
ergibt, von immensem Vorteil für die
Gründungswilligen. 
Ergänzend zu den individuellen Bera-
tungsgesprächen werden pro Jahr acht
Existenzgründungsseminare angeboten.
Neben Fragen nach der Unternehmerper-
sönlichkeit, gewerberechtlichen Voraus-
setzungen, Rechtsformen und sozialer
Absicherung und der Steuerthematik,
steht hierbei die Erstellung und die inhalt-
liche Ausgestaltung des Gründungskon-
zeptes als erforderliche Basis und Türöff-
ner zu bestehenden Fördermöglichkeiten
im Fokus.
Die Teilnahme an ausgerichteten Orientie-
rungsseminaren für Existenzgründer wird
als Zugangsvoraussetzung zum Überbrü-
ckungsgeld respektive Existenzgründungs-
zuschuss von der Agentur für Arbeit Pader-
born mit den Außenstellen Höxter und
Warburg anerkannt. Auch dies ist ein
Ergebnis der erfolgreich aufgebauten Struk-
turen. 
Durch die Projektarbeit und die damit ver-
bundene Öffentlichkeitsarbeit sind die
Existenzgründungsseminare in der Region
inzwischen etabliert und haben einen aus-
gezeichneten Ruf. Zudem hat sich in die-
sem Zusammenhang auch ein festes Refe-
rententeam entwickelt. Hierbei wird auf
das bestehende Netzwerk zurückgegrif-
fen. Die Seminare werden regelmäßig in
Zusammenarbeit mit der IHK durchge-
führt, die einen Referenten zur Verfügung
stellt. Für den fachspezifischen Teil der
Steuern bringen sich Steuerberater unent-
geltlich ein. Der überwiegende Teil wird
durch Mitarbeiter der GfW übernommen,
bei denen durch die intensive und lang-
jährige Arbeit entsprechende Qualifikatio-
nen und Kompetenzen aufgebaut wurden.
Durch dieses Vorgehen können die Kosten
und damit die Teilnahmeentgelte niedrig
gehalten werden, was den Zulauf entspre-

75

SchwerpunktSchwerpunkt



chend begünstigt und somit der Erschlie-
ßung des Gründungspotenzials und der
Qualifizierung der Zielgruppe entgegen
kommt.
Ergänzend zu den Existenzgründungssemi-
naren wird einmal im Jahre ein Existenz-
gründungstag angeboten. Hier halten Ver-
treter gründungsrelevanter Einrichtungen
wie Banken, Kammern, Agentur für Arbeit,
Steuerberater und Sozialversicherungsträ-
ger Kurzreferate über die verschiedenen
Themengebiete im Gründungskontext und
stellen sich an Informationsständen vor.
Dieses Instrument eignet sich besonders,
um auch Menschen anzusprechen, die bis-
lang noch kein konkretes Vorhaben im
Auge haben, sich aber grundsätzlich mit
einer selbständigen Existenz auseinander

setzen. Oft werden hier erste Gespräche
geführt, die einen Gründungsprozess in
Gang setzen können.
Neben den klassischen Gründungssemina-
ren werden auch weitere fachspezifische
Tagesseminare und Informationsveranstal-
tungen angeboten. Diese Veranstaltungen
richten sich nicht nur an Gründerinnen
und Gründer, sondern auch an bestehende
Unternehmen. Dabei stehen verschiedene
betriebswirtschaftliche Kompetenzfelder
wie Marketing, Controlling, Verhand-
lungstechniken, Finanzierungsmöglichkei-
ten, Organisation und Management sowie
Mitarbeiter im Programm. Bei der Ent-
wicklung der Seminarprogramme werden
Anregungen von Beratungskunden und
aktuelle Wirtschaftsthemen aufgegriffen,

um eine konsequente Ausrichtung an die
Zielgruppe der kleinen und mittelständi-
schen Betriebe in der Region zu gewähr-
leisten und auf deren Belange einzugehen.
Die Leistungen der GfW im Existenzgrün-
dungsbereich sind fester Bestandteil in der
öffentlichen Wahrnehmung geworden.
Dabei finden vor allem der regionale Bezug
bei den Beratungskunden und der Service
der örtlichen Beratung breite Anerkennung
und ermöglichen so eine flächendeckende
Mobilisierung des Gründungspotenzials im
Kreis Höxter, um den erforderlichen Struk-
turwandel weiter voranzutreiben, zu schaf-
fen und zu sichern.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 3/März 2006 80.10.01
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1. Standortmarketing als 
Aufgabe der Wirtschafts-
förderung

Die Kreise haben im Wettbewerb der
Standorte ein grundsätzliches Problem. Im
Gegensatz zu vielen Großstädten, deren
Name allein schon Assoziationen weckt
und investive Entscheidungen erleichtert,
sind die Kreise bei den Investoren eher
unbekannt. Die Attraktivität der Kreise für
Entwickler und Investoren wird dabei stark
– aber nicht ausschließlich – durch ihre
Lagegunst bestimmt: die Nähe zu großen
Wirtschaftszentren, die guten Anbindung
an die Verkehrsinfrastruktur, ein interes-
santes kulturelles Umfeld, eine gut ausge-
bildete Wohnbevölkerung und nicht
zuletzt auch eine intakte Umwelt und eine
interessante Landschaftskulisse als Naher-
holungsraum. Mit all diesen Attributen
kann der Kreis Mettmann punkten (Tabelle
1); trotzdem ist sein bundesweiter Be-
kanntheitsgrad eher gering. 
Aus dieser Erkenntnis heraus wurde die Kon-
zeption eines Standortmarketings in Abstim-
mung mit den kreisangehörigen Städten
entwickelt, das folgende Ziele umfasst:

– den Kreis Mettmann bekannt machen
und positionieren,

– den Kreis Mettmann als Gemeinschaft
von zehn Städten herausstellen, 

– das Interesse an der Region als attrak-
tiven Wirtschafts- und Wohnstandort
wecken,

– Gewerbeimmobilien und -flächen für
Firmenansiedlungen vermarkten,

– Kontakte zu Investoren und Projektent-
wicklern aufbauen und weiterentwickeln.

Die Überlegungen zur Realisierung dieser
Ziele konzentrierten sich zunehmend auf
einen Messeauftritt des Kreises, wobei die
Impulse sowohl von der Wirtschaftsförde-
rung des Kreises wie auch von einzelnen
kreisangehörigen Städten aus ging. Dabei
waren mehrere grundlegende Fragen zu
klären. Auf welcher Immobilienfachmesse
sollte sich der Kreis präsentieren? Zur Aus-
wahl standen die MIPIM in Cannes und die
Expo Real in München. Auf welchem
Stand oder in welchem Kontext sollte sich
der Kreis präsentieren? Welche Beteili-
gungsmöglichkeiten bestehen für die krei-
sangehörigen Städte, die Wirtschaftsförde-
rung und lokales Standortmarketing als
wichtige eigene Aufgaben betrachten?
Welcher finanzielle und organisatorische
Aufwand ist zu bewältigen?

2. Vorbereitung des 
Messeauftritts

Die Entscheidung zwischen den beiden
großen europäischen Fachmessen MIPIM

Kreis Mettmann: 
Standortmarketing auf der Expo Real
Von Hans-Jürgen Serwe, Dezernent für Umwelt und 
Wirtschaftsförderung des Kreises Mettmann

Der Kreis Mettmann und seine Städte präsentieren sich seit vier Jahren erfolgreich auf der bedeutendsten europäischen Immobilien-
messe in München.

Größe: 404 km2 Fläche
Bevölkerung: 507.000 Einwohner
Städte: Erkrath, Haan, 

Heiligenhaus, 
Hilden, Langenfeld, 
Mettmann, 
Monheim a. Rh,
Ratingen, Velbert,
Wülfrath,

Autobahnen: A 3, A 46, A 52, A 59
Hauptbahnhöfe: Düsseldorf, 

Duisburg, Essen,
Wuppertal

Flughäfen: Düsseldorf, Köln

Eckdaten des Kreises Mettmann



und Expo Real war zum gegebenen Zeit-
punkt in 2002 nicht ganz einfach. Die Expo
Real war als zentrale deutsche Immobilien-
messe erst 1998 entstanden und entwi-
ckelte sich scheinbar gut. Ihre Bedeutung
im nationalen und internationalen Wettbe-
werb war aber noch unklar. Die MIPIM war
dagegen die ältere international etablierte
Immobilienmesse. Ihr haftete allerdings ein
gewisses Image des Mondänen und der
Luxusimmobilien an, das sich mit der all-
täglichen Kernerarbeit der Vermarktung
auch unspektakulärer Flächen und Objek-
te, die es niemals auf die Titelseiten der
Hochglanzmagazine schaffen würden,
nicht so recht vertragen wollte. Die Ent-
scheidung fiel zugunsten der Expo Real
und sollte sich als die Richtige erweisen.

Als potenzielle Standortpartner boten sich
drei Optionen an. Neben dem Stand der
Städte Düsseldorf und Neuss kamen der
Gemeinschaftsstand der Städte Mön-
chengladbach und Krefeld mit den Kreisen
Neuss und Viersen oder ein eigener Stand
in Frage. Die letztere Möglichkeit obsieg-
te, um den kreisangehörigen Städten eine
adäquate Darstellungsmöglichkeit zu ver-
schaffen. Auf einem zu großen Gemein-
schaftsstand, so die realistische Einschät-
zung, wäre eine individuelle Profilierung,
auf die anfänglich besonders viel Wert
gelegt wurde, schwierig bis nahezu
unmöglich gewesen. 
Im Jahre 2001 hatte eine Mitarbeiterin des
Kreises die Expo Real besucht und ver-

schiedene Stände dokumentiert, Eindrücke
und Erfahrungen von anderen Teilnehmern
gesammelt, um eine realistische Einschät-
zung über den Aufwand eines eigenen
Messeauftritts zu bekommen und
Anschauungsmaterial für die zu treffenden

Entscheidungen zu
sammeln. Nach den
politischen Grund-
satzbeschlüssen des
Kreises und der zehn
Städte, an der Expo
Real teilzunehmen,
wurde im Arbeits-
kreis der Wirtschafts-
förderer des Kreises
und der Städte der

Messeauftritt und die Standkonzeption
entwickelt, wobei der Kreis die Federfüh-
rung der Abwicklung übernahm. Diese
organisatorische Bündelung ermöglichte es
auch den kleineren Städten, in denen die
Wirtschaftsförderung nur mit einem Mitar-

beiter besetzt ist, sich an einem vergleichs-
weise großen Projekt wie der Expo Real zu
beteiligen. Finanziell wie organisatorisch
wäre eine eigene Beteiligung dieser
Gebietskörperschaften ansonsten weder
möglich noch sinnvoll gewesen.

3. Messeauf-
tritt mit
Landrat und
Bürgermeis-
tern

Messen folgen eige-
nen Gesetzen und
waren für die Wirt-
schaftsförderung in-
sofern auch Neu-
land. Neben dem
inhaltlichen Auftritt,
das heißt der anspre-
chenden, sachgerech-
ten Aufarbeitung und
medialen Präsenta-
tion des Standortes
Kreis Mettmann und
seiner Städte, bedurf-

te es eines Rahmenprogramms und originel-
ler Attraktionen, um auf den Stand aufmerk-
sam zu machen. Da man sich hier in Auf-
merksamkeitskonkurrenz zu den Mitbewer-
bern befindet, gehen in diese Konzeptionen
ein nicht unbeträchtlicher Teil an Kreativität,
Energien und auch finanzielle Mittel ein.
Als Highlight erwies sich über die vier Jahre
der Auftritt des bekannten Ex-Profifußbal-
lers Paul Breitner, der als Investor in der
kreisangehörigen Stadt Velbert tätig ist,

und so aus eigener
Anschauung die
Potentiale des Krei-
ses Mettmann schät-
zen und vertreten
gelernt hat. Die
mediale Resonanz
und die Besucherat-
traktivität seines Auf-
tritts war von gro-
ßem Wert. Die
Standmoderation lag
in den ersten beiden
Jahren in den be-
währten Händen
eines NRW-weit be-
kannten WDR-Jour-
nalisten. In den letz-
ten beiden Jahren
übernahm ein Zau-
berer und Animator

diese Aufgabe mit großer Resonanz beim
Publikum. Die Verlosung von WM-Karten
geriet im Jahre 2005 zum Alleinstellungs-
merkmal des Kreises Mettmann auf der
ganzen Messe und zog mehrere hundert
Besucher an.
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Landrat Thomas Hendele (lks.) im Ge-
spräch mit Bürgermeister Stefan Freitag
(M.), Velbert, und Paul Breitner auf dem
Stand des Kreises Mettmann auf der Expo
Real 2005 (Foto: Körner)

Verlosung der WM-Karten am Stand des
Kreises Mettmann auf der EXPO Real 

(Foto: Serwe)

Das Team der Wirtschaftsförderung des Kreises Mettmann
(Foto: Serwe)



Bei aller notwendigen Zerstreuung und
Aufmerksamkeitserzeugung steht die in-
haltliche Seite im Vordergrund der Stand-
aktivitäten. Dafür steht als Basis der täglich
zwölfstündige Dauereinsatz der Mitarbei-
ter aus den einzelnen Städten und des Krei-
ses. Die Standkonzeption ist nach außen
offen angelegt, lässt aber auch intimere
Gesprächssituationen zu. Ein Tag ist der
Präsenz des Landrates Thomas Hendele
und der Bürgermeister gewidmet. Für die
Investoren steht somit die höchste Ent-
scheidungsebene der Verwaltungen für
orientierende Fachgespräche zur Verfü-
gung. Die Städte selbst stellen durch ihre
Repräsentanten den jeweiligen Standort in
Beamer-Präsentationen vor. Ebenso sind
Vertreter der Sparkassen und einzelner
Sponsoren mit Fachbeiträgen vertreten. 

Die ganze Palette an Informationsmaterial
über den Kreis und die Städte steht im
Hintergrund zur Verfügung. Der Einsatz ist
allerdings zielgerichtet, damit es nicht zur
medialen Überlastung der Messebesucher
kommt. Besonderen Anklang finden eine
jährlich überarbeitete Standortbroschüre
und eine CD sowie ein professionell produ-
zierter Trailer, der den Kreis und seine Städ-
te aus der Perspektive investitionssuchen-
der Außerirdischer zeigt. Der witzige Kurz-
film „Look at ME“ erhielt 2003 eine Aus-
zeichnung als Wirtschaftsfilm. Die Beteili-

gung an der Expo Real war auch der Aus-
löser, ein durchgehendes Corporate Identi-
ty Design für die Wirtschaftsförderung des
Kreises zu entwickeln.

4. Erfahrungen und Ausblick

Die Expo Real hat sich als Immobilienmesse
sowohl im nationalen wie im internationa-
len Rahmen inzwischen fest etabliert. Das
macht sich an der gewachsenen Ausstel-
lungsfläche, der Zahl der Aussteller und der
Besucher fest, wobei es sich bei den Besu-
chern um ein reines Fachpublikum handelt.
Die hohen Eintrittspreise von 300 Euro
bewahren die Messe vor unspezifischem
Massenandrang. Die Zahl der kommunalen
Institutionen (Gebietskörperschaften, kom-
munale Gesellschaften etc.) auf der Expo

Real hat in den letz-
ten Jahren kontinu-
ierlich zugenommen.
Im Jahre 2005 waren
so 16 Kreise NRWs
direkt oder indirekt
vertreten.
Auf die Nachberei-
tung der Messe wird
ein besonderer Wert
gelegt. Deshalb wer-
den möglichst alle
Fachgespräche doku-

mentiert und im Nachhinein ausgewertet.
Dieser mühsame Prozess ist ein notwendi-
ger Schritt der Evaluierung des Messeauf-
tritts. Die in Tabelle 3 dargestellte Entwick-
lung zeigt, das bei abnehmenden Kosten
des Gesamtauftritts eine zunehmende Zahl
dokumentierter Gespräche stattfand. Wenn
sich Geschäftsbeziehungen andeuten, wer-
den diese nach der Messe vertieft und füh-
ren im positiven Fall dann zur Vermarktung
einer Fläche oder eines Objektes.
Die Erfahrungen des jeweiligen Auftritts
der Expo Real werden zeitnah über die

Presse und detaillierter in den Fachaus-
schüssen der Städte und des Kreises trans-
parent gemacht. Für die kreisangehörigen
Städte ist die Beteiligung an der Expo Real
nahezu kostenneutral, da Sponsoren ein-
geworben werden konnten. Auch im Jahre
2006 wird der Kreis Mettmann wieder auf
der Expo Real vertreten sein. 
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Jahr Ausstellungs- Anzahl Anzahl Kommunale* Vertretene*
Fläche in m2 Aussteller Besucher Institutionen Kreise NRWs

2002 33.000 1.188 14.869 236 11

2003 38.000 1.279 16.000 271 16 

2004 42.000 1.344 17.700 286 14

2005 42.000 1.415 18.000 349 16

Entwicklung der Expo Real Messe

* Kategorie 11.1 „Wirtschaftsförderung“ des Branchenverzeichnisses
der Aussteller

Jahr Gesamtkosten dokumentierte
Messeauftritt in ? Gespräche

2002 189.826 350

2003* 158.965 303

2004* 163.964 369

2005** 111.733 479

Entwicklung der Gesamtkosten des Mes-
seauftritts/Anzahl der dokumentierten
Gespräche

* ohne Monheim am Rhein
** ohne Monheim am Rhein und Langenfeld-

der Aussteller

Anmerkungen:

1. Von 2002 bis 2005 waren folgende
Mitarbeiter des Amtes für Wirt-
schaftsförderung und Planung mit
der Durchführung des Messeauftritts
des Kreises auf der Expo Real 
– neben ihren sonstigen Aufgaben –
befasst: Nicole Faber, Dirk Haase
(Abteilungsleitung), Heike Körner,
Annette Pesler, Sigrid Wilbois, Burk-
hard Worm (Amtsleitung).

2. Weitere Informationen sind den Inter-
netseiten der Wirtschaftsförderung
des Kreises Mettmann zu entnehmen
unter www.kreis-mettmann.de

EILDIENST LKT NRW
Nr. 3/März 2006 80.10.01

Wirtschaftszeitschrift 
„Oberbergische Impulse“: Neue Akzente 
der kreisweiten Wirtschaftsförderung

Der Oberbergische Kreis hat seit kurzem eine eigenständige Wirtschaftszeitschrift. „Oberbergische Impulse“ wird herausgegeben
von der Wirtschaftsförderung der Kreisverwaltung und dem Gründer- und TechnologieCentrum Gummersbach. Aufgabe der neuen
Zeitschrift: „Oberbergische Impulse“ präsentiert den Wirtschaftsstandort Oberberg.

Erstmals auf den Markt kam „Oberbergi-
sche Impulse“ im Januar 2006. Die

Wirtschaftszeitschrift will dazu beitragen,
dass die Wirtschaftsaktiven in allen Regio-

nen des Kreises die Vielfalt des Wirtschafts-
standortes noch besser kennen lernen. So
kann „Oberbergische Impulse“ zur Ver-
netzung der heimischen Unternehmen bei-

tragen. Außerdem präsentiert die Zeit-
schrift den attraktiven und dynamischen
Wirtschaftsstandort Oberberg auch nach
außen. So erhalten angehende Facharbei-



terinnen und Facharbeiter, Führungskräfte,
Investoren und Unternehmensgründer
einen ersten Eindruck über den Wirt-
schaftsstandort. „Damit wirkt Oberber-
gische Impulse als wirtschaftspublizis-
tische Klammer für 
den Oberbergischen
Kreis“, beschreibt
Landrat Hagen Jobi
eine der zentralen
Aufgaben der neuen
Zeitschrift.
Entwickelt wurde
„Oberbergische Im-
pulse“ aus der Zeit-
schrift „gtc impuls“,
dem Multiplikatoren-
medium des Gum-
mersbacher Grün-
der- und Technolo-
gieCentrums. „Dank
dieser Vorarbeit
konnten wir hier in
recht kurzer Zeit ei-
ne kreisweite Wirt-
schaftszeitschrift auf
die Beine stellen“, so
GTC-Geschäftsfüh-
rerin Susanne Roll.
Für die Kreisverwaltung besonders erfreu-
lich: Die Zeitschrift ist eine kostenneutrale
Dienstleistung des GTC für den Kreis –
auch dieses konnte nur auf Grund der
mehrjährigen Arbeit am Vorläufermedium
„gtc impuls“ realisiert werden.

Zu den inhaltlichen Schwerpunkten von
„Oberbergische Impulse“ zählen unter
anderem regionale Standortporträts.
Außerdem werden besonders innovative
Unternehmen präsentiert und in der Titel-

geschichte kreisweit relevante Themen
behandelt. In der ersten Ausgabe findet
sich eine Beschreibung des Wirtschafts-
standortes Oberberg – künftig werden dort
Themen aus dem kreisweiten Wirtschafts-
leben aufbereitet. Komplettiert wird die

Zeitschrift mit Freizeit-Tipps und der Rubrik
„LebensArt“ – „denn gerade Fach- und
Führungskräfte auch aus anderen Regio-
nen sollen das Oberbergische nicht nur als
dynamischen Wirtschaftsstandort, sondern
auch als lebenswerte Heimat kennen ler-
nen“, betont Jochen Hagt, der als Allge-
meiner Vertreter des Landrates für die
Wirtschaftsförderung der Kreisverwaltung
zuständig ist.
Die Zeitschrift ist ein durch und durch
oberbergisches Produkt – herausgegeben
gemeinsam von GTC und Kreisverwaltung
– wurde es mit entwickelt und wird auch
weiterhin betreut vom Gummersbacher
Wirtschaftsjournalisten Peter Schmidt aus
dem Journalistenbüro „profil“ und gestal-
tet vom Gummersbacher Grafiker Carsten
Engels. Gedruckt wird es in Wiehl vom
Gronenberg Medienservice – und die Bür-
germeister aller oberbergischen Kommu-
nen stehen hinter dem Projekt.
„Oberbergische Impulse“ soll als kreiswei-
tes Magazin mit wirtschaftspublizistischem
Anspruch die Wirtschaftsförderung mit
beleben – und den Oberbergern zeigen,
„dass ihr Kreis wirklich eine wirtschaftlich
attraktive und dynamische Region ist“,
hofft Landrat Hagen Jobi auch darauf, dass
die Menschen hier ein stärkeres Wir-Gefühl
für die Wirtschaftsregion zwischen Rade-
vormwald und Morsbach entwickeln.

EILDIENST LKT NRW 
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„Eltern“ der neuen Wirtschaftszeitschrift: Jochen Hagt, Dezer-
nent für Wirtschaftsförderung; Susanne Roll, Geschäftsführerin
GTC Gummersbach; Peter Schmidt, Chefredakteur „Oberbergi-
sche Impulse“ (v. lks.)

Gütesiegelgemeinschaft im Kreis 
Recklinghausen: Unternehmensservice 
garantiert mit Brief und Siegel
Von Sven Ahrens

Die „Gütesiegelgemeinschaft Serviceversprechen Mittelstand“ (GSM) im Kreis Recklinghausen wurde im Juli 2004 von den zehn
Städten und dem Kreis gegründet. Die elf kommunalen Mitglieder versprechen den Unternehmen seither nicht nur einen besonde-
ren Service, sondern halten ihre Serviceversprechen auch tatsächlich ein. Dies wurde von einem unabhängigen Zertifizierungsinsti-
tut im Detail überprüft und im April 2005 erstmals mit einem Gütesiegel bestätigt. Die Serviceversprechen an den Mittelstand
umfassen Lotsen, verschiedene Informationsangebote, Beratungsleistungen, Verfahrens- und Termingarantien der Bereiche Wirt-
schaftsförderung, Gewerbemeldung und Bauordnung. Die Gütesiegelgemeinschaft stellt sich im Frühjahr 2006 erneut der unabhän-
gigen Überprüfung, um ihr Zertifikat zu verteidigen.

Mittelstandsfreundliche 
Verwaltung als Ziel

Bürokratieabbau, mehr Kundenorientie-
rung und -service sind immer wieder an die
kommunalen Verwaltungen gerichtete

Forderungen, insb. mit Blick auf mittelstän-
dische Unternehmen. Unter dem Dach von
„move“, der Mittelstandsoffensive des
Landes NRW, haben sich zwölf Modell-
kommunen von 2001 bis 2004 im Landes-
projekt „Mittelstandsfreundliche Verwal-

tung“ das Ziel gesetzt, den Bedürfnissen
der Unternehmen nachzukommen und
ihre Dienstleistungen stärker auf kleine und
mittlere Unternehmen zuzuschneiden. Der
Kreis Recklinghausen hat sich in enger
Zusammenarbeit mit seinen zehn Städten
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an dem Projekt beteiligt. Er hat mehrere
Sofortmaßnahmen wie „proMi-Veranstal-
tungen“ mit Unternehmern und Verwal-
tungsmitarbeitern sowie mittelfristige
Maßnahmen wie ein Standortportal im
Internet (www.regioplaner.de) und einen
kreiseinheitlichen Handwerkerparkausweis
entwickelt und realisiert. Grundlage dafür
waren die Erkenntnisse einer 2001 in allen
Modellkommunen durchgeführten Befra-
gung von Unternehmen, die als Schwä-
chen mangelnde Eigeninitiative und Ge-
samtverantwortung, Information, Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit sowie
Schnelligkeit nannten. Handlungsleitend
für alle Maßnahmen war die Frage: Was
braucht und will der Kunde?

Regionales Genehmigungs-
management und Servicever-
sprechen für den Mittelstand

Eine herausgehobene Bedeutung hat in
allen „move“-Modellkommunen das so
genannte Leuchtturmprojekt erlangt. Die-
ses hat der Kreis Recklinghausen unter den
Arbeitstitel „Qualitätsstandards für ausge-
wählte Verwaltungs- und Genehmigungs-
verfahren“ gestellt. Es baut auf den Erfah-
rungen des schon 2001 vereinbarten
Regionalen Genehmigungsmanagements
im Emscher-Lippe-Raum (RGM) auf. In
dessen Mittelpunkt steht das gewerbliche
Bauvorhaben, das durch eine enge Koope-
ration aller Behörden und Optimierung der
Verfahren eine schnellstmögliche und
sichere Entscheidung herbeiführen soll.
Das auf der Grundidee des RGM aufbauen-
de Leuchtturmprojekt des Kreises formuliert

deutlich weiter gefaßte Anforderungen.
Unternehmen werden dabei als strategisch
bedeutsame Kunden der Kommunalver-
waltungen wahrgenommen, deren Han-
deln am Standort für Bestandssicherung,
Weiterentwicklung oder Ansiedlung best-
möglich unterstützt werden soll. Der Fokus
wird hier auf ergebnisorientierte, verläßli-
che, zügige und effiziente Dienstleistungen
für Unternehmen gerichtet. Als zentrale
Kontaktfelder von Wirtschaft und Verwal-
tung werden die Verwaltungsbereiche
Wirtschaftsförderung, Bauordnung und
Gewerbemeldung identifiziert. In kleinen
Arbeitsgruppen mit den Fachvertretern der
Städte werden die Inhalte erarbeitet, im
Projektring der übrigen „move“-Modell-

kommunen und im auch mit Unternehmern
besetzten move-Projektbeirat sowie in der
Politik kritisch reflektiert.
Der Kreis Recklinghausen hat so in intensi-
ver Zusammenarbeit mit allen zehn krei-
sangehörigen Städten die „Gütesiegelge-
meinschaft Serviceversprechen Mittel-
stand“ vorbereitet. Sie besteht seit ihrer
Gründung am 15.07.2004 aus elf kommu-
nalen Mitgliedern und erstreckt sich damit
lückenlos und einheitlich auf den gesamten
Standortraum Kreis Recklinghausen. Die
Gütesiegelgemeinschaft hat öffentlich elf
konkrete Serviceversprechen an den
Mittelstand abgegeben. Diese reichen von
Lotsen, Rückrufgarantien und verschiede-
nen Beratungsangeboten über Terminzu-
sagen etwa für Baugenehmigungen bis hin
zu zentralen Beschwerdemöglichkeiten,
falls doch mal etwas nicht ganz wie
geplant funktioniert (siehe Abbildung und
www.kreis-recklinghausen.de, Rubrik Un-

ternehmensservice). Zugleich hat sich die
Gütesiegelgemeinschaft mit ihrer Verein-
barung die Selbstverpflichtung auferlegt,
die Einhaltung aller Leistungszusagen von
unabhängiger dritter Seite binnen eines
halben Jahres erstmalig und danach regel-
mäßig wieder im Rahmen eines Zertifizie-
rungsverfahrens überprüfen zu lassen.

Zertifizierungsverfahren für
Serviceversprechen

Die an der Gütesiegelgemeinschaft betei-
ligten Städte haben Größen zwischen
30.000 und 125.000 Einwohnern. Ihre
Verwaltungen und Abläufe sind auf die
örtlichen Anforderungen und Möglichkei-
ten angepasst; eine einheitliche Neuord-
nung für die Serviceversprechen ist nicht
erforderlich oder angestrebt. Hinsichtlich
eines geeigneten Zertifizierungsverfahrens
hat sich die Gütesiegelgemeinschaft des-
halb gegen eine detaillierte Prüfung von
Organisation oder Prozessen und für eine
Prüfung des zugesagten Outputs ausge-
sprochen. Das erforderliche Zertifizierungs-
verfahren wurde erstmalig in aufwendigen
Prozeßschritten seit Mai 2005 entwickelt,
um den Output und damit die Einhaltung
der abgegebenen einheitlichen Servicever-
sprechen auch einheitlich nach klar defi-
nierten, möglichst objektiven und meßba-
ren Kriterien überprüfen zu können. Hierzu
wurde ein mehrstufiges Verfahren umge-
setzt: Vorgespräche in ausgewählten Ver-
waltungsbereichen. Es folgen Workshops
zur Konkretisierung und Präzisierung der
von Unternehmen erwarteten Mindestan-
forderungen als letzte Entwicklungsphase
für das Prüfverfahren. Im nächsten Schritt
folgen Voraudits in allen beteiligten Kom-
munen als Generalprobe insbesondere im
Hinblick auf die Beleganforderungen.
Letztlich wird das Erstzertifizierungsaudit
als erste Vollprüfung durchgeführt. Wegen
des Fehlens auf die Serviceversprechen
direkt anwendbarer Prüfverfahren erwie-
sen sich die Einzelschritte als erforderlich.
Das Audit teilt sich in die umfassende Prü-
fung vor Ort und so genannte Fernaudits
auf. Das Fernaudit konzentriert sich auf Test-
anrufe in allen eingebundenen Verwaltungs-
bereichen sowie auf die Überprüfung aller
für das Internet geforderten Inhalte, deren
Vorhandensein, leichte Auffindbarkeit und
Aktualität. Die umfangreichen Prüfungen in
den beteiligten Verwaltungsbereichen Bau-
ordnung, Wirtschaftsförderung, Gewerbe-
meldung sowie zentrale Beschwerdemög-
lichkeit werden von den Auditoren systema-
tisch anhand von Checklisten durchgeführt.
Für die Überprüfung der Serviceversprechen
stehen zum Beispiel beim zugesagten Lotsen
und der kompetenten Beratung das Audit-
gespräch mit den Leitern und Mitarbeitern

Erste Zertifikatsverleihung an die Gütesiegelgemeinschaft am 26.04.2005 (links: Regie-
rungspräsident Dr. Jörg Twenhöven, mittig Landrat Jochen Welt)
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und die schriftliche Darlegung der Aussagen
im Vordergrund. Bei den Terminzusagen der
Gewerbemeldung innerhalb eines Tages und
den Zusagen der Bauordnung stehen Sys-
temauswertungen und Akteneinsicht im
Vordergrund. Mit genauen Fallprüfungen
werden hier u.a. die Zeiten und Inhalte von
qualifizierter Ein-
gangsbestätigung,
Beratungstermin und
Genehmigungsent-
scheidung für Bauan-
träge überprüft und
dokumentiert.

Erstzertifizie-
rungsaudits
2005 bestan-
den
Die vollständige
E r s t ü b e r p r ü f u n g
aller elf Servicever-
sprechen in allen
zehn Stadtverwal-
tungen und der
K r e i s v e r w a l t u n g
wurde vom interna-
tional anerkannten
Zertifizierungsunter-
nehmen SGS-ICS,
Hamburg, durchge-
führt. Dieses
ermittelte im ersten
Prüfdurchlauf der
rechnerisch 231 Ein-
zelzusagen einen
Erfüllungsgrad von
etwa 95 Prozent. Für
die verbleibenden
Einzelversprechen
musste die Prüfung
vertieft und ihre
dauerhafte Einhal-
tung weitergehend
belegt werden. Der
Zertifizierer kam
abschließend zu
dem Ergebnis: Alle
Serviceversprechen
werden eingehalten.
Regierungspräsident
Dr. Jörg Twenhöven
hat in einer Feier-
stunde am 26. April
2005 den Bürger-
meistern und dem
Landrat des Kreises Recklinghausen die
Zertifikate übergeben. Mit der gemeinsa-
men Vereinbarung der Serviceverspre-
chen Mittelstand haben die Mitglieder der
Gütesiegelgemeinschaft nicht nur den
Brief vorgelegt, sondern dafür im April
2005 auch das Siegel als Mittelstands-
freundliche Verwaltung erhalten.

Das positive Ergebnis aus der ersten exter-
nen Überprüfung fand entsprechend posi-
tive Medienresonanz: „Gütesiegel für
gehaltene Versprechen: Der Kreis und
seine zehn Städte zeigen sich mittelstands-
freundlich“ oder „Wirtschaft nimmt die
Verwaltung beim Wort – Serviceverspre-

chen: Kommunen wollen Firmen den roten
Teppich ausrollen“.

Verfahren mit Überwachungs-
audits 2006 zur Bestätigung

Mit dem Konzept einheitlicher, mittel-
standsorientierter Leistungszusagen und

einem externen Controlling durch die out-
putorientierte Überprüfung in einem Zertifi-
zierungsverfahren hat der Kreis Reckling-
hausen Neuland betreten. Andere „move“-
Modellkommunen haben ebenfalls mittel-
standsrelevante Qualitätsstandards, Servi-
ceversprechen oder Servicegarantien for-

muliert, sich bei der
Überprüfung aber auf
ein internes Control-
ling konzentriert. Mit
der Kontrolle durch
einen externen Zerti-
fizierer wird eine stär-
kere Wahrnehmung
und Akzeptanz bei
den Adressaten ver-
bunden. Gemäß der
zweiten move-Unter-
nehmensbefragung
im Jahr 2004 steigert
die externe Kontrolle
bei zwei Drittel der
befragten Unterneh-
mer das Vertrauen in
die Einhaltung sehr
oder zumindest et-
was. Das Konzept
extern geführter Zer-
tifizierungsverfahren
zur Überprüfung von
Leistungszusagen
kommt künftig auch
in anderen mittel-
standsfreundlichen
Gütesiegelgemein-
schaften zur Anwen-
dung.
Die Gruppenzertifi-
kate der Gütesiegel-
gemeinschaft Servi-
ceversprechen Mit-
telstand sind un-
ter der Bedingung
jährlicher Überwa-
chungsaudits drei
Jahre gültig. Das Zer-
tifizierungsunterneh-
men SGS-ICS berei-
tet aktuell die erste
Zwischenprüfung vor
und wird diese bis
voraussichtlich Ende
April 2006 abschlie-
ßen. Überprüft wird
jetzt in Stichproben
die dauerhafte Ein-

haltung aller Serviceversprechen während
des einjährigen Zeitraums seit der erfolgrei-
chen Erstzertifizierung. Die beteiligten
Kommunen müssen in der erneuten Über-
prüfung ihr Gütesiegel verteidigen.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 3/März 2006 80.10.01

Meisterbrief der zertifizierten Gütesiegelgemeinschaft Serviceversprechen Mittelstand
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Für eine Region wie den Rhein-Sieg-Kreis
ist die Bedeutung von Existenzgründun-

gen in ganz besonderer Weise evident:
Aufgrund der ausgeprägt mittelständi-
schen Betriebsgrößenstruktur seiner Wirt-
schaft – 99 Prozent der Betriebe im Rhein-
Sieg-Kreis gehören dem Mittelstand an;
diese kleinen und mittleren Firmen stellen
92 Prozent der sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsplätze – hängt die wirtschaftli-
che Situation und Entwicklung noch mehr
als anderenorts von der Gründungsdyna-
mik und den Gründungserfolgen in der
Wirtschaft ab. 

Führender Standort für 
Existenzgründungen

Schon seit vielen Jahren leisten Existenz-
gründungen im Rhein-Sieg-Kreis einen
wichtigen Beitrag zum Gelingen des Struk-
turwandels und zur Schaffung neuer
Arbeitsplätze. Allein seit 1998 wurden im
Kreisgebiet 42.280 Betriebe gegründet;
diesem Zuwachs stehen 32.757 Gewerbe-

abmeldungen gegenüber. Insgesamt sind
also im Rhein-Sieg-Kreis in den letzten sie-
ben Jahren infolge des Gründungsgesche-
hens nahezu 10.000 Gewerbebetriebe
zusätzlich am Markt. Nach einer Untersu-
chung des Beratungsunternehmens Regio-
nomica liegt der Rhein-Sieg-Kreis mit die-
sem positiven Gewerbemeldesaldo auf
Rang 5 unter den 437 Kreisen und kreis-

freien Städten in Deutschland und auf
Rang 1 unter allen Kreisen Nordrhein-
Westfalens.
Sowohl die Zahl der Gewerbean- als auch
die der Gewerbeabmeldungen hat in den
letzten Jahren zugenommen. Mit 7.567
Gründungen und 4.897 Schließungen
wurde im Jahr 2004 bei den Gewerbean-
meldungen, bei den Gewerbeabmeldun-
gen und beim Gewerbemeldesaldo
(+2.670) jeweils ein historischer Höchst-
stand erreicht. Diese Zunahme der Fluktu-
ationsdynamik deutet einerseits darauf hin,
dass sich im Rhein-Sieg-Kreis das Tempo
des Strukturwandels und damit das Tempo
der wirtschaftlichen Erneuerung und
Modernisierung erhöht hat. Zum anderen
steht der jüngste Anstieg der Gewerbemel-
dungen natürlich auch im Zusammenhang
mit dem Gründungsboom bei Kleinunter-
nehmen aus der Arbeitslosigkeit (z.B. Ich-
AGs), da immer mehr Arbeitslose in der
Selbstständigkeit die einzig verbleibende
Möglichkeit zur Sicherung ihres eigenen
Lebensunterhalts sehen.

In Anbetracht der wachsenden Zahl und
Bedeutung von Existenzgründungen bil-
det die Schaffung günstiger Rahmenbe-
dingungen für neue Betriebe eine vor-
dringliche Aufgabe der Wirtschaftsförde-
rung im Rhein-Sieg-Kreis. So stehen für
Gründer und junge Unternehmen günsti-
ge Ansiedlungsmöglichkeiten im Gründer-
und Technologiezentrum in Rheinbach

oder bei Trostart in Troisdorf zur Verfü-
gung. In enger Zusammenarbeit zwischen
der Kreiswirtschaftsförderung, den krei-
sangehörigen Kommunen, der Kreisspar-
kasse Köln und der Fachhochschule Bonn-
Rhein-Sieg ist darüber hinaus unter 
dem Projekttitel „Gründungsfreundlicher
Rhein-Sieg-Kreis“ ein ganzes Bündel von
Maßnahmen ergriffen worden bezie-
hungsweise in der Planung, das weit über
die sonst üblichen Gründungs-Förde-
rungsaktivitäten in einer Region hinaus-
geht.
Eines der wichtigsten Ziele besteht darin,
die zu hohe Sterblichkeitsrate bei jungen
Unternehmen zu verringern; dazu muss
insbesondere an der Verbesserung der
Qualifikation der Unternehmensgründer
angesetzt werden. Daneben zielen die
Maßnahmen vor allem darauf ab, das
strukturpolitisch besonders bedeutsame
Potenzial an innovativen Unternehmens-
gründungen noch stärker auszuschöpfen.
Gerade auf diesem Gebiet hat der Rhein-
Sieg-Kreis in den vergangenen Jahren
durch die Errichtung der Fachhochschule
Bonn-Rhein-Sieg an den Standorten Sankt
Augustin und Rheinbach, die Ansiedlung
der privaten Internationalen Fachhoch-
schule Bad Honnef und den Ausbau der
Alanus Hochschule für Kunst und Gesell-
schaft in Alfter erheblich an Möglichkeiten
dazugewonnen.
Im Einzelnen enthält das Projekt „Grün-
dungsfreundlicher Rhein-Sieg-Kreis“ fol-
gende Bausteine:

BusinessCampus Rhein-Sieg 

Die aus Mitteln des Bonn/Berlin-Aus-
gleichs finanzierte Fachhochschule Bonn-
Rhein-Sieg war von Anfang an darauf aus-
gerichtet, den Strukturwandel und die
wirtschaftliche Entwicklung in der Region
zu fördern. Eine wichtige Rolle spielen
dabei Ausgründungen, durch die neue
zukunftsträchtige Firmen heranwachsen.
Für sie ist an beiden Standorten der Fach-
hochschule ein Zentrum für Existenzgrün-
dungen und Unternehmensansiedlung
errichtet worden, in dem solche Grün-
dungsvorhaben – in begrenztem Umfang

Gründungsfreundlicher Rhein-Sieg-Kreis
Von Dr. Hermann Tengler, Leiter des Referates Wirtschafts-
förderung des Rhein-Sieg-Kreises

Existenzgründungen werden für die gesamtwirtschaftliche und die regionale Entwicklung immer wichtiger. Existenzgründungen
schaffen Arbeitsplätze, sie treiben den Strukturwandel voran, verwirklichen Innovationen und sorgen dafür, dass der marktwirt-
schaftliche Wettbewerb an Kraft und Dynamik gewinnt.

Gewerbeanmeldungen, Gewerbeabmeldungen und Gewerbemeldesaldo im Rhein-Sieg-
Kreis 1998 bis 2004



auch innovative Gründungen von außer-
halb – durch günstige Raumangebote,
Dienstleistungen und Beratung gefördert
werden. Betreiber des Zentrums ist die
BusinessCampus Rhein-Sieg GmbH, die

von der Kreissparkasse Köln, dem Rhein-
Sieg-Kreis und der Fachhochschule ge-
meinschaftlich getragen wird.
Schon jetzt, ein knappes Jahr nach der
Errichtung des Zentrums, ist erkennbar,
dass das Angebot gut angenommen wird
und sich die angesiedelten Gründungen
erfolgreich entwickeln. Dies und die Tatsa-
che, dass die Mieter den Campus längstens
nach fünf Jahren wieder verlassen müssen,
wird dazu führen, dass die Firmen ihr wei-
teres Wachstum in der Region realisieren
können und sie gleichzeitig Raum für neue
Ansiedlungen im Zentrum schaffen. Die
positiven Struktur- und Arbeitsplatzwir-
kungen des BusinessCampus werden so
ständig verstärkt.

Lehrstuhl für Gründungs- und
Mittelstandsmanagement

Zeitgleich mit der Eröffnung des Business-
Campus ist an der Fachhochschule ein
Lehrstuhl für Gründungs- und Mittel-
standsmanagement eingerichtet worden.
Mit diesem zusätzlichen Ausbildungsange-
bot, das von der Kreissparkasse Köln ange-
legt und auf Dauer finanziert wird, werden
Studierende zur Selbständigkeit motiviert
und für die Unternehmensgründung quali-
fiziert. Studierende aus allen Fachrichtun-
gen können sich nicht nur mit den
betriebswirtschaftlichen Aspekten der
Unternehmensgründung in Forschung und

Lehre vertraut machen, sondern werden
auch durch Beratung und Betreuung im
Hinblick auf die ganz praktischen Fragen
der Selbstständigkeit wie der Erstellung
von Geschäftsplänen, der Sicherstellung

der Finanzierung oder der Erarbeitung
einer Marketingkonzeption unterstützt.

Gründungsakademie 
Rhein-Sieg

Die Qualifizierung von Existenzgründern
und jungen Unternehmern ist ein zentraler
Baustein zur Umsetzung des Vorhabens
„Gründungsfreundlicher Rhein-Sieg-
Kreis“. Untersuchungen haben wiederholt
gezeigt, dass Qualifizierungsmängel bei
Gründern und jungen Unternehmern ein
Hauptfaktor für deren Scheitern sind.
Unter dem Titel „Gründungsakademie
Rhein-Sieg“ bietet die Kreiswirtschaftsför-
derung in Zusammenarbeit mit der Kreis-
sparkasse Köln daher ein Paket von Quali-
fizierungsveranstaltungen für Gründer und
junge Unternehmer an. Aufbau und Ablauf
der Aktivitäten folgen einem zeitlichen
Ordnungsmuster, das sich am Entwick-
lungsablauf von der Gründungsidee über
die Gründung selbst bis hin zum anschlie-
ßenden Unternehmensaufbau orientiert:

Beratungsstufe 1:
Erstinformation (Versand von Informa-
tionsmaterial, Basisinformationen, Hinweis
auf Internet-Angebote)

Beratungsstufe 2:
Erstberatung (Lösung einfacher Probleme,
Analyse des bestehenden Beratungsbe-

darfs, erste Durchsicht der Geschäftsidee
und des Konzeptes)

Beratungsstufe 3:
Intensivberatung (Lösung konkreter, spezi-
fischer Fragen, Prüfung des Geschäfts- und
Finanzierungskonzeptes, Unternehmerper-
sönlichkeit)

Beratungsstufe 4:
Beratung nach der Gründung (Führung des
Unternehmens, Unternehmensentwick-
lung, Personalentwicklung, Liquiditätser-
halt, Informationsangebote zur Abwick-
lung von Aufträgen, Produktmanagement,
Innovationsprozess)

Das Angebot geht bewusst über die eigent-
liche Gründungsphase hinaus und umfasst
auch Qualifizierungsmaßnahmen für die
Festigungs- und Wachstumsphase der
ersten fünf Jahre. Diesem Ansatz kommt
deshalb besondere Bedeutung zu, weil nach
allen Erfahrungen die ersten fünf Jahre nach
der Gründung die kritischsten sind und die
Sterblichkeitsrate von Unternehmen in die-
sem Zeitraum besonders hoch ist.

Finanzielle Förderung von
Existenzgründungen

Kapitalausstattung und Liquidität sind
wichtige Bausteine für die erfolgreiche Ent-
wicklung eines neu gegründeten Unter-
nehmens. Die Errichtung eines neuen
Unternehmens wird jedoch gerade durch
Kapitalprobleme häufig gravierend behin-
dert. Der Gewährung von finanziellen Hil-
fen an Existenzgründer kommt deshalb
eine große Bedeutung zu. Dies betrifft
ins¬besondere Gründungen und junge
Unternehmen mit Innovationsvorhaben,
da gerade die Entwicklung von Innovatio-
nen viel Kapital erfordert.
In der Arbeit der Kreiswirtschaftsförderung
nimmt die Beratung über und Vermittlung
von Fördermöglichkeiten einen besonders
hohen Stellenwert ein. Evaluierungen über
die Inanspruchnahme öffentlicher Förder-
programme kommen zu dem Ergebnis,
dass Existenzgründer und mittelständische
Unternehmen im Rhein-Sieg-Kreis in star-
kem Maße an entsprechenden Fördermög-
lichkeiten partizipieren; nicht zuletzt liegt
dies auch darin begründet, dass für diese
Zielgruppen auch eigene, kreisspezifische
Angebote zur Verfügung stehen.
Eine besonders wirksame Maßnahme stellt
in diesem Zusammenhang die Förderung
von Messebeteiligungen dar. Gründern
und innovativen wachstumsorientierten
Jungunternehmern wird es dadurch kos-
tengünstig ermöglicht, ihre Neuerungen
durch Beteiligung an einem von der Kreis-
wirtschaftsförderung organisierten Ge-
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Innovationsminister Prof. Dr. Pinkwart beim Besuch des BusinessCampus
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meinschaftsstand auf ausgewählten inter-
nationalen Leitmessen wie Hannover
Messe, Biotechnica, Medica und Intergeo
einem Weltpublikum zu präsentieren und
so Geschäftsanbahnungen zu realisieren,
die ihnen sonst kaum möglich wären.

Durchführung von Markt-
und Machbarkeitsstudien

Innovative Existenzgründungen sind einer-
seits für die Entwicklung einer Region von
überdurchschnittlicher Bedeutung, anderer-
seits stehen der Realisierung solcher Grün-
dungsvorhaben häufig auch überdurch-
schnittliche Schwierigkeiten gegenüber. Das
liegt zum einen daran, dass innovative
Gründungen – jedenfalls soweit sie techno-
logischer Art sind – in der Regel einen hohen
Kapitalbedarf erfordern; mithin ist auch das
finanzielle Risiko für Kapitalgeber und Kapi-
talnehmer beträchtlich. Neben dem finan-
ziellen Risiko sind innovative Vorhaben –
gerade in technologisch sich in rasant entwi-
ckelnden Bereichen – immer auch mit einer

hohen Unsicherheit über den erwartbaren
Markterfolg verbunden, da Erfahrungswer-
te zur Erfolgswahrscheinlichkeit naturge-
mäß nicht vorliegen können.
Die Beurteilung innovativer Gründungsvor-
haben gerät damit zu einer diffizilen und
komplexen Aufgabe, der mit den üblichen
Kosten und Instrumenten bei der Prüfung
von Gründungsvorhaben kaum entspro-
chen werden kann. Andererseits rechtfer-
tigt aber die besondere strukturpolitische
und regionalwirtschaftliche Bedeutung, die
mit einer innovativen Gründungsidee mög-
licherweise einhergeht, auch einen zusätz-
lichen Prüfungsaufwand, da der Gewinn
für die Region beträchtlich sein kann.
Unterstützt von der Kreissparkasse Köln
kann daher über die Wirtschaftsförderung
des Rhein-Sieg-Kreises im Bedarfsfall zur
Bewertung innovativer, strukturpolitisch
bedeutsam erscheinender Gründungsvor-
haben die notwendige Expertise durch
externe Gutachter zur Verfügung gestellt
und eine Mitfinanzierung übernommen
werden.

Solche Markt- und Machbarkeitsstudien,
die von einfachen Kurzgutachten zur tech-
nischen Machbarkeit bis hin zu Markt-,
Kunden- und Konkurrenzanalysen reichen
können, sind zugleich ein wichtiges Instru-
ment des Technologietransfers. Sie tragen
dazu bei, Spin-off-Gründungen aus der
Wissenschaft zu stimulieren und den
Rhein-Sieg-Kreis als Standort für innovati-
ve Unternehmensgründungen weiter zu
entwickeln.
Zusammen mit den anderen Maßnahmen
des Konzeptes „Gründungsfreundlicher
Rhein-Sieg-Kreis“ werden sie dazu 
beitragen, dass für mehr Menschen in 
der Region die berufliche Selbstständigkeit
eine erfolgversprechende, zukunftswei-
sende berufliche Alternative darstellt und
damit zugleich das regionalwirtschaftliche
Wachstumspotenzial, das dem Grün-
dungsgeschehen innewohnt, noch stärker
zur Entfaltung gebracht wird.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 3/März 2006 80.10.01

Kreis Warendorf – 
eine gründungsfreundliche Region

Aus 30 Bewerbun-
gen hatte die Jury

aus Mitgliedern der
„G9“ insgesamt neun
in die engere Wahl
gezogen und daraus
wiederum die drei
Preisträger ermittelt.
Preisträger im Be-
reich „Innovation“
wurde die MME-Ma-
schinen Metallbau
Enniger aus Enniger-
loh. Sie hatte ein
Patent für einen Pro-
benentnehmer für
Müllverbrennungs-
anlagen oder die
Schüttgüterindustrie
angemeldet.
Preisträger im Bereich

„Beschäftigungswirksamkeit“ wurde die
Haus Walstedde GbR aus Drensteinfurt. Es
ist ein modernes Gesundheitszentrum, in
dem sieben Praxen unter einem Dach
kooperieren und Kinder, Jugendliche und
junge Erwachsene behandeln. In zwei Jahren
wurden dort 33 Arbeitsplätze geschaffen.
Preisträger im Bereich „Managementkon-
zept“ wurde die Westfälische Rohrwerke
GmbH, Ahlen. Durch die Übernahme der
Produktion von Mehrschichtverbundrohren
eines in die neuen Länder abgewanderten
Unternehmens hatten sich drei ehemalige
Mitarbeiter dieses Unternehmens selbststän-
dig gemacht. Sie konnten inzwischen zwölf
ihrer ehemaligen Kollegen einstellen.
Weitere Informationen zum Wettbewerb
finden sich unter www.gfw-waf.de.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 3/März 200680.10.04

Gfw-Aufsichtsratsvorsitzender Landrat Dr. Wolfgang Kirsch
(lks.) und gfw-Geschäftsführer Dr. Jürgen Grüner (r.) freuen
sich mit den drei Preisträgern: Edmund Pilarski, WRW (2.v.lks.),
Matthias Müller, MME (Mitte) und Dr. Andreas Sprintz, Haus
Walstedde GbR (2.v.r.)

Im Rahmen einer festlichen Preisverleihung wurden jetzt die Preisträger des ersten Gründungswettbewerbs „Selbstständig im Kreis
Warendorf“ geehrt. In den Bereichen „Innovation“, „Beschäftigungswirksamkeit“ und „Managementkonzept“ wurde jeweils ein
Preisträger ausgezeichnet. Ausgeschrieben wurde der Wettbewerb von der Gesellschaft für Wirtschaftsförderung im Kreis Warendorf
(gfw) als Koordinator der „Gründungsinitiative G9 – Selbstständig im Kreis Warendorf“. Er richtete sich an alle Existenzgründungen
der letzten zwei Jahre im Kreis Warendorf. „Es gibt zu viele Unterlasser und zu wenig Unternehmer“, so der gfw-Aufsichtsratsvor-
sitzende Landrat Dr. Wolfgang Kirsch in seiner Begrüßung. Der Sinn des Wettbewerbs läge deshalb auch darin, etwas gegen das oft
negative Image von Unternehmern zu tun.
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Ziel der EAW ist in jedem Fall, schnell,
unbürokratisch und umfassend zu unter-

stützen – unabhängig davon, ob es sich um
ein noch in Planung befindliches Existenz-
gründungsvorhaben oder ganz konkrete
Fragen bestehender Unternehmen handelt.
Als vorteilhaft erweist sich, dass die EAW
auch die Anträge auf Beratungskostenzu-
schüsse der verschiedenen Landesprogram-
me bearbeitet und somit Kompetenz von
außen hinzugezogen werden kann. Eben-
falls positiv ist der kurze Draht in die Kreis-
kommunen und zu anderen Partnern. Grün-
der und Unternehmer können sich viele
Wege sparen und den Service aus einer
Hand in Anspruch nehmen. 
Solide Beratungs- und Informationsdienst-
leistungen der EAW sind eine gute Basis für
weiterführende Angebote für Unternehmen
in der Region. So versteht sich beispiels-
weise die EAW-Veranstaltungsreihe „The-
men für Unternehmen“, die im Zweimo-
natsrhythmus Gründern und Unternehmern
Fakten und Infos zu aktuellen und relevan-
ten Themen bietet. Die Veranstaltungen
beinhalten neben interessanten Inhalten
immer auch die Möglichkeit zum anschlie-
ßenden Austausch und Kooperationsanbah-
nung, wovon rege Gebrauch gemacht wird.
Daher zählt diese Reihe mit jeweils 40 bis 60
Teilnehmern doch mittlerweile zu den festen
Größen im Serviceangebot der Agentur.
Unternehmen in der Region miteinander ins
Gespräch und ins Geschäft zu bringen, ist
für die wirtschaftlich Stärkung der Region
von erheblicher Bedeutung.
Neue Wege beschreitet die EAW im Hin-
blick auf das Thema „Früherkennung von
Chancen und Risiken in Unternehmen“.
„Wir möchten gerne Möglichkeiten aufzei-
gen, das eigene Unternehmen zukunftsfä-
higer zu machen“, so Landrat Dr. Ansgar
Müller, Schirmherr des Netzwerkes. Hierzu
entwickelte die EAW ein umfassendes Kon-
zept und startete im vergangenen Jahr eine
breit angelegte Initiative zur „Früherken-
nung von Chancen und Risiken in Unter-
nehmen“ im Kreis Wesel. Der EAW ist es
hier gelungen, alle ansässigen Sparkassen

und Volksbanken, den Steuerberaterver-
band Düsseldorf e.V., die Kammern, die
Kreishandwerkerschaft und die Universität
Duisburg-Essen als Partner zu gewinnen.
Ein gemeinsames Ziel motiviert die Initiato-
ren: Die Unternehmen in der Region dabei
zu unterstützen, eine höhere Bestandskraft
zu entwickeln, Potenziale auszuschöpfen
und Risiken rechtzeitig abzufedern.

Wie sieht das konkret aus?

Kern des „Früherkennungsangebotes“ bil-
den Workshops der Initiative Qualitätssi-
cherung NRW (IQS) aus Dortmund, die ein
Frühindikatorenmodell für Unternehmen
entwickelt und über Jahre hinweg erprobt
hat. In den im Kreis Wesel laufend stattfin-
denden Workshops haben Unternehmerin-
nen und Unternehmer die Möglichkeit, ein
so genanntes Frühindikatorenmodell für ihr
eigenes Unternehmen zu entwickeln. Das
Frühindikatorenmodell besteht aus wichti-
gen Kennzahlen, die die finanzwirtschaft-
lichen Auswertungsmöglichkeiten ergän-
zen. Letztendlich funktioniert das Modell
wie ein Frühwarnsystem oder einfach
gesagt „wie eine regelmäßige Vorsorgeun-
tersuchung im gesundheitlichen Bereich“.
Perspektivisch wünschen sich alle Initiato-
ren, das Thema Früherkennung in der
Region zu verankern, das Bewusstsein in
der Unternehmerschaft weiter zu schärfen
und möglichst viele Unternehmen dafür zu
gewinnen, Frühindikatoren im eigenen
Unternehmen einzusetzen. 
Den Auftakt der Initiative „Früherken-
nung“ bildeten zwei gut besuchte und von
WDR-Moderator Tom Hegermann mode-
rierte Veranstaltungen, an denen insge-
samt mehr als 450 Unternehmer teilnah-
men. „Ein gelungener Auftakt für ein
wichtiges Thema in unserer Region“, resü-
miert Michael Düchting, Leiter der EAW. 
Nach gelungenem Auftakt und Start der
ersten intensiven Workshops hat sich die
Initiatorenrunde auf eine langfristige
Zusammenarbeit verständigt. Zusätzlich zu
den Workshops sollen regelmäßig Aus-

tauschtreffen für die Workshopteilnehmer
eingerichtet werden. Austausch der Praxiser-
fahrungen bei der Einrichtung eines Indika-
torensystems soll hier zunächst im Mittel-
punkt stehen. Seminare für Steuerberater
der Region sind geplant, um diesen Perso-
nenkreis als Multiplikator zu sensibilisieren.
Die Öffentlichkeitsarbeit soll ausgeweitet
werden, um das Thema laufend in der Dis-
kussion zu halten. Ein Flyer als gemeinsame
Klammer nebst Internetseite sind in Planung. 
Im Fokus hat die EAW ferner die Weiter-
entwicklung der Instrumente und Angebo-
te zum Thema Früherkennung. So wird
zurzeit eine enge Kooperation mit einer
Ruhrgebietshochschule zum Thema Frü-
hindikatorenmodelle für die Bauwirtschaft
angestrebt. Einbezogen werden sollen
auch beispielsweise durch IQS entwickelte
Softwarelösungen zur Generierung und
Auswertung der Frühindikatoren. Unter-
nehmen sollen so die konkreten Schritte
bei der Implementierung der Indikatoren
erleichtert werden. 
Die Diskussion mit wichtigen Partnern in
der Region zum Thema „Früherkennung
von Chancen und Risiken in Unterneh-
men“ war Ausgangspunkt für weitere
wichtige Schritte in der Zukunft. Im Fokus
sollen dabei Unternehmen in den ersten
Jahren nach der Gründung stehen. Alle
Beteiligten sind sich darin einig, dass noch
mehr Begleitung der Unternehmen not-
wendig wäre. An diesem Thema wird wei-
ter gearbeitet und gelebte Kooperation in
der Region macht vieles möglich, was bis-
her zwar erkannt, aber nicht umgesetzt
werden konnte.
Michael Düchting ist sich sicher: „Die EAW
hat wichtige Impulse geliefert und ist mit
ihrem Gründer- und Mittelstandsservice
gut aufgestellt!“ Insgesamt ist die Region
mit dem Fokus auf die Entwicklung end-
ogener Potenziale auf dem richtigen Weg.
Die Resonanz der Unternehmen gibt dieser
Einschätzung Recht.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 3/März 2006 80.10.01

Gründer- und Mittelstandsstandsservice Plus
im Kreis Wesel – Wege zu mehr 
Bestandssicherheit von Unternehmen
Von Anne Janssen, Beraterin der EntwicklungsAgentur 
Wirtschaft des Kreises Wesel

Im Kreis Wesel gehören die Aufschlussberatung von Existenzgründern bis hin zum Finanzierungsplan und die Begleitung junger
Unternehmen seit vielen Jahren zum Serviceangebot der Entwicklungs-Agentur Wirtschaft (EAW). Mit jährlich über 1500 Kontakten
zu Unternehmen und Gründern in der Region ist dieses Angebot ein wichtiger Schwerpunkt der Wirtschaftsförderung.
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Können Amtsleitungstätigkeiten in einer
Kommunalverwaltung outgesourct werden?
Von Gerlinde Dauber, Kreisdirektorin Rhein-Erft-Kreis

Die Kommunen in Deutschland stehen vor vielen Herausforderungen: Arbeitslosigkeit, demografischer Wandel, Globalisierung der
Wirtschaft, Wanderungsbewegungen und immer enger werdende, kaum noch vorhandene finanzielle Möglichkeiten der öffentlichen
Haushalte. Im Angesicht dieser Herausforderungen abzuwarten und nur zuschauen – das ist völlig unzureichend. Vielmehr müssen
die Ärmel hochgekrempelt werden: Die öffentlichen Haushalte müssen saniert, die öffentlichen Aufgaben neu definiert, Standards
den Möglichkeiten angeglichen, soziale Leistungsangebote und Infrastrukturen der demografischen Entwicklung und den finanziel-
len Möglichkeiten angepasst werden – und vieles mehr. Entsprechend dem Zitat von Berthold Brecht: „Was ist besser, sich die Fuß-
nägel zu schneiden oder immer größere Schuhe zu kaufen?“ geht es – auch – um strukturelle Veränderungen. Die Kommunen kön-
nen sich nicht mehr nach dem Wünschenswerten, sondern nur noch nach dem Möglichen richten und werden sich mehr auf das
Kerngeschäft konzentrieren (müssen). Zwar werden sie – wie bisher – ihre Leistungen den Bürgerinnen und Bürgern anbieten, aber
sie werden nicht mehr alles selbst erstellen. Die Kommunalverwaltungen werden sich weniger als Produzenten, sondern vielmehr als
Garanten, Initiatoren und Partner in Netzwerken verstehen. Die Produktion der Leistungen und der Leistungsprozesse der Verwal-
tung werden in unterschiedlichen Formen und Gestaltungen erfolgen, innerhalb der Verwaltung und vermehrt auch außerhalb oder
in Mischformen in einem Produktionsnetz mit öffentlichen und privaten Partnern1. 

I. Outsourcing von 
Amtsleitungen

Outsourcing von Leistungen wird (auch)
ein Schwerpunkt der Steuerung von Kom-
munalverwaltungen. Unter dem Stichwort
Privatisierung und Ausgliederung sind viel-
fältige Sachbereiche entsprechend einem
einheitlichen Trend der 1990erJahre aus
der Kommunalverwaltung ausgegliedert/
privatisiert worden, zum Beispiel die typi-
schen Versorgungsbetriebe (Stadtwerke),
die Entsorgung, Gebiete der kommunale
Daseinsvorsorge (öffentlicher Nahverkehr,
Wohnungsbaugesellschaften, Kongress-
und Mehrzweckhallen, Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaften), typische kommunale
Einrichtungen (Freizeit- und Hallenbäder,
Bibliotheken, Schlachthöfe)2. Die Realität
heutiger Kommunalverwaltungen kann

daher mit einem Drei-Säulen-Modell
beschrieben werden: Kernverwaltung,
Eigenbetriebsverwaltung und kommunale
Gesellschaften3.
Bei der Aufgabenverlagerung (beim Out-
sourcing) geht es grundsätzlich nur um 
die Erstellung von Verwaltungsleistungen
(Produkte) durch oder mit private(n) Part-
nern. 
In diesem Zusammenhang stellt sich die
Frage, ob und wie nur (und separat) die
Funktion einer Amtsleitung outgesourct
werden kann, insbesondere wenn es um
ein Amt geht, dass vielfältige Verknüp-
fungen zur privaten Wirtschaft hat (z.B.
die Amtsleitung des Amtes für Informa-
tionstechnologie). Als Amt wird dabei die
den Aufgabenvollzug tragende Organisa-
tionseinheit verstanden, die nach außen
im Rahmen der Befugnisse selbstständig
als Teileinheit der (Gemeinde-/Kreis-)
Verwaltung in Erscheinung tritt4. Im
Rhein-Erft-Kreis ist diese Frage geprüft
worden.

II. Grundsätzliches zur 
Privatisierung

Privatisierung ist – wie dargestellt – ein ein-
heitlicher Trend seit den 90er Jahren des
20. Jahrhunderts. Prinzipiell kann jede
staatliche Tätigkeit auch von einem Priva-
ten/privaten Unternehmen übernommen
werden, selbst die Normsetzung – wie die
Standesregeln von Berufsverbänden zei-
gen. Bei der Privatisierung geht es um die
Frage, wie ein Regulierungsziel am besten
erreicht werden kann, so etwa bei der
Frage, ob die Kommunalverwaltung selbst
Schulen unterhalten oder stattdessen diese
Tätigkeit privater Initiative überlassen und

ihre Befugnisse nur dazu einsetzen soll, das
Handeln der Privaten zu steuern5. Die Pro-
duktion einer Leistung im öffentlichen
Interesse hat nicht zur Konsequenz, dass
deshalb die Produktionstätigkeit beim
Staat liegen muss6. Deshalb haben sich in
der Zwischenzeit vielfältige Formen und
Maßnahmen der Privatisierung als Koope-
ration zwischen Staat und Privaten heraus-
gebildet7.

III. Anforderungen an 
Amtsleitungen

Bei Outsourcing von Amtsleitungsfunk-
tionen geht es nicht um die Verlagerung
von einzelnen Leistungen (Produkten),
die das betreffende Amt erstellt, auf Pri-
vate/private Organisationen, sondern um
Leistungen, die überwiegend funktional
zu beschreiben sind, nämlich um Füh-
rungs und Leitungsaufgaben innerhalb
einer (Kommunal-) Verwaltung. Leitung
und Führung geschieht in einem organi-
satorischen Kontext zu den von dem ein-
zelnen Amt mit seinen Leistungen/Pro-
dukten zu erfüllenden Verwaltungs-
zweck. Führungskräfte müssen dabei die
notwendigen Voraussetzungen treffen,
damit die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter den Verwaltungszweck erfüllen kön-
nen, sie müssen die Erfüllung des Verwal-
tungszwecks gewährleisten. Da eine Ver-
waltungsorganisation ein Zusammen-
hang von Personen und sächlichen Mit-
teln unter einheitlicher Leitung für die
Erfüllung bestimmter Aufgaben, also die
Verfolgung bestimmter Verwaltungszwe-
cke ist, und unter „Zusammenhang“ die
erforderliche Organisations- und Arbeits-
struktur einer Verwaltung zu verstehen

* Für die Unterstützung zu Gliederungsziffer V
– Rechtliche Gestaltungsmöglichkeiten –
bedanke ich mich bei Rechtsanwalt Christoph
Krummel, Köln, und Hans-Peter Müller,
Rhein-Erft-Kreis

1 KGSt Sonderinfo = 3/2005 S. 5
2 Wahl, Organisation kommunaler Aufgabener-

füllung, in Henneke, Organisation kommuna-
ler Aufgabenerfüllung, Stuttgart 1998, S. 20

3 Wahl, aaO, S. 21
4 Siepmann/Siepmann, Verwaltungsorganisa-

tion, 6. Auflage, Stuttgart 2004, S. 7
5 Engel, Die öffentliche Hand zwischen Innen-

und Außensteuerung in Henneke, aaO. S. 148
6 Engel, aaO.. S. 187; Mayen,Privatisierung

öffentlicher Aufgaben, DÖV 2001, S. 110,
111

7 vgl. aus der vielfältigen Literatur: Kämmerer,
Privatisierung, Typologie – Determinanten –
Rechtspraxis – Folgen; Tübingen 2001

8 Grimmer, Strukturen von Führungsinforma-
tion, in Reinerman, Führung und Information,
Heidelberg 191, S. 94



ist8, umfassen Leitungs- und Führungs-
aufgaben die fachliche Leitung des Amtes
(u.a. fachbezogene Themenstellungen
erarbeiten, bearbeiten; Grundsatzfragen
klären; Beratung und Unterstützung der
Verwaltungsleitung in fachbezogenen
Fragestellungen; Zielsetzungen für das
Amt erarbeiten, abstimmen und umset-
zen), die Personalverantwortung für das
Amt (u.a. strategische amtsbezogene
Personalplanung und -führung; amtsbe-
zogener Personaleinsatz; Führung von
Mitarbeiter- und Beurteilungsgesprä-
chen, Mitbetreuung der Auszubilden-
den), die Organisationsverantwortung
(u.a. Optimierung der Organisation des
Amtes) sowie die Budgetverantwortung
(u.a. Planung und Verantwortung des
Amtsbudgets einschließlich Abwei-
chungsanalyse). Daraus ergeben sich
Anforderungskriterien, die das Outsour-
cing der Leitungsaufgabe wesentlich
beeinflussen: Es wird für eine Amtslei-
tung Fachkompetenz auf dem fachlichen
Sektor sowie Leitungs- und Führungs-
kompetenz gefordert.
Diese Kriterien können auch von privaten
Dritten (Einzelperson oder Unternehmen)
erfüllt werden, so dass sich die Frage stellt,
welche rechtlichen Möglichkeiten zur Ver-
fügung stehen, um die Leitung eines
Amtes in einer Kommunalverwaltung an
externe Dritte zu vergeben.

IV. Rahmenbedingungen

Outsourcing von Amtsleitungsaufgaben ist
an Rahmenbedingungen geknüpft, die sich
aus den rechtlich möglichen Formen des
Outsourcing ergeben.

1. Funktionelle Privatisierung

Bei dem Outsourcing von Amtsleitungs-
aufgaben handelt es sich um eine Privati-
sierung von Aufgaben. In der Literatur9

wird unterschieden zwischen der materiel-
len (echten), der formellen oder organisa-
torischen, der funktionellen und der Finan-
zierungsprivatisierung.
Bei der materiellen Privatisierung wird eine
(kommunale) Aufgabe als solche im Sinne
einer echten Aufgabenverlagerung in den
privaten Sektor einem privaten Aufgaben-
träger übertragen, die Verwaltung zieht
sich aus der Aufgabenerfüllung zurück10.
Bei der formellen Privatisierung werden zur
Wahrnehmung bestimmter Aufgaben pri-
vatrechtliche Organisationen, insbesonde-
re Kapitalgesellschaften in der Form der AG
oder GmbH, errichtet11. Eine Finanzie-
rungsprivatisierung liegt vor, wenn 
Vermögensgegenstände (insbesondere
Grundstücke oder Beteiligungen an Wirt-
schaftsunternehmen) an Private veräußert
werden12. Die funktionale Privatisierung

zeichnet sich dadurch aus, dass nicht die
Aufgabe, sondern die Aufgabenerledigung
übertragen wird13.
Die Übertragung von Amtsleitungstätig-
keiten ist als funktionale Privatisierung zu
charakterisieren, da die (Kommunal-) Ver-
waltung Private oder private Organisatio-
nen zur Unterstützung bei der Erfüllung
der Amtsleitung heranzieht. Kennzeich-
nend ist, dass nicht die gesamte Aufgabe
des Amtes, sondern nur die Erfüllung der
Amtsleitungsfunktion übertragen werden
soll. Die funktionelle Privatisierung kann in
unterschiedlichen Formen erfolgen.

a. Beleihung

Die funktionelle Privatisierung, das Out-
sourcing der Amtsleitung eines Amtes
einer (Kommunal-) Verwaltung stellt dann
eine Beleihung dar, wenn den Privaten /
privaten Organisationen die Kompetenz
zur selbstständigen hoheitlichen Wahr-
nehmung bestimmter Verwaltungsaufga-
ben im eigenen Namen übertragen wor-
den ist15. Die Privaten / privaten Organi-
sationen werden mit hoheitlichen Befug-
nissen ausgestattet, also „beliehen“, und
es wird ihnen ermöglicht, das ansonsten
der Verwaltung (dem Staat) vorbehaltene
öffentliche Instrumentarium einzuset-
zen16. Beliehene werden also mit der
hoheitlichen Wahrnehmung bestimmter
Verwaltungsaufgaben betraut und sind
befugt, Verwaltungsaufgaben in den
Handlungsformen des öffentlichen Rechts
selbstständig, das heißt im eigenen
Namen wahrzunehmen17. Die Privaten
sind und bleiben Privatrechtssubjekte,
können aber – funktionell- in begrenztem
Umfang hoheitlich handeln. Daher sind
sie in die Verwaltung miteinbezogen.
Allerdings handeln sie als Beliehene im
eigenen Namen18.
Outsourcing vom Amtsleitungen stellt
jedoch keine Beleihung dar, denn wesent-
lich für die Wahrnehmung der Amtslei-
tungsaufgaben in einer Kommunalverwal-
tung ist die disziplinarische und fachliche
Einbindung in die Kommunalverwaltung:
Die mit der Wahrnehmung der Amtslei-
tung betraute Person/Firma muss fachlich
und disziplinarisch in die Betriebsabläufe
der (Kommunal-) Verwaltung eingeglie-
dert sein. Die Behördenleitung muss im
Bedarfsfall die Möglichkeit haben, diszipli-
narische Weisungen erteilen zu können.
Außerdem muss die Amtsleitung ihrerseits
die Befugnis haben, Weisungen gegenü-
ber den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Amtes zu erteilen. Auch in fach-
licher Hinsicht muss sichergestellt sein,
dass die Behördenleitung die Amtsleitung
zur Erledigung von Arbeitsaufgaben und
zur Bewältigung von konkreten Proble-
men anweisen kann. Damit werden

Arbeitsabläufe sichergestellt, die sich situ-
ationsbedingt ergeben. Aus alle dem
ergibt sich, dass Amtsleitungen zwar
innerhalb der (Kommunal-) Verwaltung
und auch mit Wirkung gegenüber Dritten
selbstständig tätig werden, aber nicht als
Privatrechtssubjekte. Amtsleitungen han-
deln insoweit nicht im eigenen Namen,
sondern sind in die Betriebsabläufe der
Verwaltung eingebunden. Beliehene sind
zwar als Träger der öffentlichen Verwal-
tung Verwaltungsbehörde im funktionalen
Sinn und damit Teil der Verwaltung, unter-
liegen daher grundsätzlich den öffentlich-
rechtlichen Bindungen, denen Verwaltun-
gen unterliegen, so dass die (Kommunal-)
Verwaltung Aufsicht- und Weisungsrechte
hat, jedoch sind Beliehene nicht in die
Betriebsabläufe der (Kommunal-) Verwal-
tung integriert: Sie handelt als Privat-
rechtssubjekte im eigenen Namen und
daher mit eigener Organisation – zwar wie
eine (Kommunal-)Verwaltung, jedoch
nicht innerhalb der Verwaltung. Folglich
kann ein Outsourcing von Amtsleitungstä-
tigkeiten nicht in Form der Beleihung rea-
lisiert werden.

b. Verwaltungshilfe

Als Verwaltungshelfer ist anzusehen, wem
nicht eine öffentliche Aufgabe selbst, son-
dern – auf vertraglicher Grundlage – nur
die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe
übertragen wird. Die Aufgabenzuständig-
keit selbst verbleibt bei der (Kommunal-)
Verwaltung, die sich des Privatrechtssub-
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9 Schoch, Privatisierung von Verwaltungsauf-
gaben, DVBl. 1994, S. 962; weitere Nach-
weise bei Maurer, Allgemeines Verwaltungs-
recht, 15. Auflage, München 2004, S. 623

10 Schulze-Fielitz, Die kommunale Selbstverwal-
tung zwischen Diversifizierung und Einheit, in
Henneke, aO S. 226; Maurer, aaO, S. 619;
zur Zulässigkeit vgl. Mayen, aaO. S. 111 ff

11 Maurer, aaO., S. 618, zur Zulässigkeit vgl.
Mayen, aaO. S. 112 ff; Boysen, Kommunales
Outsourcing – Rechtsprobleme der privat-
rechtlich verselbstständigten Erfüllung kom-
munaler Aufgaben, VR 1996, 73

12 Maurer, aaO. S. 619
13 Maurer, aaO., S. 618, Schulze-Fielitz, aaO.,

S.226 mwN.
14 Vgl. oben
15 Maurer, aaO., S. 615 ; Burgi, Der Beliehene –

ein Klassiker inm modernen Verwaltungs-
recht, Festschrift für Maurer, 2001, S. 581 ff;
zu den Voraussetzungen der Beleihung vgl.
auch Staatsgerichtshof Bremen, U. v.
15.01.2002, LVerfGE 13, 209; Klappstein, in
Knack, Verwaltungsverfahrensgesetz, Kom-
mentar, 6. Auflage, 1998, § 1 Rn. 7.1.ff

16 Burgi, in Erichsen/Ehlers, Allgemeines Verwal-
tungsrecht, 12. Auflage, Berlin 2002, § 54
Rn. 24

17 Burgi, aaO., § 54 Rn. 24
18 zu den Beispielen vgl. Maurer,aaO., S. 616
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jekts lediglich zur Aufgabenerfüllung
bedient19. Anders als der Beliehene nimmt
der Verwaltungshelfer die ihm übertragene
Aufgabe nicht im eigenen, sondern viel-
mehr im Namen des Hoheitsträgers (der
Kommunalverwaltung) wahr und übt
selbst keine hoheitliche Gewalt aus20.
Outsourcing von Amtsleitungstätigkeiten
stellt Verwaltungshilfe in diesem Sinne dar,
weil der Private/private Organisationen
lediglich die Amtsleitertätigkeiten und
nicht die von dem Amt zu erfüllenden Auf-
gaben übernehmen und – wie dargestellt –
in die Betriebsabläufe der (Kommunal-)
Verwaltung eingegliedert sein müssen.
Ihnen wird nur die Erfüllung der Amtslei-
tung übertragen, für diese spezielle Aufga-
be werden sie herangezogen.

2. Verfassungsrechtlicher Rahmen

Outsourcing von Amtsleitertätigkeiten als
formelle Privatisierung in Form der Verwal-
tungshilfe muss die von der Verfassung
vorgegebenen Grenzen beachten. Zwar
enthält das Grundgesetz nur wenige expli-
zite Bestimmungen über die von Staat und
damit von der Verwaltung vorzunehmen-
den Leistungen sowie die Voraussetzungen
für Privatisierungen21, jedoch enthält das
Grundgesetz je nach Einbeziehung Privater
in die staatliche Aufgabenerfüllung mittel-
bare Grenzen.

a. Sozialstaatsprinzip

Das in Art. 20 und Art. 28 GG niedergeleg-
te Sozialstaatsprinzip verpflichtet den Staat
unter anderem dazu, für eine gerechte
Sozialordnung zu sorgen und die soziale
Sicherheit durch Bereitstellung von Leis-
tungen und Einrichtungen zur Versorgung
der Bevölkerung in wirtschaftlicher, sozialer
und kultureller Hinsicht zu gewährleisten22.
Das Sozialstaatsprinzip gibt nur das Ziel
vor, trifft aber keine Aussage dazu, auf

welche Art und Weise der Staat dieses Ziel
zu erreichen hat23. Daher steht das „Wie“
der Erfüllung der Aufgaben der Daseins-
vorsorge im Ermessen des Staates. Dem
Staat steht es also grundsätzlich frei, diese
Aufgaben mit eigenen Einrichtungen, also
selbst, oder durch Dritte zu erfüllen24.
Allerdings trifft den Staat aufgrund der aus
dem Sozialstaatsprinzip folgenden Ver-
pflichtung zur Bereitstellung der Leistung
eine Gewährleistungspflicht, wenn der
Staat die Aufgaben nicht selbst wahr-
nimmt.
Da bei dem Outsourcing durch vertragliche
Regelung die Gewährleistungspflicht der
(Kommunal-)Verwaltung festgelegt wer-
den kann, ergeben sich aus dem Sozial-
staatsprinzip keine Einschränkungen für
ein Outsourcing von Amtsleitertätigkeiten.

b. Demokratieprinzip

Nach Art 20 GG geht alle Staatsgewalt
vom Volke aus, so dass jede Ausübung der
Staatsgewalt der demokratischen Legiti-
mation bedarf. Das Demokratieprinzip
verlangt eine ununterbrochene Legitima-
tionskette vom Volk zu den mit staatlichen
Aufgaben betrauten Organen und Anstal-
ten25. Personell demokratisch legitimiert
ist ein Amtsträger, wenn er verfassungsge-
mäß sein Amt im Wege der Wahl durch
Volk oder Parlament oder dadurch erhal-
ten hat, dass er durch einen seinerseits
personell legitimierten Amtsträger oder
mit dessen Zustimmung bestellt worden
ist26. Sachlich-inhaltlich verlangt die Legiti-
mation die Bindung des Amtsträgers an
Recht und Gesetz sowie die hinreichenden
Kontrollbefugnisse in Form von Weisungs-
und Aufsichtsbefugnissen durch das Parla-
ment bezüglich der Aufgabenwahrneh-
mung27.
Diese Voraussetzungen erfüllt Outsour-
cing von Amtsleitungen als Verwaltungs-
hilfe, weil der Verwaltungshelfer lediglich
die Aufgabenerfüllung übernimmt und
rechtlich unselbstständig ist. Seine Tätig-
keit kann nicht als demokratisch legitimie-
rungsbedürftige Ausübung von Staatsge-
walt qualifiziert werden28. Demokratisch
legitimiert sein muss jedoch die Entschei-
dung zur Einschaltung eines privaten Ver-
waltungshelfers29, so dass die Entschei-
dung durch Amtsträger der (Kommunal-)
Verwaltung zu treffen ist.

c. Rechtsstaatsprinzip

Das Rechtsstaatsprinzip enthält unter
anderem den Gesetzesvorbehalt. Dieser
besagt, dass bestimmte Maßnahmen der
Exekutive nur auf Grundlage eines hierzu
ermächtigenden Gesetzes erfolgen dür-
fen30. Nach der vom Bundesverfassungs-
gericht entwickelten Wesentlichkeitstheo-
rie besteht der Gesetzesvorbehalt für alle

„wesentlichen“ Verwaltungsentscheidun-
gen . Nicht nur die für den Bürger grund-
rechtsrelevanten Entscheidungen, sondern
auch die Entscheidungen über Organisa-
tion und Verfahren der Verwaltung sind als
wesentlich anzusehen und bedürfen daher
einer gesetzlichen Grundlage32. Maßnah-
men der Privatisierung, des Outsourcing
bedürfen somit einer gesetzlichen Grund-
lage, wenn damit Verwaltungsträger
geschaffen und Hoheitsgewalt übertragen
wird.
Beim Outsourcing von Amtsleitertätigkei-
ten in einer (Kommunal-) Verwaltung
handelt es sich – wie dargestellt – um eine
funktionelle Privatisierung in Form der
Verwaltungshilfe. Da Private lediglich als
rechtlich unselbstständige Verwaltungs-
helfer in die staatliche Aufgabenerfüllung
einbezogen sind, sie also keine hoheit-
lichen Befugnisse ausüben, wird durch sie
– anders als Beliehene – keine neuer Ver-
waltungsträger geschaffen. Verwaltungs-
hilfe unterfällt der Organisationshoheit
und ist daher ohne gesetzliche Grundlage
im Sinne des Gesetzesvorbehaltes zuläs-
sig.

d. Beamtenrechtlicher 
Funktionsvorbehalt

Nach Art 33 Abs. 4 GG ist die Ausübung
hoheitlicher Befugnisse als ständige Auf-
gabe in der Regel Berufsbeamten als
Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu
übertagen, die in einem öffentlich-recht-
lichen Dienst- und Treueverhältnis stehen.
Der Sinn und Zweck des Funktionsvorbe-
halts besteht darin, die demokratische
Verantwortlichkeit, die Treue- und Gehor-
sampflichten sowie die Neutralität der
Amtsführung zu sichern33. Art 33 Abs. 4
GG bildet damit eine Grenze für die Über-
tragung hoheitlicher Befugnisse auf Priva-
te und gilt insbesondere, wenn selbststän-
dige, nicht unmittelbar beim Staat
beschäftigte Private in die öffentliche
Aufgabenerfüllung miteinbezogen wer-
den34. Entscheidend ist, ob den Privaten
hoheitliche Befugnisse als ständige Auf-
gabe übertragen werden. Outsourcing
von Amtsleitertätigkeiten in einer (Kom-
munal-) Verwaltung stellt – wie darge-
stellt – Verwaltungshilfe dar. Da der Ver-
waltungshelfer rechtlich unselbstständig
ist und er – im Gegensatz zum Beliehenen
– die Aufgabenerfüllung nicht in eigenen,
sondern im Namen des Hoheitsträgers
wahrnimmt, übt er keine hoheitliche
Gewalt aus. Beim – zeitweisen – Outsour-
cing wird darüber hinaus eine Aufgabe
auch nicht dauerhaft und damit als stän-
dige Aufgabe übertragen35. Etwas ande-
res gilt nur dann, wenn es keinerlei zeitli-
che Begrenzung für das Outsourcing

19 Schink, Verwaltungsarchiv 1994, S. 251, 257
20 Mauer, aaO., S. 619
21 spezielle Aufgabenfelder sind die des Luftver-

kehrs-, Bahn-, Post- und Telekommunika-
tionswesen Art 87 d bis f GG

22 BVerfGE 22, S. 180, 204
23 BVerfGE 22, S. 180, 204
24 BVerfGE 22, S. 180, 204
25 BVerfGE 93, S. 37, 67; 83, S. 60, 72
26 BVerfGE 93, S. 37, 67; 83, S. 60, 72
27 BVerfGE 93, S. 37, 67
28 Schäfer/Thiersch in Weber/Schäfer/Hauk-

mann, Praxishandbuch Public Privat Partner-
ship, München 2006, S. 90

29 Schäfer/Thiersch, aaO. S. 90
30 BVerfGE 98, S. 218, 251
31 BVerfGE 40, S. 237, 249f; 49, S. 89, 126; 58,

S. 257, 269; 80, S. 124, 132
32 Burgi, aaO. § 52 Rn. 4; § 54 Rn. 27
33 Burgi, aaO. S. 591
34 Schäfer/Thiersch, aaO. S. 93
35 Burgi, aaO. S. 591 mwN.
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geben soll. In diesem Fall ist allerdings
davon auszugehen, dass bis auf die Amts-
leitertätigkeit die Erfüllung der Aufgaben
des Amtes mehrheitlich und schwer-
punktmäßig durch Mitarbeiter der (Kom-
munal-) Verwaltung, also Beamte und
Angestellte, wahrgenommen wird, so
dass das in Art. 33 Abs. 4 GG auch enthal-
tene Regel – Ausnahme – Verhältnis gilt.
Danach gilt die Bindung der Ausübung
hoheitlicher Befugnisse an Beamte nur für
den Regelfall; ausnahmsweise ist eine
dauerhafte Übertragung an Nichtbeamte
zulässig, wenn die betreffende Aufgabe
mehrheitlich und schwerpunktmäßig von
Beamten ausgeübt wird und durch einen
sachlichen Grund gerechtfertigt ist36.

e. Kommunale Aufgabenwahrnehmung

Nach Art. 28 Abs. 2 GG ist den Gemeinden
und den Kreisen das Recht eingeräumt, alle
Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft beziehungsweise die ihnen oblie-
genden Aufgaben im Rahmen der Gesetze
in eigener Verantwortung zu regeln
(Selbstverwaltungsgarantie). Die Selbst-
verwaltungsgarantie umfasst die Organisa-
tionshoheit hinsichtlich der Art und Weise
der Aufgabenerledigung. Im eigenen Wir-
kungskreis können daher Kommunen ihre
Verwaltungsorganisation selbstständig
nach eigenem Ermessen regeln. Auch ohne
ausdrückliche einfachgesetzliche Ermächti-
gung steht den Kommunen die Entschei-
dung zu, in welchen Formen sie ihre Auf-
gaben erfüllen will, also ob sie eine Aufga-
be selbst, durch oder mit privaten Dritten
erfüllen will.

V. Rechtliche Gestaltungs-
möglichkeiten

Zur Realisierung eines Outsourcing von
Amtsleitungstätigkeiten als Verwaltungs-
hilfe können die unterschiedlichen Ver-
tragsformen in Betracht kommen, bei
denen die Erbringung von Diensten oder
Dienstleistungen Vertragsinhalt und Ver-
tragsgegenstand sind.

1. Werkvertrag

Der Werkvertrag ist ein gegenseitiger, ent-
geltlicher Vertrag, in dem sich der Unter-
nehmer (Hersteller) zur Herstellung und
Verschaffung des individuellen Werks, das
heißt zur Herbeiführung eines bestimmten
Arbeitsergebnisses, verpflichtet. Gegen-
stand des Werkvertrages ist eine entgeltli-
che Wertschöpfung37. Diese kann darin lie-
gen, dass durch eine Arbeitsleistung für
den Besteller das vereinbarte Werk
geschaffen38 oder ein erfolgsbezogener
Beitrag zu seiner Verwirklichung geleistet
wird39. Auch ein unkörperliches Arbeitser-
gebnis z.B. Gutachten40 oder ein Bericht41

kann Gegenstand eines Werkvertrages
sein, die Leitung eines Amtes in einer
(Kommunal-)Verwaltung also auch.
Die Amtsleitung hat neben den fachlichen
Anteilen zu einem überwiegenden Teil
Leitungs- und Führungsaufgabe zum
Inhalt. Auch wenn diese als „Werk“
deklariert werden, indem bestimmte, zu
erreichende Leitungs- und Führungsziele
vertraglich festgeschrieben werden, so ist
jedoch dafür erforderlich, dass sämtliche
Ziele für die Dauer des Werkvertrages
schon bei Vertragsabschluss festgelegt
sowie quantitativ wie qualitativ beschrie-
ben werden können42. Dies ist notwendig,
um feststellen zu können, ob das Werk,
der geschuldete Gegenstand des Vertra-
ges, vom Unternehmer erbracht worden
ist. In der Realität ist aber nicht davon
auszugehen, dass sämtliche sich im Laufe
der Zeit ergebende fachlichen Anforde-
rungen und Fragen der Leitung eines
Amtes zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses definiert und festgelegt werden
können. Die Verwaltung könnte neue
Ziele und neue Anforderungen nicht
unmittelbar, sondern nur im Wege einer
Vertragsänderung einbringen und damit
aufgreifen.
Selbst wenn die Inhalte der Amtsleitung
als Gegenstand des Werkvertrages
beschrieben werden könnten, so ist für
den Werkvertrag charakteristisch, dass
der Unternehmer (Hersteller des Werkes)
wirtschaftlich selbstständig handelt43: Der
Unternehmer übt seine Tätigkeit in eige-
ner Verantwortung und unter Einsatz
eigener Arbeitsmittel und Fachkenntnisse
aus44, wobei nach § 642 BGB die Mitwir-
kung des Bestellers einen Werkvertrag
nicht ausschließt. Diese Mitwirkung
bezieht sich beispielsweise auf die Bereit-
stellung von Räumen, die Weitergabe von
Informationen und Material. Ein Werkver-
trag ist auch nicht ausgeschlossen, wenn
der Unternehmer Anweisungen des
Bestellers unterliegt, wie sich aus § 645
BGB ergibt. Eine Anweisung in diesem
Sinne liegt vor, wenn der Besteller für eine
gewünschte Modalität der Ausführung
das Risiko übernimmt45 . Mit der Anwei-
sung oder der Mitwirkung des Bestellers
ist jedoch nicht die für die Funktion einer
Amtsleitung wesentliche disziplinarische
Weisungsbefugnis des Bestellers gegenü-
ber dem Unternehmer und die Einbin-
dung des Unternehmers in die Betriebsab-
läufe des Bestellers zu verwechseln. Gera-
de die für eine Amtsleitung typische diszi-
plinarische Weisungsbefugnis bezie-
hungsweise Weisungsunterlegenheiten
und die organisatorische Einbindung in
die Betriebsabläufe einer Kommunalver-
waltung widersprechen dem Merkmal des
wirtschaftlich selbstständigen Handelns,

da die Letztverantwortung des Unterneh-
mers nicht mehr gegeben ist. Inhalt,
Durchführung, Zeit, Dauer und Ort der
Tätigkeit unterliegen den Regelungen der
(Kommunal-) Verwaltung und gehen
damit weit über eine Mitwirkung oder
Anweisung hinaus. Der Unternehmer ist
nicht mehr nur zu Erstellung eines Werkes
verpflichtet, sondern bei seiner Tätigkeit
in die Organisation des Bestellers so ein-
gebunden, dass ohne diese Rahmenbe-
dingungen die Erstellung des Werkes
nicht möglich wäre.

2. Dienstvertrag

Der Dienstvertrag als gegenseitiger, ent-
geltlicher Vertrag hat eine Dienstleistung
zum Gegenstand. Er unterscheidet sich
vom Werkvertrag dadurch, dass beim
Werkvertrag ein gegenständlich fassbares
Arbeitsergebnis geschuldet wird, während
bei Dienstvertrag die Leistung der verspro-
chenen Dienste Vertragsgegenstand ist.
Typisch für den Dienstvertrag ist die Erbrin-
gung der Dienste in persönlicher und sozi-
aler Selbstständigkeit und Unabhängig-
keit46: Die Dienstleister ist selbst Unterneh-
mer oder Freiberufler, er ist nicht in die
Betriebsabläufe des Vertragspartners ein-
gebunden.
Durch den Abschluss eines Dienstvertra-
ges wird zwar die Erbringung der Tätig-
keit einer Amtsleitung geschuldet, jedoch
ist mit dieser Vertragsform weder die Ein-
bindung in die Betriebsabläufe der Kom-
munalverwaltung noch die Festschrei-
bung bestimmter Leistungsziele gewähr-
leistet.

3. Geschäftsbesorgungsvertrag

Der Geschäftsbesorgungsvertrag hat eine
selbstständige Tätigkeit wirtschaftlicher
Art in fremdem Interesse zum Gegen-
stand47. Eine selbstständige Tätigkeit wird
ausgeführt, wenn Raum für eigenverant-
wortliche Überlegungen und Willensbil-
dungen gegeben ist, also nicht bei
unselbstständigen Tätigkeiten48. Der
Geschäftsbesorgungsvertrag geht damit
von einer Weisungsungebundenheit des

36 Schäfer/Thiersch, aaO. S. 97; Burgi, aaO. S.
590

37 Palandt-Sprau, BGB-Kommentar, 62. Aufla-
ge, München 2004, Vor § 631 Rn. 1

38 BGH NJW 1983, S. 1489
39 BGH NJW 2002, S. 749
40 BGH BB 1995, 170
41 BGH NJW 2002, 3323
42 OLG Köln, NJW-RR 1993, 1529
43 Palandt-Sprau, aaO. Vor § 631 Rn. 1
44 Palandt-Sprau, aaO. Vor § 631 Rn. 1
45 Palandt-Sprau, aaO. §645 Rn. 1
46 Palandt-Putzo, aaO, § 611, Rn 16
47 Palandt-Sprau, aaO § 675, Rn 2; BGHZ 45,

223
48 Palandt-Sprau, aaO § 675, Rn 3



Leistungserbringers aus, so dass aufgrund
der fehlenden Einbindung in die Arbeits-
abläufe eine disziplinarische und fachliche
Weisung der Behördenleitung zur Einhal-
tung bestimmter Vorgaben nicht möglich
ist und ein Weisungsrecht (sowohl in
fachlicher als auch in disziplinarischer Hin-
sicht) gegenüber den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern des Amtes nicht
besteht.

4. Arbeitsvertrag

Gegenstand eines Arbeitsvertrages ist die
Erbringung einer Arbeitsleistung. Es han-
delt sich um einen Dienstvertrag zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer,
wobei Gegensatz zum Dienstvertrag
nicht das bloße Wirken, sondern eine
Arbeitsleistung geschuldet wird. Kennzei-
chen dieses Vertrages ist die Weisungsge-
bundenheit und die Verpflichtung des
Arbeitnehmers, die Arbeitsleistung in
persönlicher Abhängigkeit vom Arbeitge-
ber zu erbringen. Die Tätigkeit einer
Amtsleitung kann mit diesem Vertrag
geregelt werden. Ob damit das Ziel des
Outsourcing erreicht werden kann, muss
bezweifelt werden, da kein neues unbe-
fristetes Arbeitsverhältnis begründet wer-
den, sondern die Tätigkeit der Amtslei-
tung (für einen bestimmten Zeitraum) auf
Private / private Organisationen verlagert
werden soll.
Dies gilt auch, wenn der Arbeitnehmer als
so genannter freier Mitarbeiter beschäftigt
würde. Maßgebend für eine freie Mitarbeit
ist der Grad der persönlichen Abhängig-
keit, die Eingliederung in die Arbeitsorgani-
sation und der Umfang des Weisungs-
rechts49: Ort, Zeit und Dauer der Tätigkeit
müssen frei bestimmt werden können. Dies
ist bei einer Amtsleitertätigkeit – wie dar-
gestellt – nicht der Fall, so dass die freie
Mitarbeit ausscheidet.
Um das mit Outsourcing auch verbundene
Ziele einer von außen kommenden Inno-
vation zu erreichen, bietet es sich an,
einen befristeten Arbeitsvertrag abzu-
schließen und eine Führung auf Zeit zu
installieren. Diese schafft Möglichkeiten,
in einen befristeten Zeitraum auf externen
Sachverstand zurückgreifen zu können,

um aus einem neuen Blickwinkel Optimie-
rungen in dem betroffenen Amt zu schaf-
fen. Und die Amtsleitungstätigkeit zu
übertragen.
Nach § 14 Abs. 2 Teilzeit- und Befristungs-
gesetz kann die Befristung des Arbeitsver-
hältnisses, ohne dass ein sachlicher Grund
hierfür vorliegt, auf die Dauer von bis zu
zwei Jahren wirksam vereinbart werden50.
Innerhalb des Zeitraumes kann das
Arbeitsverhältnis nur wirksam gekündigt
werden, wenn ein rechtfertigender Grund
nach § 1 KSchG vorliegt. Ebenso ist es
denkbar, das Arbeitsverhältnis nicht auf die
Gesamtdauer von zwei Jahren zu befristen,
sondern zu Beginn eine kürzere Frist zu
vereinbaren. Innerhalb des Gesamtzeitrau-
mes von zwei Jahren kann das Arbeitsver-
hältnis dreimal verlängert werden. Nach
Ablauf des Befristungszeitraumes wird das
Arbeitsverhältnis – ohne dass es einer Kün-
digung bedarf – beendet. Vorteilhaft an
dieser Lösung ist die Chance, externen
Sach- und Fachverstand für einen begrenz-
ten Zeitraum nutzen können. Allerdings
wird mit dem Instrument der Führung auf
Zeit die Amtsleitertätigkeit nicht nach
außen verlagert, sondern bleibt wegen der
erforderlichen Einbindung in die Betriebs-
abläufe in der (Kommunal-) Verwaltung
integriert.

5. Arbeitnehmerüberlassung

Bei einer Arbeitnehmerüberlassung über-
lässt der Arbeitgeber einen Arbeitnehmer
für einen begrenzten Zeitraum durch einen
(konkludenten) Vertrag einem anderen
Arbeitgeber zum Zwecke der Arbeitsleis-
tung51. Der Arbeitnehmer wird in die
betriebliche Organisation eingebunden52.
Es handelt sich um einen drittbezogenen
Personaleinsatz, um ein Dreiecksverhältnis
zwischen Entleiher, Verleiher und Arbeit-
nehmer. Der Entleiher kann in diesem Ver-
hältnis den Arbeitnehmer wie eigene
Arbeitnehmer einsetzen, also in seine
Betriebsabläufe einbinden, ohne dass zwi-
schen ihm und dem Arbeitnehmer ein
Arbeitsverhältnis entsteht. Voraussetzung
ist allerdings, dass der Verleiher über die
nach § 1 AÜG erforderliche Erlaubnis zur
Arbeitnehmerüberlassung verfügt. Die
Honorierung der Tätigkeit des Verleihers
erfolgt zwar grundsätzlich ausschließlich
auf der Grundlage des konkret vereinbar-
ten Vertrages, in dem auch die Erreichung
bestimmter Ziele vereinbart werden kann.
Nach § 9 Ziffer 2 AÜG ist es jedoch erfor-
derlich, dass der konkret vereinbarte Ver-

trag für den Arbeitnehmer für die Zeit der
Überlassung keine schlechteren als die im
Betrieb des Entleihers für einen vergleich-
baren Arbeitnehmer des Entleihers gelten-
den Arbeitsbedingungen vorsieht (Equal-
Pay-Gebot). Entscheidend ist damit die
Vergütung der Amtsleitertätigkeit in der
(Kommunal-) Verwaltung: Diese Vergü-
tung kann und darf nicht unterschritten
werden.
Mit der Arbeitnehmerüberlassung kann
die für eine Amtsleitertätigkeit notwendi-
ge Einbindung in die Arbeitsabläufe, die
disziplinarische und fachliche Weisung
der Behördenleitung zur Einhaltung
bestimmter Vorgaben sowie das Wei-
sungsrecht (sowohl in fachlicher als auch
in disziplinarischer Hinsicht) gegenüber
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
des Amtes erreicht werden, so dass sich
für ein Outsourcing von Amtsleitertätig-
keiten lediglich diese Vertragsform anbie-
tet, wenn nicht eine Führung auf Zeit
gewollt ist.

VI. Fazit

Für die Verlagerung von Amtsleitertätigkei-
ten in einer (Kommunal-) Verwaltung als
solche nach außen (Outsourcing als funk-
tionelle Privatisierung in der Form der Ver-
waltungshilfe) ist es rechtlich möglich, für
einen befristeten Zeitraum eine externe
Amtsleitung in einer (Kommunal-) Verwal-
tung zu installieren. Dafür stehen als Ver-
tragsformen die Instrumente der Führung
auf Zeit oder die Arbeitnehmerüberlassung
zur Verfügung.
Ob und inwieweit mit dem Outsourcing
von Amtsleitertätigkeiten die gewünschten
Erfolge der Innovation und Optimierung
eines Amtes erreicht werden können,
hängt wesentlich von dem Privaten / der
privaten Organisation ab, auf die die Tätig-
keit übertragen werden. Sollten (Kommu-
nal-) Verwaltungen sich entschließen,
Amtsleitungen outzusourcen, so ist der
Persönlichkeit des Privaten besondere
Beachtung zu schenken. Leider liegen der-
zeit keine publizierten Erfahrungen zum
Outsourcing von Amtsleitertätigkeiten vor,
so dass nicht beurteilt werden kann, ob mit
dieser Art der Kooperation von Verwaltung
und Privaten die gewünschten Erfolge in
der Praxis erreicht werden.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 3/März 2006 10.30.02
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49 Palandt-Putzo, aaO, § 611 Rn. 10
50 vgl. zur Thematik: Lembke, Die sachgrundlo-

se Befristung von Arbeitsverträgen in der Pra-
xis, NJW 2006, S. 325 ff

51 Palandt-Putzo, aaO, § 611 Rn. 38
52 BAG, NZA 1995, S. 462
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Vor diesem Hintergrund begrüßt der
Landkreistag die Absicht der Landesre-

gierung, Strukturen, Abläufe und Zustän-
digkeiten in der Umweltverwaltung neu zu
ordnen.
Für die erforderliche Neuordnung der
Umweltverwaltung schlägt der Landkreis-
tag ein Modell vor, das die Zusammenfüh-
rung möglichst aller hinsichtlich eines
Betriebsstandorts relevanter Aufgaben und
Zuständigkeiten bei einer Behörde vor-
sieht. Jedem Betrieb („um den gedanklich
ein Zaun gezogen wird“) soll hiernach nur
noch eine Behörde als zentraler Ansprech-

partner zugeordnet und mit umfassenden
Entscheidungsbefugnissen ausgestattet
werden („Zaunmodell“):

1. Integration von 
Sonderbehörden in die 
Bündelungsbehörden der
Kreisstufe

Um für die Industrie- und Gewerbebetrie-
be sowie für die Bürgerinnen und Bürger
nach Möglichkeit nur noch eine zuständige
Behörde als zentralen Ansprechpartner mit
umfassenden Entscheidungsbefugnissen

vorzusehen, bedarf es in organisatorisch-
institutioneller Hinsicht einer Konzentrie-
rung der Umweltverwaltung, d.h. insbe-
sondere einer Auflösung des bisherigen
Nebeneinanders von staatlichen Sonderbe-
hörden und kommunalen Behörden sowie
generell einer Verringerung der derzeitigen
Behördenvielfalt. Um auch in der Umwelt-
verwaltung konsequent einen dreistufigen
Verwaltungsaufbau zu verwirklichen, sind
bestehende Sonderbehörden wie etwa die
Staatlichen Umweltämter, die Staatlichen
Ämter für Arbeitsschutz und die Ämter für
Agrarordnung in die Bündelungsbehörden

Vorschläge des Landkreistages zur 
Modernisierung der Umweltverwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Die Umweltverwaltung in Nordrhein-Westfalen ist durch eine Vielzahl sich in ihren Zuständigkeiten teilweise überschneidender
Behörden geprägt. In Verbindung mit der bestehenden Regelungsdichte im Umweltrecht führt das in der Verwaltungspraxis zu einem
unverhältnismäßig hohen Abstimmungsbedarf, mitunter zu Doppelarbeit, unklaren Verantwortlichkeiten und Kompetenzstreitigkei-
ten sowie der Entwicklung unterschiedlicher Anforderungsniveaus; zeitraubende Verwaltungsverfahren und eine teilweise ineffekti-
ve Überwachung sind die weitere Folge. Antragsteller beklagen ihrerseits, dass es oftmals weder Ansprechpartner noch verlässliche
Auskünfte gibt und klare Planungsvorgaben fehlen. Die in der Anlage beigefügte Darstellung veranschaulicht diese Problematik am
Beispiel eines Gewerbebetriebs bzw. eines mittelgroßen Industrieunternehmens.

Derzeitige Zuständigkeit, Beispiel: Mittelständischer Betrieb
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der Kreisstufe und ggf. der staatlichen
Mittelinstanz (derzeit: Bezirksregierungen)
einzugliedern.

2. Zusammenführung von
Finanz- und Aufgabenver-
antwortung

Auf der Ebene der Bündelungsbehörden
sind die Finanz- und Aufgabenverantwor-
tung einschließlich der Genehmigungs-,
Überwachungs- und Kontrollzuständigkei-
ten weitestmöglich zusammenzuführen. Es
muss sichergestellt werden, dass diejenige
Behörde, die eine Genehmigung erteilt,
auch für die Kontrolle ihrer Beachtung
zuständig ist.

3. Neuzuordnung von 
Aufgaben

Die Neuzuordnung der einzelnen Aufga-
ben muss dem Grundsatz einer subsidiären
Aufgabenwahrnehmung folgen und eine
wirtschaftliche, sparsame und leistungsfä-
hige Aufgabenerledigung gewährleisten.
Aufgaben, die nicht von der öffentlichen
Hand wahrgenommen werden müssen,
können auf Private übertragen werden.
Solche Aufgaben, die weiterhin von der
öffentlichen Hand wahrgenommen wer-
den, sind grundsätzlich orts- und bürger-
nah von den Kreisen/kreisfreien Städten
und den kreisangehörigen Kommunen zu
erledigen und ihnen gegebenenfalls –
sofern sie derzeit noch von staatlichen
Sonderbehörden wahrgenommen werden
– zusätzlich zu übertragen. Im Einzelnen
bedeutet das:

– Flächenbezogene Genehmigungs- und
Überwachungsaufgaben (Grundwasser,
Oberflächengewässer, Bodenschutz,
Abgrabungen) werden auf kommunaler

Ebene gebündelt. Sofern Aufgaben
einen besonderen Örtlichkeitsbezug
aufweisen, werden sie von den kreisan-
gehörigen Städten und Gemeinden bzw.
von den kreisfreien Städten vor Ort erle-
digt (z.B. der Lärmschutz im Nachbar-
schaftsbereich nach Maßgabe der 32.
BImSchV und das Verbrennen von
pflanzlichen Abfällen im Hinblick auf
eine Ausnahmeerteilung gemäß § 27
Abs. 2 KrW-/AbfG).

– Im Weiteren wird die Schnittstelle für die
Zuständigkeiten der staatlichen Mittelin-
stanz und der Kreise/kreisfreien Städte
grundsätzlich danach beurteilt, ob eine
nach dem Umweltrecht bedeutsame
Anlage vorliegt. Den Maßstab hierfür
bieten die Festlegungen der 4. BImSchV.
Während hiernach für genehmigungs-
bedürftige Anlagen nach Spalte 1 der 4.
BImSchV die staatliche Mittelinstanz
zuständig ist, fallen die in Spalte 2 der 4.
BImSchV aufgeführten Anlagen in die
Zuständigkeit der Kreise/kreisfreien
Städte. Befindet sich auf einem Betriebs-
gelände mindestens eine der in Spalte 1
aufgeführten Anlagen, so ist die staatli-
che Mittelinstanz sachlich zuständig.
Diese Zuständigkeit umfasst alle stand-
ortrelevanten behördlichen Aufgaben
von der Genehmigung über die Über-
wachung bis zur Aufsicht. Alle übrigen
Anlagen, die in der Spalte 2 der 4.
BImSchV aufgeführt sind, fallen – eben-
falls umfassend – in die Zuständigkeit
der Kreise/kreisfreien Städte. Zur Veran-
schaulichung dieser Aufgabenneuzuord-
nung ist auf die beigefügte Darstellung
zu verweisen.

– Soweit es in der Abfallwirtschaft um
Aufgaben im Zusammenhang mit Ent-
sorgungsanlagen geht, ist die für das
Immissionsschutzverfahren vorgesehene
Aufgabenverteilung anzuwenden. An-

sonsten erfolgt die Aufgabenwahrneh-
mung allein durch die Kommunen,
soweit diese nicht Entsorgungsaufgaben
im eigenen Wirkungskreis wahrnehmen.

– Aufgaben von überregionaler Bedeu-
tung verbleiben auf der staatlichen
Mittelebene (z.B. Festlegung von Über-
schwemmungsgebieten durch Rechts-
verordnung oder Aufstellung von Luft-
reinhalteplänen und Aktionsplänen im
Zusammenhang mit der Luftreinhaltung
nach § 47 BImSchG). Weiterhin müssen
auch Grundlagendaten für die Pla-
nungsaufgaben im technischen
Umweltschutz (z.B. Überwachung des
Zustandes der Gewässer gemäß WRRL,
Umsetzung des Monitoring gemäß FFH,
Vogelschutz-RL, Erhebung und Archivie-
rung der Daten über Wasserstände und
Abflüsse) von staatlichen Stellen
ermittelt und geführt werden, wobei
den kommunalen Behörden ein Online-
Zugriff auf diese Daten ermöglicht wer-
den sollte.

4. Konnexitätsprinzip

Bei der Eingliederung von Sonderbehörden
und der Herabzonung staatlicher Aufga-
ben auf die kommunale Ebene ist das Kon-
nexitätsprinzip zu beachten. Dementspre-
chend müssen die den Kommunen entste-
henden Kosten unter Einbeziehung etwai-
ger Effizienzrenditen ausgeglichen werden.
Diesbezüglich bedarf es eines zwischen
Land und kommunalen Spitzenverbänden
abgestimmten und hinreichend differen-
zierten Evaluationsprozesses, um nach
objektivierbaren Kriterien eine belastungs-
adäquate Finanzierung durch das Land zu
gewährleisten.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 3/März 2006 1015.17

Kürzungen der Landeszuschüsse im Bereich
der Kindertagesstätten

Der Vorstand des Landkreistages NRW hat in seiner Sitzung am 14. Februar 2006 folgenden Beschluss zu den im Landeshaushalt
2006 vorgesehenen Kürzungen der Landeszuschüsse im Bereich der Kindertagesstätten gefasst:

1. Der Landkreistag NRW lehnt die von
der Landesregierung vorgesehene Kür-
zung der Landeszuschüsse im GTK-
Bereich ab. Die dadurch bei den Kom-
munen entstehenden Finanzierungsde-
fizite können nicht durch interne orga-

nisatorische Maßnahmen der Kommu-
nen aufgefangen werden (z.B. Opti-
mierung und Vereinfachung des Ein-
zugsverfahrens für Elternbeiträge). 

2. Die kommunalen Gebietskörperschaf-
ten werden angesichts ihrer dramati-

schen Haushaltslage gezwungen sein,
diese Kürzungen durch eine Erhöhung
der Elternbeiträge zu kompensieren,
wenn man eine angesichts der bil-
dungspolitischen Bedeutung der Kin-
dertagesstätten kaum vertretbare



Absenkung der Qualität der Kinder-
tageseinrichtungen vermeiden will.
Hinzu kommt, dass angesichts der
geplanten Kürzung der Landeszuschüs-
se ein Ausbau der U-3-Betreuung
gefährdet ist.

Falls die Landesregierung bei ihren Kür-
zungen bleibt, muss erwartet werden,
dass sie durch eine Erhöhung der im GTK
geregelten Elternbeiträge die politische
Verantwortung für die Folgen ihrer Ent-
scheidung gegenüber den Bürgerinnen
und Bürgern übernimmt. Der Vorschlag
wird abgelehnt, die gegenwärtig im
Gesetz festgelegten landesweit geltenden
Elternbeiträge aufzuheben und den kom-
munalen Jugendämtern stattdessen die
Zuständigkeit für eine Festlegung der
Elternbeiträge durch eine örtliche kommu-
nale Satzung zu geben. Ein örtliches Bei-
tragserhebungsrecht verstärkt bildungspo-
litische und sozialpolitische Ungleichge-
wichte und löst zusätzlichen bürokrati-
schen Verwaltungsaufwand aus.

Dem Beschluss des Vorstandes lagen fol-
gende Erwägungen zugrunde:
Der Entwurf des Landeshaushaltes für das
Jahr 2006 sieht unter anderem einen
Betrag von 105 Millionen Euro zur Haus-
haltskonsolidierung vor, der im GTK-
Bereich zu erwirtschaften ist. Diesen Betrag
will das Land wie folgt erwirtschaften:

– Etwa 84,5 Millionen Euro will das Land
durch den Wegfall des so genannte
Elternbeitragsdefizitausgleichsverfah-
rens einsparen. Dieses sieht bisher vor,
dass das Land sich zur Hälfte an der
Finanzierung der Differenz beteiligt, die
sich ergibt, wenn man den landesdurch-
schnittlich unterstellten Anteil der
Elternbeiträge an der Finanzierung der
Nettobetriebskosten von 19,5 Prozent
und das tatsächliche durch Elternbeiträ-
ge erzielte Refinanzierungsvolumen
gegenüberstellt. Das Land geht dabei
davon aus, dass die Kommunen diesen
Wegfall der Landesförderung durch eine
Vereinfachung der Berechnung und eine
Neubemessung der Elternbeiträge aus-
gleichen können. Den Kommunen soll
außerdem zukünftig die Möglichkeit
eingeräumt werden, unter Beachtung
einer sozialen Staffelung die Elternbei-
träge ab dem 1. Juli 2006 selbstständig
festsetzen zu können.

– Der für das Jahr 2005 festgesetzte Trä-
gerkonsolidierungsbeitrag (§ 18b GTK)
wird in der bisherigen Höhe von 72,1
Millionen Euro für das Jahr 2006 fortge-
schrieben. Wie bisher soll es den Trägern
zum Ausgleich möglich sein, Rücklagen
aufzulösen.

Die von der Landesregierung beabsichtig-
ten Maßnahmen sind wie folgt zu bewer-
ten:
Die beabsichtigten Einsparungen verschie-
ben einseitig Finanzierungslasten in die
Kommunalhaushalte. Die Annahme der
Landesregierung, dass die dadurch entste-
henden Fehlbeträge in nennenswertem
Umfang durch organisatorische Maßnah-
men (bürokratische Vereinfachung des Ein-
zugsverfahrens für die Elternbeiträge) auf-
gefangen werden können, wird nicht kon-
kret belegt und ist unrealistisch. Da eine
soziale Staffelung der Elternbeiträge den
Kommunen weiterhin seitens des Landes
zwingend vorgeschrieben werden soll und
wohl auch politisch unumgänglich wäre,
wenn sie das Land nicht vorschreiben
würde, sind auch bei von den Kommunen
zukünftig selbst festzusetzenden Elternbei-
trägen weiterhin bürokratische Prüfverfah-
ren erforderlich. Falls es bei der Kürzungs-
absicht des Landes bleibt, wird vielen Kom-
munen – insbesondere Haushaltssiche-
rungskommunen – nichts anderes übrig
bleiben, von der durch das Land angekün-
digten Möglichkeit Gebrauch zu machen,
aufgrund einer örtlichen Entscheidung die
Elternbeiträge zu erhöhen. Dies ist auch
angesichts der allgemeinen bildungspoli-
tischen Bedeutung schwierig, die den
Kindertageseinrichtungen unter dem Ge-
sichtspunkt der Vorschulerziehung zuge-
wiesen wird und die teilweise sogar zu For-
derungen führt, dass zumindest das letzte
Jahr vor der Einschulung beitragsfrei
gestellt werden müsse. Erschwert wird
diese Diskussion auch noch durch die nicht
belegte Behauptung der Landesregierung,
die Kürzungen der Landeszuschüsse könn-
ten durch eigene organisatorische Maß-
nahmen der Kommunen ohne Erhöhung
der Elternbeiträge zumindest teilweise auf-
gefangen werden. Damit wird in der Dis-
kussion vor Ort dem Eindruck Vorschub
geleistet, nicht die Kürzungen der Landes-
mittel, sondern von den Kommunen zu
verantwortende organisatorische Mängel
seien für die ggf. unausweichlichen Erhö-
hungen der Elternbeiträge verantwortlich.
„Kommunalfreundlicher“ wäre es gewe-
sen, wenn das Land sich eindeutig zu sei-
ner Entscheidung bekannt hätte, die Lan-
deszuschüsse im GTK-Bereich zu kürzen, in
dem es durch eine vom Landesgesetzgeber
vorzunehmende Erhöhung der Elternbei-
träge im GTK die dadurch entstehenden
finanziellen Engpässe kompensiert. Statt-
dessen wird den Kommunen die Verant-
wortung zugeschoben, die sich aus den
Kürzungen der Landeszuschüsse ergeben-
den Folgeentscheidungen gegenüber den
Eltern zu vertreten und durchzusetzen. 
Auch die Ausdehnung der zunächst für die
Jahre 2004 und 2005 befristet vorgesehe-

nen Kürzung der Landeszuschüsse (§ 18 b)
auf das Jahr 2006 führt zu zusätzlichen
Problemen. Bereits in den Vorjahren hatten
die kommunalen Spitzenverbände deutlich
gemacht, dass die Einrichtungen nicht in
der Lage sind, eine dauerhafte Zuschuss-
kürzung zu kompensieren. Dies betrifft ins-
besondere weiterhin die Einrichtungen, die
als Mieter gefördert werden. Ihnen stehen
weder eine Erhaltungspauschale noch
Rücklagen zum Ausgleich zur Verfügung.
Auch die anderen Träger stehen vermehrt
vor erheblichen Problemen. Im Ergebnis ist
zu erwarten, dass sich die Träger an die
Kommunen mit dem Anliegen wenden,
diese Reduzierungen aufzufangen.
Zusammenfassend ist daher festzuhalten,
dass durch die Einschnitte bei der Landes-
förderung der weitere quantitative und
qualitative Ausbau von Betreuungsange-
boten gefährdet wird. Insbesondere die
Umsetzung der bundesgesetzlich veran-
kerten Verpflichtung zum Ausbau der
Betreuungsangebote für unter dreijährige
Kinder wird in Frage gestellt.
Falls es daher bei den Kürzungsabsichten
der Landesregierung bleibt, muss das Land
dafür Sorge tragen, dass durch eine ent-
sprechende Erhöhung der Elternbeiträge
im Gesetz selbst die Finanzierungsdefizite
ausgeglichen werden. Es entspräche einem
wünschenswerten Stil im Umgang von
Land und Kommunen, wenn das Land für
die von ihm zu vertretenden und getroffe-
nen Entscheidungen auch die Folgen
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern
verantworten würde. Hinzu käme, dass
durch eine landeseinheitliche Beitragsfest-
setzung dem Gebot der Chancengleichheit
im Bereich der Kinderbetreuung und schu-
lischen Vorbildung besser Rechnung getra-
gen würde und zudem erheblicher Verwal-
tungsaufwand eingespart würde, der ins-
besondere im kreisangehörigen Bereich mit
einer dezentralen Festsetzung der Eltern-
beiträge verbunden wäre. Denn in den
Kreisen mit mehreren Jugendämtern müs-
sten jeweils getrennte örtliche Satzungen
mit Regelungen zur Beitragshöhe, zu Ein-
kommensgrenzen, zur sozialen Staffelung,
zum Umfang der Ermäßigung bei
Geschwisterkindern et cetera erarbeitet
werden. Eine einheitliche Regelung im
Kreisgebiet oder in einer Region wäre mit
erheblichem Koordinierungsaufwand ver-
bunden und im Übrigen auch deshalb
kaum durchsetzbar, weil sich die finanzielle
Situation örtlich sehr unterschiedlich dar-
stellt. Haushaltssicherungsgemeinden, die
jede Möglichkeit zur Einnahmeverbesse-
rung nutzen müssen, würden mit anderen
politischen Erwägungen an die Festsetzung
von Einkommensgrenzen, sozialen Staffe-
lungen etc. herangehen als Gemeinden,
die größere finanzielle Spielräume haben.
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Dies würde es angesichts der (bildungs-)
politischen Bedeutung, die der Vorschuler-
ziehung inzwischen beigemessen wird,
kaum möglich machen, zu einheitlichen
Bemessungskriterien und Höhen der
Elternbeiträge zu kommen. In den Regio-
nen, in denen Rechenzentren inzwischen
EDV-gestützte Jugendamtsverfahren ent-
wickelt haben, die auch zu einer erheb-
lichen Vereinfachung der Einziehung der
Elternbeiträge geführt haben, bestünde
zudem die Gefahr, dass durch örtlich unter-
schiedliche Heranziehungskriterien und
eine unterschiedliche Heranziehungspraxis
die Basis für solche einheitlichen EDV-Ver-
fahren und die damit verbundenen Ein-
spareffekte entfielen.
Kritisch ist auch zu sehen, dass die Neure-
gelungen schon zum 1. Juli 2006 in Kraft
treten sollen. Da das „Kindergartenjahr“
auf das Schuljahr abgestimmt ist und erst
zum 31. Juli eines Jahres endet, müssten
für die Kinder, die zum 1. August 2006
vom Kindergarten in die Schule wechseln,
noch für einen Monat neue Beitragsbe-
rechnungen und Bescheide erstellt werden,
es sei denn der jeweilige örtliche Träger der

Jugendhilfe verzichtet auf eine Elternbei-
tragserhöhung schon zum 1. Juli 2006 und
nähme die dadurch entstehenden zusätz-
lichen Refinanzierungsprobleme in Kauf. 
Auch unter einem anderen Aspekt wird es
zu Problemen führen, wenn das Gesetz
schon zum 1. Juli 2006 in Kraft tritt.
Abrechnungszeitraum zwischen dem Trä-
ger der Einrichtung und dem Jugendamt
sowie zwischen dem Jugendamt und dem
Land ist das Kalenderjahr. Würde die Ände-
rung des § 18 Abs. 3 schon zum 1. Juli
2006 in Kraft treten, müsste für 2006 eine
differenzierte Abrechnung für das erste und
zweite Halbjahr erfolgen. Die den Abrech-
nungen zugrunde liegenden Personalkos-
ten müssten von den Trägern der Einrich-
tungen auf das erste und zweite Halbjahr
verteilt werden. Zumindest für das erste
Halbjahr müsste auch noch das angeblich
verwaltungsaufwendige Elternbeitragsdefi-
zitverfahren angewandt werden. Der Ver-
waltungsaufwand im Jahre 2006 wird
damit für alle Beteiligten wesentlich erhöht.
Diese Probleme könnten vermieden wer-
den, wenn das Gesetz erst zum 1. Januar
2007 in Kraft treten würde.

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass der
Gesetzentwurf technisch unausgereift zu
sein scheint. So sieht er zum Beispiel vor,
dass auch ermäßigte Geschwisterbeiträge
vorgesehen werden können, wenn ein
Kind eine Offene Ganztagsschule besucht.
Da die Frage, ob und in welcher Höhe
Elternbeiträge an einer Offene Ganztags-
schule erhoben werden, vom örtlichen
Schulträger entschieden wird, die Frage der
Höhe der Kindergärtenbeiträge und der
Ermäßigung dagegen letztlich vom
Jugendamt, dürfte eine solche Regelung
kaum zu praktizieren sein, wenn Jugend-
amtsträger und örtlicher Schulträger aus-
einanderfallen. Denn ein örtliches Jugend-
amt hätte sich bei der Frage, unter welchen
Voraussetzungen Ermäßigungen für
Geschwisterkinder eingeführt werden sol-
len, wenn eines der Kinder eine Offene
Ganztagsschule besucht, mit den teilweise
von Schulträger zu Schulträger differieren-
den Beitragssätzen für die Offene Ganz-
tagsschule auseinanderzusetzen.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 3/März 2006 51.12.19
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Landtagsanhörung zur Reform des 
Sparkassenrechts

Am 26.01.2006 hat der Haushalts- und Finanzausschuss des Landtages eine Anhörung mit dem Thema „Reform des Sparkassen-
rechts darf nicht zur Zerschlagung des Sparkassensystems in Nordrhein-Westfalen führen“ (LT-Drs- 14/202) durchgeführt. Für diese
Anhörung haben die drei kommunalen Spitzenverbände sowie die beiden Sparkassenverbände die unten abgedruckte gemeinsame
Stellungnahme in Form der Beantwortung des Fragenkataloges der Landtagsabgeordneten abgegeben. Diese gemeinsame Beant-
wortung des Fragenkataloges haben die drei kommunalen Spitzenverbände durch die ebenfalls abgedruckte weitere Stellungnahme
ergänzt:

A Sparkassengesetz

1. Bestehen – unter Bewahrung des
Gedankens der Sparkassen (öffent-
licher Auftrag, kommunale Einbindung
etc.) und des Drei-Säulen-Modells –
Deregulierungsmöglichkeiten im nord-
rhein-westfälischen Sparkassenrecht?
Ggf. welche?

Die Frage geht zutreffend davon aus, dass
die geltende, bewährte Struktur der öffent-
lich-rechtlich verfassten Sparkasse in kom-
munaler Trägerschaft und das Drei-Säulen-
Modell der deutschen Kreditwirtschaft
uneingeschränkt zukunftsfähig sind. Im

breiten Konsens der politisch verantwort-
lichen Kräfte in Nordrhein-Westfalen
wurde das Sparkassenrecht NRW im Rah-
men der zurückliegenden Novellierungen
angepasst, um sicherzustellen, dass sich die
nordrhein-westfälischen Sparkassen auch
unter den verschärften Wettbewerbsbedin-
gungen des einheitlichen Europäischen
Binnenmarktes auf Dauer behaupten, ihre
Leistungsfähigkeit steigern und so ihren
öffentlichen Auftrag weiterhin gut erfüllen
können.
Für die in der Frage angesprochene Dere-
gulierung im Rahmen bestehender Grund-
strukturen besteht weiterhin Raum. Mög-
lichkeiten werden namentlich im Bereich
des Sparkassengeschäftsrechts gesehen.

Die beiden Sparkassenverbände haben
hierzu in ihren Stellungnahmen zum
Arbeitsentwurf des Sparkassenreferates
des Finanzministeriums NRW konkrete
Vorschläge unterbreitet. 

2. Durch den Markterfolg von Direktban-
ken und Allfinanzanbietern ist die Wett-
bewerbssituation der Sparkassen
schwieriger geworden. Dieser er-
schwerten Wettbewerbssituation will
die neue Landesregierung mit einer
Modernisierung des Sparkassengesetzes
begegnen. Wie könnte diese Moderni-
sierung aussehen und wo liegen mit
Blick auf die grundlegenden Struktur-
merkmale der Sparkassen ihre Grenzen ?



Sparkassen sind immer schon einem inten-
siven Wettbewerb ausgesetzt, dem sie
stets mit der Anpassung ihrer Geschäfts-
modelle erfolgreich begegnet sind. So
haben sie sich z.B. von Filialinstituten zu
Multikanalanbietern weiterentwickelt. Als
Marktführer insbesondere im Retail- und
Mittelstandsgeschäft sind die Sparkassen
das bevorzugte Ziel für Wettbewerber, die
nennenswerte Marktanteile erreichen wol-
len. Auch der derzeitigen Wettbewerbssi-
tuation stellen sich die Sparkassen durch
eine weitere stärkere Fokussierung auf Ver-
triebsthemen, um durch eine Kommunika-
tionsoffensive dem Marktangriff vor allem
der Direktbanken zu begegnen. Im Qua-
litäts- wie im Preiswettbewerb können die
Sparkassen ihre besondere Stärke der
dezentralen Kompetenz und Entschei-
dungsverantwortung ausspielen.
Im Gegensatz zu den zentral aufgestellten
Konkurrenten mit Konzernstruktur kennen
die Sparkassen ihren lokalen Markt sehr
genau und können auf die Anforderungen
dieses Marktes mit seinen Verbrauchern
individuell reagieren. Diese Lösungen kön-
nen nicht durch Gesetzesnormen erfolgen,
sondern sind allein marktgetriebene Reak-
tionen der Marktteilnehmer auf den Wett-
bewerb. Hierfür sind die Sparkassen in ihrer
jetzigen Struktur mit ihren dezentralen
Stärken gut gerüstet und können den Her-
ausforderungen der Märkte aktiv begeg-
nen.

3. Wie sollte nach Ihrer Ansicht ein neues
Sparkassengesetz ausgestaltet sein,
das die Voraussetzungen der Europa-
tauglichkeit und der Wettbewerbsfä-
higkeit erfüllt ?

Das 2002 im Rahmen des Gesetzes zur
Neuregelung der Rechtsverhältnisse der
öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute in
Nordrhein-Westfalen geänderte Sparkas-
sengesetz setzt die sog. Verständigung I
der Bundesrepublik Deutschland mit der
Europäischen Kommission vom 17. Juli
2001 um und trägt damit den europarecht-
lichen Vorgaben in vollem Umfang Rech-
nung. Wir haben keinen Zweifel, dass das
geltende Sparkassengesetz europatauglich
ist. Ob im Hinblick auf den dauerhaften
Erhalt der Europatauglichkeit künftig
Änderungen des Sparkassengesetzes erfor-
derlich werden, ist Gegenstand eines fort-
dauernden Diskussionsprozesses.
Die im Sparkassengesetz verankerte Orga-
nisationsform der Sparkassen als rechtlich
selbstständige Anstalten des öffentlichen
Rechts in kommunaler Trägerschaft ist Vor-
aussetzung für den funktionierenden, allen
Teilen der Bevölkerung und der Wirtschaft
sowie der öffentlichen Hand zugute kom-
menden Wettbewerb der drei Gruppen des

deutschen Kreditgewerbes. Kommunalge-
bundene, dezentrale, aufgaben- und ge-
meinwohlorientiert arbeitende Sparkassen
gewährleisten eine breit fundierte, sozial
gerechte und solide getragene wirtschaftli-
che Entwicklung aller Regionen und sind
Garanten fairen Wettbewerbs in der Kre-
ditwirtschaft. Das Modell der dezentra-
len, selbstständigen öffentlich-rechtlichen
Sparkasse in kommunaler Trägerschaft
erweist sich nach wie vor als modern und
unverzichtbar im Nebeneinander mit den
Genossenschaftsbanken und privaten
Geschäftsbanken. Der öffentliche Auftrag,
das Regionalprinzip sowie das subsidiäre
Zusammenwirken im Verbund bewähren
sich als gemeinsame Grundorientierung
der Kommunen und ihrer Sparkassen.
Damit die Sparkassen ihre Aufgaben voll
erfüllen und sich dauerhaft im Wettbewerb
bewähren, ihn stärken und beleben kön-
nen, bedarf es einer angemessenen Flexibi-
lität des Geschäftsrechts, das die Sparkas-
sen im Vergleich zu ihren privaten Wettbe-
werbern nicht in der Ausübung ihrer ope-
rativen Geschäfte benachteiligt.
Eine Änderung der Rechtsform der Spar-
kassen wäre dem Anliegen, ihre Leistungs-
fähigkeit weiter zu stärken und eine noch
bessere Erfüllung des öffentlichen Auftrags
zu sichern, abträglich. Eine Steigerung der
Leistungsfähigkeit der Sparkassen kann
durch weitergehende Zusammenschlüsse
von Sparkassen und/oder Kooperationen
dieser Institute erreicht werden. Der Ge-
staltungsspielraum für Sparkassenkoope-
rationen sollte erweitert werden. Hierzu 
werden die beiden Sparkassenverbände
Vorschläge unterbreiten.

4. „Entbürokratisierung“ durch Abschaf-
fung der Sparkassenverordnung ist
grundsätzlich zu begrüßen. Welche
Folgen für die Deregulierungsabsicht
entstehen, wenn alle bisher in der
Sparkassenverordnung detailliert gere-
gelten Sachverhalte in das Sparkassen-
gesetz übernommen werden? Ist das
sinnvoll und was bedeutet das für
mögliche Anpassungen im Wettbe-
werb?

Im Falle der Aufhebung der Sparkassenver-
ordnung sollten im Interesse echter Dere-
gulierung und Flexibilisierung die Bestim-
mungen der geltenden Sparkassenverord-
nung (SpkVO) nur soweit unabweisbar
erforderlich in das Sparkassengesetz, im
übrigen aber aufgehoben oder in die AVV
verlagert werden. Eine weitergehende Ver-
lagerung der bisher in der Sparkassenver-
ordnung geregelten Tatbestände auf die
Gesetzesebene würde die Deregulierungs-
absicht konterkarieren, da zukünftige not-
wendige Anpassungen an sich immer

rascher verändernde Wettbewerbsbedin-
gungen ausschließlich in einem zeitintensi-
ven parlamentarischen Gesetzgebungsver-
fahren erreicht werden könnten. Eine weit-
gehende Verlagerung der SpkVO-Vor-
schriften in das Sparkassengesetz würde
zum Verlust an Flexibilität führen und
damit den Erfordernissen der Praxis
zuwiderlaufen, auch künftig notwendige
Anpassungen an veränderte Marktanfor-
derungen zeitnah vornehmen zu können.
Die Bundesländer, die über keine Sparkas-
senverordnung verfügen, haben von
Detailregelungen zum Geschäftsrecht im
Sparkassengesetz abgesehen. Uneinge-
schränkt gültig bleiben müssen auf Geset-
zesebene jedoch die die Sparkassen und
den Sparkassenverbund kennzeichnenden
Prinzipien, wie z.B. das Regionalprinzip
und das Verbundprinzip.

5. Lässt das nordrhein-westfälische Spar-
kassengesetz den (indirekten) Verkauf
einer Sparkasse auf der Basis eines
sog. Asset Deals zu?

Nach sorgfältiger juristischer Prüfung hal-
ten wir eine Veräußerung aller Vermögens-
werte einer Sparkasse im Sinne eines asset
deals mit dem Ziel, die Veräußerung einer
Sparkasse zu erreichen, für eine unzulässi-
ge Umgehung des geltenden Sparkassen-
gesetzes, da die Vermögenswerte zweck-
gebunden der Erfüllung des öffentlichen
Auftrags der Sparkasse dienen und somit
eine eventuelle Veräußerung dem Gesetz
widerspräche. Sparkassenaufgaben und
die dazu bestimmten Vermögensteile sind
untrennbar miteinander verbunden. Sie
können grundsätzlich nicht ohne Übertra-
gung oder Beendigung der Aufgaben
weitergegeben werden.

B WestLB und Sparkassen/
vertikale Fusion

6. Wie kann das zwischen WestLB und
Sparkassen bereits vereinbarte Ver-
bundkonzept gestärkt werden?

Die Stärkung des Verbundkonzeptes ist nur
durch eine konsequente Umsetzung in der
betrieblichen Praxis sowohl der WestLB als
auch der Sparkassen möglich. Hierfür ist
ein angemessener Zeitraum einzuräumen.
Erste Erfolge sind ablesbar in einer gerade
in jüngster Zeit deutlich steigenden Ver-
bundquote.
In Betracht kommt eine deklaratorische
Betonung des Verbundgedankens im
Gesetz, wonach der Verbund insbesondere
zwischen den Sparkassen in NRW und der
WestLB AG aufgrund der abgeschlossenen
Verträge mit der WestLB AG in ihrer der-
zeitigen Eigentümerstruktur von Land,

95

ThemenThemen



Landschaftsverbänden und Sparkassen in
Nordrhein-Westfalen gilt.

7. Welche Modelle einer Zusammenfüh-
rung der WestLB AG und einer Spar-
kasse in einer Holdingstruktur sind
(aktien)rechtlich zulässig?

Der Finanzminister des Landes Nordrhein-
Westfalen hat mit Schreiben vom 22.
Dezember 2005 dem Rheinischen Sparkas-
sen- und Giroverband und dem Westfä-
lisch-Lippischen Sparkassen- und Girover-
band mitgeteilt, dass es das Verständnis
der Landesregierung sei, dem Landtag
einen Entwurf zur Neufassung des Spar-
kassengesetzes vorzulegen, dessen Inhalt
erfolgreiche Sparkassenarbeit für die
Zukunft gewährleiste. Vor diesem Hinter-
grund beobachte sie hierauf abzielende
Konzepte in anderen Bundesländern und
Regionen wie insbesondere die „NRS
Norddeutsche Retail-Service AG“, das
„Neue Verbundkonzept“ der Sparkassen
in Hessen und Thüringen und der Landes-
bank Hessen-Thüringen sowie die „Sach-
sen-Finanzgruppe“. Welche Vorteile und
Nachteile sich ergeben könnten, wenn
einer dieser oder ein ähnlicher Ansatz in
Nordrhein-Westfalen zur Anwendung
käme und welche gesetzlichen Vorausset-
zungen dafür geschaffen werden müssten,
bedürfe genauerer Untersuchung. Der
Finanzminister möchte dabei auf das Fach-
wissen der beiden Sparkassen- und Giro-
verbände zurückgreifen und hat sie daher
nach § 38 des Sparkassengesetzes NRW
bis Ende Februar 2006 um gutachterliche
Beratung gebeten, ob die genannten Kon-
zepte oder ein ähnlicher Ansatz auch für
die Sparkassenorganisation in Nordrhein-
Westfalen erwägenswert seien.
Wir sind gegenwärtig mit der Ausarbeitung
des Gutachtens befasst. Seinem Ergebnis
kann nicht vorgegriffen werden.

8. Was wären die Konsequenzen vertika-
ler Fusionen zwischen Sparkassen und
Landesbanken sowohl für die Sparkas-
sen als auch für die Landesbanken?

9. Wie würden sich vertikale Fusionen
auf die dezentrale Steuerungsfähigkeit
der einzelnen Sparkasse auswirken?

Antwort zu Fragen 8 und 9: Im Rahmen
einer vertikalen Fusion ginge die einzelne
Sparkasse in der Landesbank auf und
würde zu einer Vertriebsstelle der Landes-
bank.
Soweit mit der Frage auch an den Fall einer
vertikalen Integration der Sparkasse in die
Landesbank gedacht sein sollte, sei auf Fol-
gendes hingewiesen: Jede Sparkasse
würde dann in wichtigen Punkten von

einer zentralen Steuerungseinheit be-
stimmt. Diese Steuerung basierte auf zen-
tralen Ertragszielen und einer zentral, d.h.
von einem Landesbanken-Vorstand fest-
gelegten Geschäftspolitik. Bei diesem
Ansatz wäre für die Belange der Region
und der vielschichtigen Kundschaft der
Sparkassen nur wenig Raum.
Eine vertikale Fusion zwischen Sparkassen
und Landesbanken würde den Landesban-
ken den Eintritt in das Retailgeschäft mit Pri-
vat- und Firmenkunden ermöglichen. Damit
würden sich für die Sparkassen-Finanzgrup-
pe nur Geschäftsverlagerungen in der Grup-
pe und keine neuen geschäftlichen Mög-
lichkeiten für die Gruppe ergeben. 
Für die Sparkassen würde eine solche
Lösung zum Verlust ihrer unternehmeri-
schen Selbstständigkeit führen. Damit
ginge zugleich der bisherige geschäftspoli-
tische Fokus, der auf Kunden innerhalb der
Geschäftsgebiete der einzelnen Sparkassen
abstellt, verloren. Dies würde zu einem
Verlust an Kundennähe führen, die bisher
ein wesentlicher Erfolgsfaktor der Sparkas-
sen ist.
Im Ergebnis wären die Auswirkungen einer
vertikalen Fusion für die Sparkassen nicht
vorteilhaft und für die Landesbanken
ambivalent. Eine zeitnahe Realisierung der
angestrebten betriebswirtschaftlichen Ef-
fekte einer Fusion wäre nicht gegeben. Die
Steigerung von Erträgen wäre durchaus
anzuzweifeln, da die Sparkassen im Retail-
und mittelständischen Firmengeschäft
bereits heute sehr gut und häufig als
Marktführer positioniert sind. Angestrebte
Kostensenkungen würden in erster Linie
dazu führen, Personaleinsparungen in den
Sparkassen einzufordern, wobei betriebs-
bedingte Kündigungen nicht ausgeschlos-
sen werden könnten.
Würden sich die Landesbanken in einer
solchen Konstellation mit ihrem Geschäfts-
modell in Richtung Retailgeschäft aufstel-
len, so würde dies angesichts der derzeiti-
gen Kostenstrukturen in den Landesban-
ken für sie nur zu mäßigen Erfolgen und zu
Ertragseinbußen bei den Sparkassen füh-
ren. Denkbar wäre, dass sich die Landes-
banken in erster Linie auf die Steuerung
des „Konzerns“ fokussieren würden. Bei
dem dann absehbaren Verlust von Kun-
dennähe wäre der Nutzen einer vertikalen
Fusion von Sparkassen und Landesbanken
für die Sparkassen-Finanzgruppe insge-
samt negativ.
Im Übrigen sei auf das in der Antwort zu
Frage 11 angeführte Zitat des Vorstands-
vorsitzenden der Landesbank Baden-
Württemberg (LBBW) hingewiesen.
Zu bedenken ist darüber hinaus, dass in
NRW bedingt durch die Rechtsform AG
der WestLB mit den besonderen Regelun-
gen des Aktienrechts das Festhalten an

öffentlichem Auftrag und der Verpflich-
tung der Gemeinwohlorientierung kaum
möglich wäre. Ferner gibt es in Nordrhein-
Westfalen auch keine klassische öffentlich-
rechtliche Landesbank mehr, sondern mit
der WestLB AG eine international tätige
Geschäftsbank, die u.a. die Sparkassenzen-
tralbankfunktion wahrnimmt und an der
die beiden Sparkassenverbände zusam-
mengerechnet die Mehrheit besitzen.
Das Modell der Sparkasse in öffentlich-
rechtlicher Rechtsform mit kommunaler
Anbindung, gestützt durch einen gelebten
arbeitsteiligen Verbund, belegt eindrucks-
voll, dass die Sparkassen sehr gut und
erfolgreich sowohl die Bedürfnisse der
Kunden als auch die Interessen der Bürger
(öffentlicher Auftrag, Gemeinwohlorientie-
rung) erfüllen. In einem vertikalen Fusions-
modell würden die geschäftspolitischen
Ausrichtungen der einzelnen Sparkasse
„angeglichen“ und letztlich wie bei Beteili-
gungsunternehmen vorrangig den Rendi-
teerwartungen von Beteiligungs-Portfolien
unterworfen. Damit wären z.B. die Berück-
sichtigung der Interessen von Existenz-
gründern oder den Handwerkern und
mittelständischen Unternehmen besten-
falls ein Annex von Unternehmensent-
scheidungen, aber nicht – wie bisher – Teil
der Unternehmensidentität der Sparkas-
sen.

10. Würden vertikale Fusionen zu einer
Zersplitterung des Sparkassenwesens
im Sinne einer Herausbildung von
regionalen Verbünden führen?

Vertikale Fusionen kollidieren mit zahlrei-
chen Strukturmerkmalen des kommunalen
Sparkassenwesens, so z.B. mit der im Ver-
bundprinzip angelegten Arbeitsteilung
zwischen Sparkassen und Landesbanken,
mit den Grundsätzen der kommunalen
Anbindung der Sparkassen, ihrer Dezentra-
lität und der Sicherstellung des öffentlichen
Auftrages. Vertikale Fusionen trügen aber
zugleich die Gefahr regionaler Blockbildun-
gen in sich mit der Folge, dass regionale
Partikularinteressen überhand nehmen.
Hierunter würden der Zusammenhalt und
die Solidarität aller Mitglieder der deut-
schen Sparkassen-Finanzgruppe leiden.
Auf diese Solidarität sind aber Sparkassen
und Landesbanken nicht zuletzt aufgrund
des gemeinsamen Haftungsverbundes an-
gewiesen.
In der Berliner Erklärung der deutschen
Sparkassen und Landesbanken vom 7.
November 2005 wird dementsprechend
betont: „Vertikale Fusionen und Holding-
modelle, in denen Sparkassen ihre Selbst-
ständigkeit verlieren, sind mit dem Leitbild
dezentraler Sparkassen nicht vereinbar. Sie
würden Vorstandsverantwortung vor Ort
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aufheben und Kundennähe beeinträchti-
gen. Sollten unter Einschluss von Sparkas-
sen derartige Regionalinstitute entstehen,
besteht die Gefahr, dass diese nicht mehr
arbeitsteilig mit anderen Instituten der
Sparkassen-Finanzgruppe zusammenwir-
ken. Dadurch würden letztlich die Ver-
bundzusammenarbeit in der bundesweiten
Sparkassen-Finanzgruppe sowie die Nut-
zung ein und derselben Marke bei den
Sparkassen unmöglich. Hierdurch käme es
zu einer Fragmentierung eines der letzten
großen Anbieter im Bankenmarkt mit der
Gefahr der Übernahme solcher Institute
nicht zuletzt durch Finanzinvestoren.“
Im Zusammenhang mit den für die WestLB
AG im vergangenen Jahr getroffenen
Maßnahmen haben alle Vertragspartner
der am 29. Juni 2004 unterzeichneten Ver-
einbarung, darunter auch das Land Nord-
rhein-Westfalen, alle Formen einer vertika-
len Fusion oder Integration auch für die
Zukunft ausgeschlossen. Dies war binden-
de Voraussetzung für die Bereitschaft der
Sparkassen und ihrer Träger, die WestLB
AG mit neuem Kapital auszustatten.

11. Die Befürworter vertikaler Fusionen
verweisen auf entsprechende Model-
le in Hessen und Baden-Württem-
berg. Sind diese Modelle tatsächlich
vergleichbar oder handelt es sich bei
den genannten Beispielen um spezifi-
sche Sonderfälle?

Nach unserer Auffassung und den die
Modelle erläuternden Erklärungen aus
Baden-Württemberg und Hessen handelt
es sich bei der in der Frage offenbar
gemeinten Integration der Landesgirokas-
se Stuttgart in die SüdwestLB und der
Frankfurter Sparkasse in die Landesbank
Hessen-Thüringen um Sonderfälle, die aus
einer speziellen Situation heraus entstan-
den sind.
Als Beleg für die vermeintlichen Vorteile
einer Vertikalisierung wird gern auf die
wirtschaftliche Stärke der Landesbank
Baden-Württemberg (LBBW) verwiesen.
Der Vorstandsvorsitzende dieser Bank hat
in einem Interview der Börsen-Zeitung
vom 11. Oktober 2005 klargestellt, dass
sich der Versuch, die Struktur der LBBW in
anderen Regionen nachzuahmen, als
gefährlicher Irrweg erweisen könnte. Der
betreffende Teil des Interviews lautet:
„In dieser dezentral aufgebauten Sparkas-
sengruppe kommt die vertikale Integration
von Landesbank und Sparkasse nach dem
Muster der LBBW in Mode. Aktueller Fall
ist die Übernahme der Frankfurter Sparkas-
se durch die Helaba. Diskussionen über
vertikale Strukturen gibt es aber auch in
Nordrhein-Westfalen. Wie fühlt man sich
als Vorbild?

Ich warne vor einem Missverständnis. Was
die Ertragssituation betrifft, gründet der
Erfolg der LBBW nicht darauf, dass die
ehemalige SüdwestLB als reine Wholesa-
lebank mit der Fusion im Jahr 1999 das
Mengengeschäft einer Stadtsparkasse
Stuttgart integriert hätte. Nicht von unge-
fähr wurde der Retailbereich noch vor
wenigen Jahren als Geschäft mit hohen
Kosten und geringer Profitabilität charak-
terisiert. Es wäre absolut illusorisch anzu-
nehmen, dass dieses Geschäft auf spekta-
kuläre Weise zum Ergebnis einer Landes-
bank beitragen könnte.
Was waren denn die Erfolgsfaktoren?
Der Erfolg der LBBW liegt erstens im
Mittelstandgeschäft und in dem damit
verbundenen Privatkundengeschäft mit
Unternehmereigentümern begründet. In
diesem Bundesland gibt es nun einmal
sehr viele erfolgreiche Mittelständler.
Zweitens profitieren wir von den über die
Jahrzehnte in der Region entwickelten
Geschäftsbeziehungen der ehemaligen
Landesgirokasse, die 1990 in der LBBW
aufgegangen ist – etwas Vergleichbares
gab es in dieser Ausprägung sonst nirgend-
wo in Deutschland. Ähnliches erleben wir
jetzt bei der Integration der ebenfalls in
der Region fest verwurzelten BW-Bank.
Diese Kombination macht den Ertrag der
„Regionalbank“ innerhalb des LBBW-
Konzerns aus. Aber in vertikalen Integra-
tionen oder in konzernähnlichen Verbund-
modellen ein Allheilmittel zur Lösung
struktureller Probleme sehen zu wollen –
das entspricht nicht unseren Erfahrungen
und könnte sich als gefährlicher Irrweg
herausstellen.
Die allseits gelobte LBBW ist also gar kein
Modell?
Sie ist kein Modell, weil sie in ihrer Struk-
tur nicht wiederholbar ist. Die LBBW ist
ein Unikat.“
Dem ist nichts hinzuzufügen.

12. Die Landesregierung beabsichtigt,
die Anteile an der WestLB AG zu ver-
äußern. Werden dabei die möglichen
Auswirkungen auf die Sparkassen
(z.B. das Ausscheiden der WestLB aus
dem Haftungsverbund der Sparkas-
sen bei einer privaten Beteiligung)
mit in die Überlegungen einbezogen?

Wir gehen davon aus, dass die Landes-
regierung die möglichen Auswirkungen bei
ihren Überlegungen berücksichtigt.
Bei einer Veräußerung des Landesanteils an
der WestLB AG an private Investoren könn-
ten die Voraussetzungen für eine Zugehö-
rigkeit zum Sicherungssystem der deut-
schen Sparkassen-Finanzgruppe nicht mehr
erfüllt sein. Ein Ausscheiden der WestLB AG
aus der Sicherungsreserve der Landesban-

ken und Girozentralen und damit aus dem
Haftungsverbund der deutschen Sparkas-
sen-Finanzgruppe würde zu einer Risiko-
vergrößerung der an der WestLB AG über
die beiden Sparkassen- und Giroverbände
maßgeblich beteiligten Sparkassen führen.
Die Zugehörigkeit zum Institutssicherungs-
system der deutschen Sparkassen-Finanz-
gruppe ist aber u. E. insbesondere auch für
die WestLB AG von erheblicher Bedeutung.
Vorrangig im Hinblick auf die Landesban-
ken wurde das Sicherungssystem zum 
1. Januar 2006 neu geordnet und in seinem
Volumen um rund 50% ausgeweitet. Über
die stärkere Hinwendung der Landesban-
ken zum Verbund und damit verbundene
Bekenntnisse zur Einhaltung der Arbeitstei-
lung zwischen Landesbanken und Sparkas-
sen gelang es, das Sicherungssystem
weiterzuentwickeln. Mit einem Ausschei-
den der WestLB AG aus dem Haftungsver-
bund der deutschen Sparkassen-Finanz-
gruppe würde die Verantwortung für das
Fortbestehen der Bank ausschließlich bei
den Aktionären liegen, die WestLB AG und
ihre Anteilseigner im Fall einer Krise der
Bank aber nicht mehr mit der Solidarität der
gesamten deutschen Sparkassen-Finanz-
gruppe rechnen können. Dies könnte im
Falle eines künftig erforderlichen Einstehens
der Anteilseigner für die WestLB AG erheb-
liche negative Auswirkungen auf die nord-
rhein-westfälischen Sparkassen haben.

C Horizontale Fusion der
Sparkassen

13. Wie hat sich der nicht zuletzt durch
die Sparkassennovellierung 2002 an-
gestoßene horizontale Fusionspro-
zess auf die nordrhein-westfälische
Sparkassenlandschaft ausgewirkt?

a. Hat er zu einer Aushöhlung des Regio-
nalprinzips und zu einer Verringerung
der Trägeranbindung geführt?

Derartige Folgen können wir nicht feststel-
len. Eine Verringerung der Trägeranbin-
dung wird schon durch die Bildung von
Zweckverbänden, deren Mitglieder die bis-
herigen kommunalen Träger der vereinig-
ten Sparkassen sind, vermieden.

b. Hat er zur Schließung von Außenstel-
len und zur Verringerung der Beschäf-
tigtenzahl geführt?

Dies hängt von der Situation der am
Fusionsprozess beteiligten Sparkassen ab.
Aufgrund der für den Fusionsfall gesetzlich
angeordneten Gesamtrechtsnachfolge
werden alle Aktiva und Passiva der
zusammengeschlossenen Sparkassen so-
wie die bei ihnen beschäftigten Dienstkräf-
te von dem vereinigten Institut übernom-
men. Aus politischen wie innerbetrieb-
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lichen Erwägungen wird diese Rechtslage
üblicherweise in den öffentlich-rechtlichen
Verträgen, die aus Anlass einer Sparkas-
senfusion geschlossen werden, noch ein-
mal klargestellt.
Der Rheinische Sparkassen- und Girover-
band weist für seinen Verbandsbereich
ergänzend auf Folgendes hin: In den ver-
gangenen 15 Jahren hat der horizontale
Fusionsprozess zu einer Verringerung der
Anzahl der rheinischen Sparkassen von 60
auf 36 (per 31.12.2005) geführt. Im glei-
chen Zeitraum ist die Zahl der Zweigstellen
mit insgesamt über 1.400 unverändert
hoch geblieben; die Zahl der Beschäftigten
ist mit 35.200 gegenüber 36.500 vor 15
Jahren nahezu unverändert. Die Zahl der
Filialen hat sich seit der Gesetzesnovellie-
rung in 2002 (seit dem 1.1.2002 erfolgten
10 Fusionen) insgesamt leicht ausgewei-
tet.

c. Hat er zu einer Verbesserung der Risi-
kostreuung bei vergebenen Krediten
einzelner Sparkassen nach Fusion
geführt?

Risikokonzentrationen im Kreditgeschäft
können entstehen, wenn ein hoher Anteil
des Kreditvolumens an wenige Schuldner
oder Schuldner einer bestimmten Branche
ausgeliehen wird. Die Auswirkungen von
Fusionen auf größen- oder branchenbe-
stimmte Konzentrationen im Kreditge-
schäft kann nur im Einzelfall beurteilt wer-
den.

d. Hat er zu einer Erhöhung von Aus-
schüttung/Stiftungsmitteln an Ge-
bietskörperschaften geführt?

Dies hängt von der Situation bei den betei-
ligten Sparkassen ab. Ein direkter Zu-
sammenhang zwischen erfolgten Fusionen
und höheren Ausschüttungen aus Gewin-
nen kann nicht festgestellt werden. Die
Ausschüttungsfähigkeit hängt vielmehr
von der individuellen Geschäftsentwick-
lung und Ertragslage der einzelnen Spar-
kasse und der Erfüllung gesetzlicher Vor-
aussetzungen ab. Die Entscheidung über
die Gewinnverwendung obliegt der Trä-
gervertretung.

e. Hat er zu einem kostengünstigeren
Rating und zu besseren Ratingergeb-
nissen geführt?

Die Ratingagentur Moody´s hat der Grup-
pe der Sparkassen, Landesbanken und
Landesbausparkassen bundesweit einen
Rating-Floor (Mindestrating) in Höhe von
A 1 erteilt. Damit hat jedes dieser Institute
mindestens eine Bonität in Höhe von A 1.
Diese stark vom Haftungsverbund der
Sparkassen-Finanzgruppe geprägte Einstu-
fung gibt jeder Sparkasse die Möglichkeit,
sich auf dieses Bonitätsurteil zu berufen,

ohne ein eigenes Rating in Auftrag geben
zu müssen.
Zusammenschlüsse haben bei dieser Ein-
stufung keine oder nur eine untergeordne-
te Rolle gespielt.
Aufgrund der zentralen Initiative des
Deutschen Sparkassen- und Giroverban-
des ergeben sich bei diesem Prozess keine
unmittelbaren Kosten für die Sparkassen.
Nur wenige Sparkassen haben daneben ein
eigenes Rating in Auftrag gegeben. Über
eventuelle positive Auswirkungen von
Sparkassenfusionen auf die Rating-Ein-
stufungen liegen keine Erkenntnisse vor.
Die Auswirkungen von Fusionen auf die
Kosten von Rating-Prozessen sind nicht
untersucht, dürften jedoch gering sein.

D Privatisierung der 
Sparkassen

14. Wie würde sich eine Öffnung der
Sparkassen für private Investoren auf
die Bedeutung der Sparkassen als ein
wichtiges Instrument regionaler
Strukturpolitik auswirken?

15. Welche Auswirkungen wird nach
Ihrer Ansicht eine Sparkassenöffnung
für private Minderheitsbeteiligungen
auf das gemeindliche Allgemeinwohl
haben?

Antwort zu 14 und 15: Der öffentliche
Auftrag der Sparkassen und ihre Gemein-
wohlorientierung sind ohne einen entspre-
chenden institutionellen Rahmen wie die
kommunale Trägerschaft, die Anstalt
öffentlichen Rechts sowie das daraus ab-
geleitete Regionalprinzip nicht erfüllbar.
Es ist falsch zu glauben, eine für privates
Kapital oder selbst nur für eine private
Minderheitsbeteiligung geöffnete Sparkasse
könne gleichermaßen einen öffentlichen
Auftrag erfüllen. Warum sollten sich private
Investoren ausgerechnet an solchen Unter-
nehmen beteiligen, die die Gewinnmaxi-
mierung nicht zu ihrem vorrangigen
Geschäftszweck erklären? Der Wunsch
nach attraktiven Renditen lässt sich kaum
mit dem Engagement der Sparkassen für
struktur-, wirtschafts- und gesellschaftspoli-
tische Ziele vereinbaren. Müssen aber einem
privaten Kapitalanleger für sein Investment
besondere Anreize in Form höherer Gewin-
nerwartung geboten werden, dann kommt
es zu einem Zielkonflikt zwischen öffentli-
chem Auftrag und privatwirtschaftlichen
Gewinnstreben. Der kommunale Träger
hätte weniger Einfluss auf die Richtlinien der
Geschäftspolitik und die Verwendung von
Mitteln für das Gemeinwohl – mit nachteili-
gen Folgen für die Nutzenbilanz der Spar-
kassen im kommunalen Raum.

16. Wie ist das Argument, eine Öffnung
der Sparkassen für private Investoren
werde zu einer Verbesserung der
Eigenkapitalsituation der Sparkassen
führen, zu bewerten?

Im Hinblick auf die notwendige Eigenkapi-
talausstattung ist ein Erfordernis für eine
Öffnung der Sparkassen für private Inve-
storen nicht erkennbar.

17. Ist die Bildung von Sparkassen-
Stammkapital sinnvoll? Oder wäre
die Bildung von Sparkassen-Stamm-
kapital der erste Schritt zur Handel-
barkeit von Sparkassenanteilen und
damit zur Privatisierung?

Die Bildung von Stammkapital bei Sparkas-
sen ist weder notwendig noch sinnvoll. Sie
lässt sich letztlich nur vor dem Hintergrund
erklären, dass die Veräußerung von Antei-
len an den Sparkassen und letztlich der
Sparkassen insgesamt ermöglicht werden
soll. Die Sparkasse würde auf diese Weise
zum Handelsobjekt und zu einer bloßen
Finanzbeteiligung ihres Trägers, von der er
sich aus rein fiskalischen Gründen trennen
könnte und – bei entsprechendem Ver-
kaufsdruck – trennen müsste. Fungibilität
des Stammkapitals würde die Auflösung
der kommunalen Bindung und die Schwä-
chung der Regionalorientierung des
dezentralen Unternehmertums befördern.
Anteilserwerber würden ihren Einfluss auf
die Sparkasse nicht ohne Rücksicht auf ihre
eigenen, nicht zwingend dem Geschäfts-
gebiet der Sparkasse geltenden Interesse
ausüben. Insgesamt würde die Erfüllung
des öffentlichen Auftrags leiden.
Ist die Einführung von Stammkapital letzt-
lich nur mit dem Aspekt der Handelbarkeit
erklärbar, so würde die Frage nach dem
Kreis der möglichen Anteilserwerber in den
Blickpunkt rücken. Politisch wäre die
Schaffung von Stammkapital ein Schritt in
Richtung Privatisierung der Sparkassen.
Die Bildung von Stammkapital bei Sparkas-
sen stellt kein taugliches Zukunftsinstrument
dar. Soweit es dazu dienen soll, die Eigentü-
merstellung der Kommunen an Sparkassen
zu betonen, sei darauf hingewiesen, dass es
hierzu nicht der Einführung von Stammkapi-
tal bedarf. Die Rechtsposition der Kommu-
nen erweist sich vielmehr zum einen an den
Kompetenzen der Trägervertretungen, die
den z.B. von Aktionären nicht nachstehen,
partiell sogar überlegen sind (z.B. die Mitwir-
kung an der Vorstandsbestellung). Zum
anderen lässt sich durch eine Änderung der
Ausschüttungsregelung, an der die Verbän-
de mitzuwirken bereit sind, den Interessen
der Kommunen an einer angemessenen Teil-
habe am Ertrag der Sparkassenarbeit hinrei-
chend Rechnung tragen.
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18. Ist das „Stiftungsmodell“ (vgl. bremi-
sches Sparkassengesetz) bei kommu-
nalen Sparkassen der Ausstieg aus
dem regional-orientierten öffent-
lichen Auftrag sowie dem kommuna-
len Selbstverwaltungsrecht? (Gleiche
Frage auch bei „Öffnung für private
Anteilseigner“)

Aus heutiger Sicht wird ein Stiftungsmo-
dell, bei dem der Träger der operativ täti-
gen Sparkasse eine Stiftung wäre, für nicht
nötig gehalten. 
Eine Abkehr vom regional-orientierten
öffentlichen Auftrag sowie dem kommu-
nalen Selbstverwaltungsrecht sehen die
Verbände auch für den Fall der Zulassung
privater Anteilseigner an der Sparkasse,
namentlich wenn damit Mitwirkungsrechte
privater Anteilseigner verbunden sein soll-
ten. Eine derartige Öffnung der Sparkassen
führt zu einem natürlichen Interessen-
gegensatz von privaten Investoren an Ren-
diteorientierung und der öffentlichen Hand
an Erfüllung des öffentlichen, gemeinwohl-
verpflichteten Auftrags der Sparkasse. Sie
bewirkt damit einen grundsätzlichen Ziel-
konflikt.
Ein solcher Konflikt ist schon deswegen
unnötig, weil kein Bedarf an privaten
Beteiligungen erkennbar ist. Vermögens-
einlagen privater Beteiligter sind bei den
Sparkassen bis auf weiteres nicht nötig, um
ihre Eigenkapitalbasis zu verbessern. So-
weit zur Begründung privater Beteiligter
der Gedanke der Bürgersparkasse bemüht
wird, sei darauf hingewiesen, dass die
kommunale Sparkasse in ihrer jetzigen
Ausgestaltung bereits Bürgersparkasse im
besten Sinne des Wortes ist – ihre Geschi-
cke werden von der Vertretung der Bürger-
schaft bestimmt und sie ist für alle Bürge-
rinnen und Bürger ihres Geschäftsgebietes
da.

19. Ist die Forderung der Privatbanken
nach Privatisierung der Sparkassen
bzw. Öffnung der öffentlich-recht-
lichen Institute für privates Kapital
ordnungspolitisch begründet oder
eher in der Tatsache zu sehen, dass
die Privatbanken verstärkt neues
Kundenpotenzial suchen und lästige
Konkurrenz ausschalten möchten?

Die Forderung der privaten Banken nach
einer Änderung der Eigentümerstruktur
der Sparkassen wird zwar ordnungspoli-
tisch begründet, zielt aber eindeutig darauf
ab, die Voraussetzungen für eine Übernah-
me von Sparkassen zu schaffen, um sich
ihrer starken Stellung im Retailgeschäft zu
bemächtigen und damit eigene Schwächen
zu überdecken. Insbesondere die privaten
Großbanken haben festgestellt, dass ihr

Rückzug aus der breiten Kundschaft und
dem Mittelstand falsch war und wollen
ihren strategischen Fehler mit dem Erwerb
von Sparkassen, damit der Marke „Spar-
kasse“ und den Sparkassenkunden, korri-
gieren. Durch gruppenübergreifende Kon-
solidierung, d. h. Aufbrechen des 3-Säu-
len-Modells, sollen höhere Margen durch-
gesetzt werden. (Martin Blessing, Vor-
standsmitglied Commerzbank AG: „Wir
hätten in Deutschland ein anderes Preis-
niveau, wenn es die Sparkassen nicht
gäbe.“)
Dass für Privatbanken mit ihren Attacken
gegenüber Sparkassen nicht ordnungspoli-
tische Gründe, sondern handfeste Eigenin-
teressen im Spiel sind, beweist ihre Haltung
nach der Einigung mit der EU-Kommission
über die Haftungsgrundlagen der Sparkas-
sen und Landesbanken. Kaum erklärten sie
mit der Aufgabe von Gewährträgerhaf-
tung und Anstaltslast den Wettbewerbs-
streit für beendet, da wurden sie für eine
weitere Runde von Forderungen erneut in
Brüssel vorstellig.
Sparkassen sind im deutschen Bankensys-
tem ein unverzichtbares Element, das den
Wettbewerb sichert. Wer also als Privatisie-
rungsbefürworter auf die marktwirtschaft-
liche Wettbewerbsordnung abstellt, der
sollte sich bewusst machen, dass sich die
Sparkassen ihre Stellung am Markt erobert
haben. In einer Marktwirtschaft, in der der
Kunde entscheidet, ist dies Zeichen eines
leistungsstarken Wettbewerbsfaktors. 
Im Übrigen kämen im Falle der Möglichkeit
eines Verkaufs von Sparkassen vermutlich
weniger inländische Institute zum Zuge als
vielmehr eher europäische Banken oder
internationale Finanzinvestoren, die für
Übernahmen von für sie interessanten
Sparkassen einen hohen Preis für den
Markteintritt in Deutschland zu zahlen
bereit sind. Da sich die Leistungsfähigkeit
jeder einzelnen Sparkasse aus der Stärke
des Gesamtgefüges ableitet, würde mit
dem Herausbrechen einzelner Sparkassen
die Gruppe und damit wiederum die ver-
bleibenden Sparkassen geschwächt.

E Sonstiges

20. Ob und wie sollten wirtschaftlich
starken Sparkassen höhere Ausschüt-
tungsmöglichkeiten zur Abführung
an kommunale Träger gewährt wer-
den?

Eine Ausweitung der Ausschüttungsmög-
lichkeiten ist möglich. Die Ausgestaltungs-
möglichkeiten werden derzeit diskutiert.
Die derzeit geltende Ausschüttungsrege-
lung gemäß § 28 Absatz 2 SpkG ist vor-
sichtig bemessen. Bei weitem nicht alle Trä-
gerkommunen nutzen die vorhandenen

Ausschüttungsmöglichkeiten aus, da die
Ausschüttung nur eines von mehreren Ele-
menten finanzieller Leistungen der Spar-
kassen darstellt. Einzubeziehen sind dane-
ben z.B. die jährlichen Spendenaufkom-
men, die zulasten der Ertragsrechnung der
Sparkassen geleistet werden, sowie die
Dotierung von Stiftungen.
Im Zuge einer Neuregelung der Ausschüt-
tungsvorschrift sind neben legitimen
Erwartungen der kommunalen Träger auch
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der
Sparkassen und die Sicherung ihrer
Zukunftsfähigkeit zu beachten. 
Nach dem derzeitigen Stand der Diskus-
sion kommt eine Anpassung sowohl der
Staffelung der Ausschüttungssätze als auch
der Bestandteile der Ausschüttungsrelation
in Betracht. Die Diskussion hierüber ist
noch nicht abgeschlossen. 

21. Aktuell wird diskutiert, die Grenze,
bis zu der die Sicherheitsrücklage auf-
zufüllen ist, von 7 % auf 5 % der im
Sinne des Grundsatzes I gewichteten
Risikoaktiva abzusenken. Eine solche
Absenkung würde die Spielräume für
Ausschüttungen an die Träger erhö-
hen. Welche Folgen hätte ein solcher
Schritt sowohl für die Sparkassen als
auch für die Träger?

Eine Absenkung der Ausschüttungsstaffel
in § 28 Absatz 2 SpkG von 7% auf 5%
würde den Kreis ausschüttungsfähiger
Institute deutlich ausweiten. Dies könnte
dazu führen, dass nach dem bundesein-
heitlichen Risikomonitoring der Sparkas-
sen-Finanzgruppe als gelb oder rot einge-
stufte Sparkassen ausschüttungsfähig
wären.

22. Garantieren nicht gerade Sparkassen
die Versorgung des Mittelstandes mit
banktechnischen Produkten?

Fast alle Kreditinstitute in Deutschland
betreuen nach eigenen Aussagen den
Mittelstand. Statistisch gesehen stimmt das
insofern, als 99 % aller deutschen Unter-
nehmen dem Mittelstand zugerechnet
werden. Aber: 84 % der Unternehmen
haben einen Umsatz von weniger als 2,5
Mio. Euro p.a. In diesem Bereich finden
sich die typischen Kunden der Sparkassen,
wie die Marktanteile belegen. So werden
z.B. fast 80 % der Kredite an das Hand-
werk von Sparkassen ausgeliehen und jede
zweite Existenzgründung von Sparkassen
finanziert. Selbstverständlich können die
Sparkassen allein oder mit Partnern aus der
Sparkassen-Finanzgruppe, d.h. mit der
WestLB AG, der Leasinggesellschaft der
Sparkasse, der Provinzial und anderen
Partnern wie der NRW.BANK oder der KfW
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alle Wünsche ihrer Klientel marktgerecht
erfüllen. Da ist es nicht verwunderlich,
wenn der Nordrhein-Westfälische Hand-
werkstag in seinem Kursbuch des NRW-
Handwerks zu den Kommunalwahlen
2004 fordert: „Wir sind dagegen, die Spar-
kassen aus ihrer öffentlich-rechtlichen
Rechtsform zu entlassen und sie für private
Beteiligungen und Übernahmen durch das
private Bankgewerbe zu öffnen.“ 

23. Verhindern die Sparkassen nicht gera-
de das Entstehen „englischer Verhält-
nisse“, wo große Bevölkerungskreise
kein eigenes Konto mehr besitzen
oder zumindest unverhältnismäßig
hohe Preise dafür zahlen müssen?

Ja. Wo in Europa Sparkassen privatisiert
und in Konzernstrukturen einiger weniger
dominierender Anbieter übernommen wor-
den sind, ist der Zugang zu kreditwirt-
schaftlichen Leistungen aufgrund mangeln-
den Wettbewerbs mit hohen Preisen ver-
bunden, vielen Verbrauchern bleibt er
zudem ganz verwehrt. So müssen z.B. in
Italien die Kunden die höchsten Bankge-
bühren in ganz Europa bezahlen, im Durch-
schnitt fünfmal so hoch wie hierzulande.
In Großbritannien, wo der Bankenmarkt
seit dem Verschwinden von Sparkassen oli-
gopolistische Strukturen aufweist, besitzt
etwa jeder 5. Erwachsene kein Girokonto
mehr. Viele, insbesondere strukturschwa-
che Gebiete, sind von der Versorgung mit
Bankdienstleistungen praktisch ausge-
schlossen. Bei entsprechend guten Rendi-
ten der wenigen Bankkonzerne sind die
Preise ähnlich hoch wie in Italien.
Die Erfahrung anhand dieser Beispiele
lehrt, dass – wenn einmal Privatisierungs-
prozesse eingeleitet worden sind – Spar-
kassen als auf dem örtlichen Markt fokus-
sierte Retailbanken nach längstens 10 Jah-
ren nicht mehr am Markt existieren – mit
den erwähnten Folgen. 

24. Welche Konsequenzen hätte die
Pflicht, im Rahmen der zu erstellen-
den kommunalen Bilanz nach dem
„Neuen kommunalen Finanzmanage-
ment“, das Sparkassenvermögen mit
auszuweisen?

Diese Pflicht besteht nach unserer Auffas-
sung nicht.
Es erscheint weder sachlich noch rechtlich
geboten, die Sparkassen in der kommuna-
len Bilanz nach dem „Neuen Kommunalen
Finanzmanagement“ abzubilden. Die
kommunalen Sparkassen sind nämlich
nicht ohne weiteres mit den sonstigen
kommunalen Unternehmen zu verglei-
chen. Vielmehr ist gerade mit dem Spar-
kassengesetz ausdrücklich ein Sonderregi-

me mit speziellen Regelungen geschaffen.
Dazu gehört auch, dass das Sparkassenver-
mögen zu recht vor dem Zugriff des kom-
munalen Haushaltes geschützt werden soll,
da es sich weitgehend um Einlagen der
Kunden handelt. Auch bei Auflösung einer
Sparkasse ist das Sparkassenvermögen
durch das Sparkassengesetz weitestgehend
gebunden und nicht frei verfügbar. Damit
steht das Sparkassenvermögen aber gera-
de nicht der „normalen“ kommunalen
Aufgabenerfüllung zur Verfügung. Auf
diesen Sonderstatus der Sparkassen mit
entsprechend besonderen Vorschriften
verweist die Gemeindeordnung NRW in 
§ 107 Abs. 7. Insofern könnte eine Aktivie-
rung der kommunalen Sparkassen in der
Bilanz zu falschen Schlüssen verleiten.
Eine Bilanzierung der Sparkassen als Kom-
munalvermögen würde zudem die sparkas-
senpolitische Diskussion immer wieder auf
eine Veräußerung der Sparkassen lenken.
Eine derartige Erhöhung des Veräußerungs-
drucks bei Sparkassen ist aber nicht im
Interesse der Träger. Der Nutzen der Spar-
kassen liegt für die Städte, Gemeinden und
Kreise nicht in ihrem materiellen Wert, son-
dern in ihrer stetigen Aufgabenerfüllung im
Sinne des öffentlichen Auftrags. Schließlich
haben sich auch die Innenminister der Län-
der bei ihren aktuellen Beratungen des
„Neuen Kommunalen Finanzmanage-
ments“ eindeutig dagegen ausgesprochen,
die Sparkassen der allgemeinen Finanzwirt-
schaft der Kommunen zuzurechnen und in
die kommunale Bilanz aufzunehmen.

25. Welche Auswirkungen auf das Regio-
nalprinzip können entstehen, wenn
entsprechend den Plänen der Hessi-
schen Landesregierung der Handel
von Sparkassenanteilen im öffentlich-
rechtlichen Bereich zugelassen wür-
de?

Wie bereits im Rahmen der Antwort zu
Frage D 17. dargelegt, könnten in diesem
Fall nachteilige Auswirkungen auf das
Regionalprinzip eintreten. Fremde Kapital-
geber, auch wenn es andere öffentlich-
rechtliche Anteilseigner sind, dürften mit
ihrer finanziellen Beteiligung vorrangig Ren-
diteziele verfolgen. Diese sind aber nicht auf
den auf das Gebiet des kommunalen Trä-
gers bezogenen Auftrag gerichtet, sondern
liegen in der Realisierung einer entsprechen-
den Verzinsung ihres Investments. Die
finanziell motivierte Beteiligungsmöglichkeit
am Stammkapital anderer Sparkassen stellt
das Regionalprinzip in Frage; denn die wei-
teren Kapitalgeber werden ihren Einfluss auf
die betroffene Sparkasse nicht ohne Rück-
sichtnahme auf ihr eigenes Gebiet ausüben.
Neben die Zielsetzungen des öffentlichen
Auftrags und der Eigenfinanzierung der

Tätigkeit der kommunalen Sparkasse tritt
damit eine weitere, Verteilungskonflikte
aufwerfende Zielkategorie.

26. Wie beurteilen Sie die heutige Eigen-
kapitalausstattung der Sparkassen im
Hinblick auf die Europatauglichkeit?

Die heutige Eigenkapitalausstattung der
Sparkassen trägt den europäischen Maß-
stäben in vollem Umfang Rechnung. Diese
gebieten weder weitere Eigenkapitalmaß-
nahmen noch andere Kapitalformen,
namentlich nicht die Einführung von
Stammkapital bei Sparkassen. In der sog.
Verständigung I zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Europäischen
Kommission vom 17. Juli 2001 und den
Schlussfolgerungen hierüber vom 28.
Februar 2002 wird festgestellt, dass mit der
Ersetzung der Anstaltslast und Abschaf-
fung der Gewährträgerhaftung gemäß den
Bestimmungen der Verständigung die
europäischen Vorgaben erfüllt sind. Die
Umsetzung ist voll umfänglich 2002 im
Gesetz über die Neuregelung der Rechts-
verhältnisse der öffentlich-rechtlichen Kre-
ditinstitute in Nordrhein-Westfalen erfolgt.

F Wettbewerb der 
Kreditwirtschaft

27. Wie ist die Wettbewerbssituation der
Kreditwirtschaft in Nordrhein-West-
falen zu beurteilen?

In Nordrhein-Westfalen herrscht ein inten-
siver Wettbewerb im Kreditgewerbe. Der
Wettbewerb wird durch die Attraktivität
des Finanzplatzes NRW als bevölkerungs-
reichstem Bundesland und die damit
zusammenhängende Präsenz ausländi-
scher Banken bestimmt.
400 Kreditinstitute (31.12.2004) haben
ihren Sitz in NRW, darunter allein in Düs-
seldorf 176 Institute und Repräsentanzen
in- und ausländischer Kreditinstitute. Unter
den 100 größten deutschen Kreditinstitu-
ten finden sich 23 mit Sitz in NRW, darun-
ter 11 zur Gruppe der öffentlich-recht-
lichen Institute zählende, 3 Institute in
genossenschaftlicher und 9 in privater
Rechtsform. Am Finanzplatz NRW findet
sich eine große Bandbreite von Finanz-
dienstleistern: von kleinen genossenschaft-
lichen Instituten und Sparkassen bis hin zu
international operierende Großbanken und
Landesbanken. Den Bürgern, Kommunen
und Unternehmen werden durch die Viel-
falt der Banklandschaft mit Universalinsti-
tuten mit flächendeckendem Filialnetz,
Direktbanken, Instituten mit Spezialaufga-
ben und Förderbanken alle modernen
Bankdienstleistungen und Produkte in
einem intensiven Preis- und Qualitätswett-
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bewerb angeboten. Überdies ist eine große
Zahl banknaher Unternehmen (147
Finanzdienstleistungsinstitute) in Nord-
rhein-Westfalen beheimatet.

28. Wie lassen sich die Marktanteile
innerhalb der nordrhein-westfäli-
schen Kreditwirtschaft beschreiben?

Im Zeitraum von 2003 bis heute kann eine
grundlegende Verschärfung der Wettbe-
werbssituation festgestellt werden. Die ins-
gesamt schwache konjunkturelle Entwick-
lung hat zu einer Zunahme des Preisdrucks
auf der Anbieter- und einer gleichzeitig
steigenden Preissensibilisierung auf der
Kundenseite geführt.
Die Sparkassen in NRW reichen rund ein
Drittel der Kredite an Nichtbanken aus und
haben einen Anteil an den Einlagen von
Privatpersonen von rund 40 %. Diese
Marktanteile resultieren aus einer über
Jahrzehnte erfolgten kundenorientierten
Marktbearbeitung, die auf eine langfristige
vertrauensvolle Kundenbeziehung zielt.
Bei verloren gegangenen Marktanteilen in
einzelnen Geschäftsfeldern gegenüber
Direktanbietern – was sowohl das Neuge-
schäft als auch die Bilanzbestände einzel-
ner Institute betrifft – konnten durch Initia-
tiven zur Rückgewinnung dieser Kunden
erste beachtliche Erfolge erzielt werden.

29. Wie verteilen sich die Marktanteile
im Kreditgeschäft, insbesondere in
den Bereichen der Mittelstandsförde-
rung und der privaten Baufinanzie-
rung?

Die Marktanteile der Sparkassen im Bereich
von Investitionskrediten konnten im Zei-
traum von 1998 bis 2004 auf stabilem
Niveau gehalten werden. Die Sparkassen
in NRW reichen rund 40 % der Kredite an
Unternehmen und Selbständige aus. Fast
80 % der Kredite an das Handwerk in
NRW werden durch die Sparkassen ausge-
liehen – mit weiter steigender Tendenz. Sie
finanzieren jede zweite Existenzgründung.
Dieses schwierige, kosten- und beratungs-
intensive Geschäft überlassen die Wettbe-
werber zunehmend den Sparkassen.
Bei privaten Wohnungsbaukrediten errei-
chen die Sparkassen einen Marktanteil von
rund 35 %. Hier sind regional Marktan-
teilsverschiebungen zugunsten der genos-
senschaftlichen Institute und der Direkt-
banken zu verzeichnen. 

30. Wie wäre die Wettbewerbsfähigkeit
in der nordrhein-westfälischen Kre-
ditwirtschaft zu verbessern?

Im Rahmen einer weiteren Liberalisierung
des Sparkassenrechts in NRW kommen

Erweiterungen der geschäftlichen Spielräu-
me der Sparkassen im Kreditgeschäft, bei
der Börseneinführung von eigenen Wert-
papieremissionen und bei Beteiligungen in
Betracht.
Jede Gruppe der Kreditwirtschaft sollte sich
in ihrem Bereich um vorhandene Innova-
tions- und Rationalisierungsmöglichkeiten
kümmern und bisher ungenutzte Potentia-
le in der Marktbearbeitung ausschöpfen.
Die Sparkassen werden weiterhin an der
Umsetzung ihrer Strategie arbeiten, Kosten
zu senken, Erträge zu steigern und die Ver-
bundzusammenarbeit zu intensivieren.
Weitere Fusionen und Kooperationen in
den eigenen Reihen sind vorstellbar.
Im übrigen gibt es eine Reihe von Anknüp-
fungspunkten für eine gruppenübergrei-
fende Zusammenarbeit in wettbewerbs-
neutralen Bereichen wie dem Back-Office.
Die Sparkassen in NRW sind hier mit der
Gründung der dwpbank gemeinsam mit
dem genossenschaftlichen Sektor Vorbild
im Bereich der Wertpapierabwicklung.

Ergänzende Stellungnahme der kommu-
nalen Spitzenverbände vom 16.01.2006

Als gemeinwohlorientierte Institute über-
nehmen die Sparkassen gesellschaftliche
Verantwortung, denn es ist Teil ihres
Selbstverständnisses, die Kommunen bei
ihrer Aufgabenerfüllung zu unterstützen.
Diese über Jahre gewachsene und bewähr-
te Partnerschaft von Städten, Gemeinden
und Kreisen einerseits und ihren Sparkas-
sen andererseits zeigt sich auch in der
gemeinsamen Einschätzung hinsichtlich
der zukünftigen Ausgestaltung des Spar-
kassenrechts in Nordrhein-Westfalen.
Insofern verweisen wir auf die gemeinsa-
me Stellungnahme zu dem von Ihnen
übersandten Fragenkatalog zur Reform
des Sparkassenrechts.
Speziell aus Sicht der nordrhein-westfäli-
schen Städte, Gemeinden und Kreise
gestatten Sie uns zur Zukunft des nord-
rhein-westfälischen Sparkassenrechts
zusätzlich noch folgende Anmerkungen:
Die Novellierung des nordrhein-westfäli-
schen Sparkassengesetzes und die damit
verbundene Deregulierung des Sparkas-
senrechts kann von den nordrhein-westfä-
lischen Städten, Gemeinden und Kreisen
nur dann akzeptiert werden, wenn die
Positionen der kommunalen Träger und die
Grundprinzipien der kommunalen Sparkas-
sen, d. h. öffentlicher Auftrag, Regional-
prinzip und öffentliche Rechtsform, nicht
beeinträchtigt werden.
Gerade angesichts der dramatischen
Finanzmisere und der gleichwohl wachsen-
den Zukunftsaufgaben brauchen die Kom-
munen hilfreiche und verlässliche Partner.
Die Sparkassen sind nicht zuletzt wegen

des öffentlichen Auftrags, des Regional-
prinzips und der öffentlichen Rechtsform
für diese Rolle geradezu prädestiniert. 
Gemeinwohlorientierung auf der Basis
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit im
Wettbewerb, dezentrale Unternehmerver-
antwortung vor Ort und kommunale Bin-
dung sowie die Zusammenarbeit im Ver-
bund sind und bleiben Wesenselemente
der Sparkassenidee. Auch nach Wegfall der
Gewährträgerhaftung und Anstaltslast
bestimmen diese Grundprinzipien die
Geschäftsausrichtung der Sparkasseninsti-
tute. Die Anerkennung der öffentlich-
rechtlichen Trägerschaft und des öffent-
lichen Auftrags durch die EU-Kommission
gibt den Sparkassen und ihren Trägern die
notwendige Rechtssicherheit und schafft
die Basis für die Fortsetzung der erfolgrei-
chen Zusammenarbeit der Sparkassen und
ihrer kommunalen Träger zum Nutzen der
Bürgerinnen und Bürger sowie der mittel-
ständischen Unternehmen in der Region.
Mit der Ausweitung der Europäischen
Union wird sich der Wettbewerb der
Regionen weiter intensivieren. In Anbe-
tracht dieser Zukunftsperspektiven kom-
men vor allem auf Städte, Gemeinden und
Gemeindeverbände in der Standort- und
Strukturpolitik neue, zunehmende Heraus-
forderungen zu. Deshalb muss auch in der
zukünftigen Landespolitik das Europa der
Regionen Leitbild bleiben. Für Reformen
der deutschen föderalen Institutionen
bedeutet dies, dass die Eigenverantwor-
tung vor Ort konsequent gestärkt wird.
Gerade bei tendenziell zurückgehenden
Fördermöglichkeiten zur Regionalentwick-
lung werden lokale Initiativen, Institutio-
nen und Unternehmer, die aus eigenem
Antrieb Verantwortung vor Ort überneh-
men, immer wichtiger.
Vor dieser Problemkulisse stellen die Spar-
kassen im Standortwettbewerb einen wich-
tigen Vorteil dar. Das Regionalprinzip und
die Bindung an die kommunalen Träger
veranlassen die Institute, ihre Geschäftspo-
litik auf dem Gebiet des Trägers und damit
auf die Erhaltung und Weiterentwicklung
der heimischen Wirtschaftskraft auszurich-
ten. Diese vernetzte Dezentralität ist im
Interesse der mittelständischen Wirtschaft,
der Bürgerinnen und Bürger und ihrer Kom-
munen. Zugleich hat sich das Regionalprin-
zip als ein besonders erfolgreiches Instru-
ment der Risikobegrenzung im Kreditge-
schäft und damit der Stabilität des Finanz-
sektors erwiesen. Langfristig abgesichert
werden das Regionalprinzip und die Bin-
dung an die kommunalen Träger durch die
öffentliche Rechtsform. An dieser Grund-
statik des kommunalen Sparkassenwesens
muss bei der Novellierung des nordrhein-
westfälischen Sparkassenrechts festgehal-
ten werden.
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Die nordrhein-westfälischen Städte, Ge-
meinden und Kreise schließen sich deshalb
bei ihrer sparkassenpolitischen Positionie-
rung grundsätzlich der Fünf-Punkte-Erklä-
rung der deutschen Sparkassen und Lan-
desbanken zur Verbundzusammenarbeit
und zum künftigen Marktauftritt, der sog.
„Berliner Erklärung“, an. 
Aus ihrer spezifischen Situation heraus
werden die nordrhein-westfälischen Städ-
te, Gemeinden und Kreise darüber hinaus
im Rahmen der anstehenden Novellierung
des Sparkassenrechts in Nordrhein-West-
falen die folgenden Vorstellungen geltend
machen:

● Eine Klärung und Verdeutlichung des
Eigentümerbegriffs bei Sparkassen ggf.
in Analogie zu dem Bayerischen Spar-
kassenrecht mit der inhaltlichen „Bot-
schaft“: Kommunen sind Eigentümer
der Sparkassen bzw. Sparkassen sind
unveräußerbares Eigentum der Kommu-
nen.

● Im Rahmen der Novellierung des Spar-
kassenrechts soll geprüft werden, ob
und wie die Eigentümerstellung der
Kommunen durch Ausweis von nicht
fungiblen Kapitalanteilen („Trägerkapi-
tal bzw. Eigenkapital“) weiter verdeut-
licht werden kann. In diesem Zusam-
menhang wird die Bildung von über-
tragbarem Stammkapital, wie sie derzeit
beispielsweise in Hessen diskutiert wird,
abgelehnt. 

● Aus der Klärung des Eigentümerbegriffs
und der Ausweisung von Eigenkapital
bzw. Trägerkapital ergeben sich auch
Änderungen bei der Gewinnausschüt-
tung. Bei einer entsprechenden Ände-
rung der Ausschüttungsregelung (§ 28
SpG NRW) wird eine angemessene Ver-
zinsung des Eigenkapitals/Trägerkapitals
im Sinne der Wirtschaftsgrundsätze der
Gemeindeordnung (§ 109 GO) ange-
strebt. Auch in diesem Zusammenhang
ist herauszustellen, dass dieses verzinste
Eigenkapital/Trägerkapital nicht fungi-
bel ist.

● Die Kommunen befürworten eine dau-
erhafte und intensive Zusammenarbeit
im gesamten Sparkassenverbund, auch
und besonders zwischen Sparkassen
und der WestLB. Dieses sollte ggf. im
nordrhein-westfälischen Sparkassen-
recht durch ein entsprechendes Koope-
rationsgebot unterstrichen werden.

● Zur Steigerung der Effizienz der Institute
ist bei bleibenden dezentralen Entschei-
dungs- und Verantwortungsstrukturen
die gemeinsame Produktentwicklung im
Verbund zu intensivieren und zu be-
schleunigen.

● Die Kooperationen im Sparkassenver-
bund, beispielsweise zwischen Sparkas-

sen und WestLB dürfen nicht dazu füh-
ren, dass Strukturen von Verbundspar-
kassen, d. h. vor allem vertikale Verbün-
de oder Holding-Strukturen begründet
werden.

● Die Kommunen plädieren für eine Aus-
weitung der Zuständigkeiten und Kon-
trollmöglichkeiten der Verwaltungsräte,
die der Eigentümerfunktion der Kom-
munen gerecht wird. Hierzu ist nicht
zuletzt auch der Informationstransfer an
den Verwaltungsrat zu verbessern.

● Der Kreditausschuss soll über seine bis-
herigen Funktionen hinaus fortentwi-
ckelt werden. 

● Die Novellierung des Sparkassengeset-
zes sollte genutzt werden, um das Spar-
kassenrecht an die verfassungsrecht-
lichen Gegebenheiten (Urwahl des Bür-
germeisters) anzupassen. Position und
Einflussnahmemöglichkeit des Haupt-
verwaltungsbeamten müssten durch
eine Angleichung des Sparkassengeset-
zes an § 113 Abs. 2 GO gestärkt wer-
den. Dies gilt insbesondere auch für die
Wählbarkeit der Hauptverwaltungsbe-
amten zu Mitgliedern des Verwaltungs-
rates bei Zweckverbandssparkassen. 

● Bei Verbundunternehmen, die die klassi-
schen Prinzipien der kommunalen Spar-
kassen verletzen, müssen zukünftig Ein-
schränkungen beim Haftungsverbund
möglich sein. Hier sind die Regelungen
zu den neuen Sicherungssystemen ent-
sprechend nachzubessern. 

Zur Frage eines „Asset Deals“ als Möglich-
keit einer (indirekten) Veräußerung von
Sparkassen betonen die Städte, Gemein-
den und Kreise nochmals, dass ein Verkauf
ihrer Sparkasseninstitute – unabhängig von
der rechtlichen Zulässigkeit – aus mehreren
Gründen nicht in ihrem Interesse liegt. Den
Kommunen ist nämlich klar, dass sie ohne
ihre Sparkassen die geld- und kreditwirt-
schaftliche Versorgung ihrer Bevölkerung
und ihrer örtlichen Wirtschaft nicht mehr
steuern können. Ihr Einfluss auf das lokale
Geschehen würde deutlich abnehmen.
Zum anderen wissen die Kommunen, dass
ein Verkauf ihrer Institute die strukturellen
Probleme in ihren Etats keineswegs lösen
kann. Der Verkauf von kommunalem Ver-
mögen erzeugt finanzwirtschaftlich ledig-
lich kurzfristige Einmaleffekte und würde
strukturelle Reformen zur Lösung der kom-
munalen Finanzkrise eher behindern.
Zur Frage einer Aktivierung von Sparkas-
sen nach dem Neuen Kommunalen Finanz-
management gestatten Sie uns schließlich
noch einige Anmerkungen. Die Kommu-
nen haben diesen Fragenkomplex noch
nicht abschließend in ihren Gremien
behandelt. Gleichwohl ist aus heutiger
Sicht auf Folgendes hinzuweisen:

Aus kommunaler Sicht ist es weder sachlich
noch rechtlich geboten, die Sparkassen in
der kommunalen Bilanz nach dem „Neuen
Kommunalen Finanzmanagement“ abzu-
bilden. Wir dürfen daran erinnern, dass
nach den Intentionen des neuen Rech-
nungswesens insbesondere der Ressour-
cenverbrauch der kommunalen Aufgaben-
erfüllung abgebildet werden soll. Dies soll
unabhängig davon geschehen, ob eine
Kommune eine Aufgabe im Kernhaushalt
oder aber in einer ausgelagerten Form
wahrnimmt. Insofern ist es richtig, verbun-
dene Unternehmen oder Beteiligungen in
der kommunalen Bilanz und im konsoli-
dierten Jahresabschluss aufzunehmen, um
ein abgerundetes und unverzerrtes Bild zu
bekommen.
Bei den kommunalen Sparkassen handelt
es sich aber nicht um eine „das Gesamt-
bild verzerrende Auslagerung“. Auch sind
die kommunalen Sparkassen nicht ohne
weiteres mit den sonstigen kommunalen
Unternehmen zu vergleichen. Vielmehr ist
gerade mit dem Sparkassengesetz aus-
drücklich ein Sonderregime mit speziellen
Regelungen geschaffen. Dazu gehört
auch, dass das Sparkassenvermögen zu
recht vor dem Zugriff des kommunalen
Haushaltes geschützt werden soll, da es
sich weitgehend um Einlagen der Kunden
handelt. Auch bei Auflösung einer Spar-
kasse ist das Sparkassenvermögen durch
das Sparkassengesetz weitestgehend
gebunden und nicht frei verfügbar. Damit
steht das Sparkassenvermögen aber gera-
de nicht der „normalen“ kommunalen
Aufgabenerfüllung zur Verfügung. Auf
diesen Sonderstatus der Sparkassen mit
entsprechend besonderen Vorschriften
verweist die Gemeindeordnung in § 107
Abs. 7. Insofern könnte eine Aktivierung
der kommunalen Sparkassen in der Bilanz
zu falschen Schlüssen verleiten.
Dementsprechend könnte eine Aktivie-
rung der kommunalen Sparkassen in der
Bilanz zu falschen Schlüssen verleiten.
Zudem würde ein derartiger Ausweis die
sparkassen-politische Diskussion immer
wieder auf eine Veräußerung der Sparkas-
sen lenken. Bei einer Veräußerungsoption
tendieren die Sparkassen aber dazu, für
die Träger in rechtlicher Hinsicht zu reinen
Finanzbeteiligungen zu werden. Dies
hätte zur Folge, dass die kommunalen Trä-
ger das Vermögen der Sparkassen in ihre
Haushaltsüberlegungen einzubeziehen
hätten. Angesichts der nach wie vor ange-
spannten Lage praktisch aller kommuna-
len Haushalte wären die Kommunen über
kurz oder lang gezwungen, zur Vermei-
dung einer weiteren Verschuldung die
Sparkassen zum Verkauf anzubieten. Es
würde ein erheblicher Veräußerungsdruck
entstehen. 



So sprach der dreifache Wimbledon-
Sieger Anfang Februar bei der

Abschluss-Pressekonferenz seines Besuchs
in der Arena Kreis Düren. Und nicht nur er.
Auch Henri Leconte („It was a big fun.“),
Carl-Uwe Steeb („Der Funke ist sofort
übergesprungen.“) und Patrik Kühnen („Es
war ein Riesenspaß.“) waren begeistert.
War das vielleicht bloße Höflichkeit der
weitgereisten Herren Gastgeber Landrat
Wolfgang Spelthahn gegenüber?
Nein, ganz und gar nicht. Drei Dutzend
Journalisten, die die Tennisgala in der mit
weit über 2700 Zuschauern vollbesetzten
Arena erlebt hatten, pflichteten den Stars
bei. „Spiel, Satz und Spaß mit Becker und
Leconte – Zuschauer genießen Spitzenten-
nis und großes Entertainment in der Arena.
Beim Doppel bleibt kein Auge trocken“

titelte die Dürener
Zeitung. Den Kolle-
gen von den Dürener
Nachrichten war die
Show ebenfalls die
komplette erste Seite
wert: „Charmanter
Franzose: Ich liebe
Düren“ prangte
oben drüber in gro-
ßen Lettern. Und
auch die Bild-Zeitung
würdigte den Event
mit einem Bilderbo-
gen. „Das tolle Ten-
nis-Spektakel: König
Boris und die Super-
Show von Clown
Leconte!“ lautete die
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Eine derartige Erhöhung des Veräuße-
rungsdrucks bei Sparkassen liegt aber – wie
schon eingangs erwähnt – nicht im kom-
munalen Interesse. Der Nutzen der Spar-
kassen liegt für die Städte, Gemeinden und
Gemeindeverbände nicht in ihrem mate-
riellen Wert, sondern in ihrer stetigen Auf-
gabenerfüllung im Sinne des öffentlichen
Auftrags.
Auch die aktuelle Beschlusslage der Innen-
ministerkonferenz (IMK) ist im Übrigen
eindeutig. Im Leittext wird wörtlich ausge-
führt:
„Für den konsolidierten Jahresabschluss
(Gesamtabschluss) soll deshalb grund-
sätzlich geregelt werden, dass Aufgaben-
träger nur dann in den konsolidierten Jah-
resabschluss (Gesamtabschluss) einzube-
ziehen sind, wenn sie für die Erfüllung der
Verpflichtung, ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der
Kommune zu vermitteln, von Bedeutung
sind. Ist dies geschehen, sind mit dem
Jahresabschluss der Kommune die Jahres-
abschlüsse

– der verselbständigten Aufgabenberei-
che, die mit der Kommune eine Rechts-
einheit bilden,

– der rechtlich verselbständigten Organi-
sationseinheiten Vermögensmassen mit
Nennkapital, an denen die Kommune
eine Beteiligung hat,

– der Anstalten, die von den Kommunen
getragen werden, mit Ausnahme der
Sparkassen,

– die Zweckverbände,
– der rechtlich selbständigen kommunalen

Stiftungen,
– der sonstigen selbständigen Aufgaben-

träger, deren finanzielle Existenz auf-
grund rechtlicher Verpflichtungen we-
sentlich durch die Kommune gesichert
wird,

zu konsolidieren“.

Es bestand in den damaligen Beratungen in
der IMK volle Übereinstimmung, dass die
Sparkassen wegen ihrer Besonderheiten
nicht als eigener Aufgabenbereich der
Kommunen verstanden werden, der aus

der kommunalen Verwaltung ausgeglie-
dert worden ist. Die Sparkassen sollten
auch nicht der allgemeinen Finanzwirt-
schaft der Kommunen zugerechnet wer-
den. Auch wenn der Leittext im
Zusammenhang mit den Sparkassen nur
den konsolidierten Jahresabschluss an-
spricht, gilt das Argumentationsmuster und
die darauf basierende Wertung auch für
die kommunale Bilanz.
Dies alles spricht dafür, dass es weder sach-
lich noch rechtlich geboten ist, im Rahmen
des neuen kommunalen Finanzmanage-
ments die Sparkassen in die kommunale
Bilanz aufzunehmen.
Wir bitten sehr herzlich darum, die in der
gemeinsamen Stellungnahme enthaltenen
Anregungen und Wünsche der kommuna-
len Träger und ihrer Sparkassen bei den
kommenden Beratungen des Sparkassen-
rechts ebenso zu berücksichtigen wie die
vorgenannten zusätzlichen Anmerkungen
aus speziell kommunaler Sicht. 

EILDIENST LKT NRW
Nr. 3/März 2006 80.14.00

Das Porträt: Boris Becker 
als Aushängeschild des Kreises Düren
Von Josef Kreutzer

Boris Becker hat dazugelernt. „Ich bin jetzt 38 Jahre und ein paar Monate alt, und bis vor kurzem wusste ich gar nicht, wo der Kreis
Düren liegt. Nach diesen zwei schönen Tagen kann ich nur sagen, wir haben uns hier sehr wohl gefühlt, hervorragend gegessen. Den
Zuschauern hat es ebenfalls sehr gut gefallen. Dass sie alle bis zum Schluss geblieben sind, war ein tolles Dankeschön an uns.“

Ein Typ, der zieht: Boris Becker lockte Zuschauer aus Nah und
Fern in die Arena Kreis Düren.



Überschrift. Der Kollege der „Welt kom-
pakt“ konnte die Tinte ausnahmsweise
nicht halten und berichtete auf der NRW-
Seite ungewohnt ausführlich. Der
„Wochenspiegel“ servierte seinen Lesern
im Kreis Euskirchen gar drei Beiträge und
stichelte mit der Schlagzeile auf dem Titel-
blatt: „Großes Tennis im Nachbarkreis!“
Spiel, Satz und Sieg – Kreis Düren. Es war
Landrat Wolfgang Spelthahns Idee, Boris
Becker einzuladen. „Ich bin ein Becker-Fan
und habe früher selbst Tennis gespielt“,
erzählt der 42-jährige Spelthahn. Zum
Beweis präsentiert er seinen original Boris-
Becker-Puma-Schläger, den er sich nun
endlich hat signieren lassen. Woher er die
Telefonnummer des dreifachen Wimble-
don-Siegers hatte? Er ist einfach am Ball
geblieben – und wenn der rollt, kommt
manches ins Rollen. In diesem Fall war's
ein Volleyball. Als Sportfan mit ausgepräg-
tem Faible für Marketing hat Spelthahn
manche Großveranstaltungen konzipiert,
etwa 2002 seinen Lieblingsverein FC Bay-
ern München für ein Gastspiel zum 30-jäh-
rigen Kreis-Jubiläum verpflichtet. Beim
jährlichen Beach-Cup, für den einmal im
Jahr tonnenweise Sand vors Dürener Rat-
haus gekippt wird, entstand der Kontakt
zum Aachener Sportorganisator Tilo Busch.
Dieser wiederum hat mit Boris Becker Ten-
nis gespielt, bevor der erstmals den Rasen
in Wimbledon betrat. Kurzum: Es kommt
eins zum anderen, und fragen kostet ja
nichts. Das „Ja“ aus der Schweiz war
dagegen nicht zum Nulltarif zu haben.
Doch dank verlässlicher Sponsoren – Spar-
kasse Düren, Dürener Kreisbahn und Rur-
talbahn – ließ sich das Tennis-Wochenende
rechnen, ganz ohne die Kreiskasse in
Anspruch zu nehmen.
Boris Becker kommt! Was folgte, war der
Run auf die Eintrittskarten. Die Sparkasse
Düren lud ihre jungen Sparer zu einem kos-

tenlosen Jugendtag mit dem dreifachen
Wimbledon-Sieger in die Arena ein. Für die
2300 Plätze gab es weit über 5000 Anfra-
gen, also musste das Los entscheiden. So
waren viele dabei und nicht wenige mit-
tendrin. Jene 250 Kinder im Alter zwischen
sechs und zwölf nämlich, die in der vollbe-
setzten Halle ein kurzweiliges Stationen-
training absolvieren durften. Dabei qualifi-
zierten sich die 24 Besten für eine anschlie-
ßende Übungsrunde mit Boris und Charly

höchstpersönlich. Keine Frage, dass alle
stolz wie Oskar waren – Kinder und Eltern
gleichermaßen.
Die Karten für die eigentliche Gala waren
ebenfalls ratzfatz vergriffen. Die erste Tran-

che von 600 Stück ging in weniger als einer
Stunde über den Tresen, hinter dem auch
Landrat Wolfgang Spelthahn stand. Stun-
denlang hatten Becker-Fans an diesem kal-
ten Wintertag in einer über hundert Meter
langen Schlange ausgeharrt, um sich ihre
Tickets zu sichern. Sie taten gut daran, wie
sich am Ende herausstellen sollte: Die
Arena Kreis Düren hätte viermal ausver-
kauft werden können.
Mit einem Schmankerl wartete der Kreis
Düren am Freitagabend zwischen den bei-
den Tennistagen auf, denn der Mensch
lebt ja nicht vom Brot allein. Dabei gab es
aber weit mehr als Brot: nämlich die Chan-
ce, sich bei der Players Night mit Boris
Becker & Co an einen Tisch zu setzen und
sich von Dürens Ein-Sterne-Koch Manfred
Hefter kulinarisch verwöhnen zu lassen.
Etwa mit Medaillons vom Hirschrücken aus
Eifeler Jagd mit Walnusskruste an Holun-
der-Schokoladensoße. Bei einer Internet-
Auktion unter www.kreis-dueren.de wur-
den 30 der 51 Restaurantplätze verstei-
gert. Die 15 Pakete (je zwei Dinner und
zwei Tenniskarten) kamen schließlich für
400 bis 800 Euro unter den Hammer. Das
Schöne daran: Der Erlös dieser Auktion –
2700 Euro – fließt dem Verein „Menschen
helfen Menschen“ zu, der das Geld für
Leukämiekranke in der Region verwendet.
Was unter dem Strich sonst noch bleibt?

Boris Becker schlug seinen langjährigen
Widersacher und Freund Henri Leconte im
Einzel 6:3, 7:5; beim anschließenden Dop-
pel trafen die Cracks Bälle und Bauchmus-
keln nach Belieben, Spielergebnis absolut
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Die Arena Kreis Düren ist bis auf den letzten Platz besetzt. Die Nachfrage nach Karten für
die Tennisgala war so groß, dass die Halle viermal hätte ausverkauft werden können.

Landrat Wolfgang Spelthahn (stehend) heißt (v.lks.) Carl-Uwe Steeb, Boris Becker, Henri
Leconte und Eric Jelen zur Players Night in einem Dürener Ein-Sterne-Restaurant will-
kommen.



– Verbesserungen in der Familienfreund-
lichkeit,

– Neu-/Umstrukturierungen im Schulbe-
reich (Veränderungen im Schülerver-
kehr)

– Veränderungen in den medizinischen,
sozialen und kulturellen Grundversor-
gungen,

– Schaffung von Voraussetzungen für
ausreichende Pflege- und Betreuungs-
dienste,

– Sicherstellung der Energie- und Wasser-
versorgung sowie -entsorgung.

Bis auf den letzten Punkt hängen alle
Bereiche direkt und indirekt mit dem Ver-

kehr zusammen. Hilfreich bei den Pro-
blemlösungen ist sicherlich eine Neuorga-
nisation von Vernetzungsstrukturen zwi-
schen Akteuren und Institutionen sowie
ein sektorenübergreifendes Zusammen-
wirken privater und öffentlicher Träger. In
die integrierten Betrachtungen sind ver-
kehrliche Belange einzubeziehen. 
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zweitrangig. Dabei drückte der Franzose
der Gala seinen Stempel auf, indem er
ganz nebenbei alle komödiantischen
Register zog. Sein Lieblingsopfer: Schieds-
richter Hans-Dieter Werner, dem er beide
Schuhe klaute.
Den Big Point machte jedoch Landrat Wolf-
gang Spelthahn für den Kreis Düren. „Eine
solche Werbung für den Kreis Düren hat es
noch nicht gegeben“, wird Bert Züll, Bürger-
meister der südlichsten Kreiskommune
Heimbach, in der Montagsausgabe der Köl-
nischen Rundschau zitiert. Recht hat er: Die
Zuschauer, unter ihnen Innenminister Dr.
Ingo Wolf und NRW-Sportausschuss-Vorsit-
zender Axel Wirtz, kamen voll auf ihre Kos-
ten, staunten, lachten, klatschten. Spitzen-
tennis und Clownerie passten an diesem
Nachmittag überraschender Weise ebenso
gut zusammen wie am Abend davor Scho-
kosoße zum Hirschrücken. Es waren eben
lauter Meister am Werk.
Ein Rundgang über den Parkplatz offenbarte
die Strahlkraft der Tennisgala. Da sah man
nicht nur DN-Kennzeichen. Möglich wurde
das Paradebeispiel für Regionalmarketing
durch konsequente Infrastrukturpolitik. Die
Arena Kreis Düren ist darin ein Mosaikstein.
Vor zwei Jahren auf Betreiben Spelthahns
von einem Schweizer Investor errichtet, ist
sie seit einigen Wochen im Besitz der Wirt-
schaftsförderungsgesellschaft von Stadt und
Kreis Düren. Für das Paket, in dem sich
zudem der ebenfalls noch sehr junge Kreis-
hauserweiterungsbau befand, hat die GWS
knapp 30 Millionen Euro bezahlt. Dabei
steht das Darlehen in Schweizer Franken mit
einem Zinssatz von nur 1,77 Prozent zu

Buche. Deshalb wird das Immobilienpaket in
kaum 20 Jahren abbezahlt sein.
Die Arena Kreis Düren dient vormittags
dem Schulsport, ist Heimstatt des Deut-
schen Volleyball-Vizemeisters Evivo Düren
und erlaubt ferner zwei Dutzend Sonder-
veranstaltungen jährlich. Ob „The Ten
Tenors“, die Kastelruther Spatzen, ABBA-
Mania, Karneval oder eben Spitzensport:
Hier ist fast immer was los. Das gilt zuneh-
mend auch für das übrige Kreisgebiet: Im
Norden ist das NRW-Schwimmleistungs-

zentrum Jülich auf dem besten Weg, im
Rahmen der EuRegionalen 2008 zum
Magnet für Breiten- und Spitzensportler zu
werden, in der Mitte wird Kreuzau zum
Mekka für Wellnessbad-Fans ausgebaut,

im Süden locken Rursee und Nationalpark
Eifel – der einzige in NRW – Touristen auch
von weither an. Und alles verbindet
umweltfreundlich die Rurtalbahn.
„Was uns jetzt noch fehlt, ist ein größeres
Hotel“, sinnt Landrat Wolfgang Spelthahn
auf das nächste Projekt. Und das nicht nur,
weil der Kreis Düren seinen prominenten
Gast Boris Becker hat auswärts unterbringen
müssen, sondern vor allem weil der Kreis mit
seinen neuen Angeboten zusehends attrakti-
ver für Besucher von außerhalb wird. Ihnen

muss man Gelegen-
heit geben, ihr Geld in
der Kreisstadt auszu-
geben, was nebenbei
neue Arbeitsplätze
schafft. So ist das
Grundstück für eine
Vier-Sterne-Herberge
schon ausgeguckt,
erste Pläne sind
bereits gezeichnet.
Auch wenn das Hotel
beim nächsten Besuch
von Boris Becker noch
nicht fertig sein sollte:
Der Champion weiß
endlich, wo der Kreis
Düren liegt – und dass
es sich lohnt, ihn zu
besuchen. Doch

damit nicht genug. Durch
ihn haben viele Gäste von auswärts das auch
gelernt. 
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Im Fokus: Wie kann der ÖPNV auf den 
demografischen Wandel reagieren?
Von Dr. Rainer Hamann, Kreis Borken

Der demografische Wandel wird die Kommunen künftig vor große Herausforderungen stellen. Erschwerend überlagern sich die
Effekte von überwiegend immer knapper werdenden Finanzmitteln und absehbar steigenden Fixkosten-Belastungen für die kommu-
nalen Infrastrukturen. Dennoch sind die Kommunen gezwungen, im Rahmen der Daseinsvorsorge in vielfältiger Weise auf den
demografischen Wandel zu reagieren:

Beim Jugendtag der Sparkasse Düren qualifizierten sich 24 Kin-
der für eine Trainingseinheit mit Boris Becker.



Die im Titel gestellte Frage muss in dem
Kontext von sich abzeichnenden Verkehrs-
entwicklungen gesehen werden. Dabei
sind neben allgemeinen Trends insbeson-
dere die Fortschritte im motorisierten Indi-
vidualverkehr – als Konkurrenzverkehrs-

mittel – zu betrachten, und die Verhaltens-
weisen von Senioren zu berücksichtigen.

Verkehrsentwicklung 
und Trends

Die Verkehrsentwicklung und allgemeine
Trends werden wie folgt prognostiziert:

● Die Personenverkehrsleistung 2030
könnte bei gleichen Rahmenbedingun-
gen gegenüber 2003 um etwa 15 bis 25
Prozent abnehmen. Allerdings wird der
Straßengüterverkehr weiter wachsen,
ohne dass hier bislang eine Sättigung
erkennbar ist.

● Verlagerung vom ÖPNV und nichtmo-
torisiertem Individualverkehr (NMIV)
auf den Pkw, zunehmende Distanzen
pro Kopf (nicht unbedingt insgesamt!)
vor allem im Berufsverkehr, Entwicklung
disperser, praktisch nur mit dem MIV zu
bewältigender Verkehre.
Die Abnahme der Personen im Erwerbs-
alter ist mit einem Rückgang der Berufs-
wege, Dienst- und Geschäftsreisen und
einem Abbau der durch den Berufsver-
kehr bedingten Spitzenbelastungen in
den Netzen verbunden. Die sinkende
Anzahl von Kindern und Jugendlichen
führt zu einem Rückgang der Ausbil-
dungswege und damit zu einem Nach-
fragerückgang im NMIV und im ÖPNV.

Bei Schulschließungen werden die Wege
zu den verbleibenden Schulen vielfach
länger und die Kosten für den Transport
werden steigen. 

● Mit der demografischen Alterung subur-
baner und eher peripherer Räume ver-

schärfen sich Erreichbarkeitsprobleme
für ältere Menschen (Mobilitätsarmut).

● Künftige Senioren verfügen zunehmend
über eine Fahrerlaubnis (rund 80 Pro-
zent der über 65-jährigen) und – falls
weiterhin finanzierbar – über einen Pkw.
Sie werden allerdings auch zukünftig,
etwa aus gesundheitlichen oder finan-
ziellen Gründen, weiterhin nicht annä-
hernd vollmotorisiert sein. 

● Die Verkehrsunfallstatistik zeigt in der
Altersgruppe der Generation 65 plus bei
den Getöteten und Verletzten Steige-
rungsraten aufgrund der zunehmenden
Anzahl Menschen in dieser Altersgruppe
und der spezifisch schlechteren Gene-
sungschancen. Die Unfallrate älterer
Autofahrer ist jedoch in der Relation zu
den jüngeren Altersgruppen nach wie
vor geringer. Als Fußgänger sind Senio-
ren im Straßenverkehr besonders
gefährdet: Auch Radfahrer im Rentenal-
ter sind stark gefährdet.

● Noch besitzt Deutschland als Urlaubs-
land für die Älteren die größte Attrakti-
vität, Auslandsreisen werden aber
immer beliebter. Ein Trend zu längeren
Reisen ist zu beobachten. Die Anzahl
der Senioren, die aus gesundheitlichen
oder finanziellen Gründen gar nicht
mehr verreisen nimmt zu.

● Vor dem Hintergrund eines fortan eher
moderaten Wirtschaftswachstums und

eines wahrscheinlich allenfalls stagnie-
renden Budgets für Konsum werden die
Mobilitätskosten in Zukunft die Ver-
kehrsnachfrage stärker beeinflussen als
heute. Die Kosten für Mobilität werden
künftig überproportional zu den übrigen
Lebenshaltungskosten steigen.

Verkehrsverhalten von 
Senioren

Wer sich mit der künftig größer werdenden
Anzahl älterer und hochbetagter Men-
schen befasst, muss wissen, wie sich Senio-
ren verkehrlich verhalten.

● Senioren streben nach Vertrautheit,
sozialer Sicherheit, Unterstützung und
Kontrollierbarkeit.

● Senioren sind eine heterogene Bevölke-
rungsgruppe, deren Lebensumstände
sich immer wieder ändern können, mit-
unter sogar schneller als bei jüngeren
Menschen.

● Das Auto ist für Senioren Ausdruck und
Möglichkeit, am gesellschaftlichen
Leben teilnehmen zu können, und es

wird tendenziell mehr denn je ein
Symbol des selbstbestimmten Lebens.
Zirka 40 Prozent der älteren Bevölke-
rung in Deutschland bevorzugen in
ihrer Freizeit Unternehmungen, die
Mobilität voraussetzen [2]. 

● Ältere Menschen sind in ihrer Freizeit
durchschnittlich mehr als einmal täglich
außer Haus; Es gibt künftig eine zuneh-
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Barrieren überwinden – nicht nur sprich-
wörtlich ein Problem für ältere Fahrgäste

Taxi und Bus ergänzen sich gegenseitig – für ältere Mitbürger ein Segen.



mend größer werdende Gruppe Älterer,
die sogar hochmobil ist; Die meisten
Aktivitäten sind auf den eigenen Wohn-
ort fokussiert und dienen vielfach der
Kommunikation sowie kulturellen Akti-
vitäten [3].

● Auch Einkaufen empfinden Senioren
überwiegend als Freizeitbetätigung. Sie
gehen zur Gesundheitsförderung gerne
zu Fuß und fahren mit dem Rad [3].

● Die eigenen Füße sind trotz hoher
Motorisierung die wichtigste Fortbewe-
gungsart, je älter die Personen sind um
so mehr; über die Hälfte aller Freizeitwe-
ge werden zu Fuß zurückgelegt [3].

● In der Nutzung öffentlicher Verkehrsmit-
tel sind Senioren unterrepräsentiert [3].

● Die kommenden Alten, die einen hohen
Anteil an Frauen aufweisen, stellen
höhere und deutlichere Forderungen an
ihre Mobilitätsumwelt [6].

Probleme und Reaktionen 
im ÖPNV

Die regional und lokal sehr differierenden
Entwicklungen erfordern für Ballungsräu-
me und ländliche Regionen unterschiedli-
che Maßnahmen. Und Regionen mit
Bevölkerungsrückgang oder gar Schrump-
fung sind anders zu sehen als prosperieren-
de Gebiete mit (noch) hohen Geburtenra-
ten und Bevölkerungszuwachs. Es kann
deshalb hier nur ein genereller Überblick
gegeben werden, was auf den ÖPNV
zukommt und wie der ÖPNV auf den
demografischen Wandel reagieren sollte/
könnte/müsste.
Die Pro-Kopf-Kosten für Ersatz und Erhal-
tung der Straßeninfrastruktur sowie für
den ÖPNV steigen künftig sowohl in
Boom- wie in Schrumpfungsregionen, und
zwar generell umso stärker, je mehr Infra-
strukturausbau betrieben wird, und je
weniger die Siedlungsentwicklung räum-
lich konzentriert abläuft. Schon wegen der
Verstetigung des motorisierten Personen-
verkehrs muss sich die Verkehrsplanung im
Großen wie im Kleinen zunehmend auf
Bestandserhaltung und Anpassungen im
Detail konzentrieren.
Folgende Entwicklungsmöglichkeiten wer-
den für den ÖPNV der Zukunft gesehen
[4], [5]:

● Marketingmittel sollten eher erhöht,
statt gekürzt werden, denn zunächst
müssen Neukunden über Angebote
informiert und ihnen Schwellenängste
genommen werden. Senioren stehen
dabei weniger auf schrille, laute, bunte
Werbung, als auf solide persönliche
Beratung. Individualisiertes Marketing
ist zwar personalintensiv, dennoch rech-
net es sich [1].

● Ältere Menschen begrüßen eine verbes-
serte Fahrgastinformation, an den Hal-
testellen und Verknüpfungspunkten
(dynamische Anzeigen, ggf. über
Handy, in den Fahrzeugen als lesbare
optische Anzeigen und verständliche
akustische Durchsagen).

● In der Zielgruppe Senioren sind durch
tarifpolitische Maßnahmen zusätzliche
Kunden zu gewinnen.

● „Altengerecht“ bedeutet nicht nur bar-
rierefrei, sondern ein Mehr an verbes-
serter, leichterer Handhabbarkeit, Kom-
fort, subjektive Sicherheit, Service, kurze
Haltestellenabstände und Direktverbin-

dungen. Zunehmend muss auf die
Anbindung von Senioreneinrichtungen,
von Ärztehäusern, und Behörden
geachtet werden.

● Barrierefreie Fahrzeuge mit ausklappba-
rer Rampe oder/und „Kneeling“-Tech-
nik als Einstiegshilfe (rutschfeste Fußbö-
den, ausreichend Haltegriffe, bequeme,
saubere Sitzgelegenheiten, Platz für Rol-
latoren und Rollstühle).

● Barrierefreie und übersichtliche Halte-
stellenbereiche und Zugangswege. Sozi-
ale Kontrolle durch ausreichende
Beleuchtung, transparente Gestaltung
(z.B. Wartehallen) sowie gute Einseh-
barkeit. Querungsmöglichkeiten über
die Straßen sowie abgesenkte Bordstei-
ne für Rollstühle, Gehhilfen und Kinder-
wagen sind hilfreich.

● Das Fahrpersonal muss sich durch Höf-
lichkeit, Hilfsbereitschaft, laute deutliche

deutsche Sprache und gleichmäßige,
ruckfreie Fahrweise auszeichnen.

● Seniorengruppen reisen gerne in Reise-
bussen. Dieses positive Image muss
auch für den Linienverkehr erreicht wer-
den. 

● Direktverbindungen (Kurswagen) erspa-
ren lästiges Umsteigen.

● Wenigstens zum Aussteigen bei Dunkel-
heit sollte das Halten außerhalb von
Haltestellen ermöglicht werden.

● Eine nachhaltige Stadtentwicklungspoli-
tik setzt auf Lebensqualität, Attraktivität
und Aufenthaltsqualität. Die Schaffung
weicher Standortvorteile sollte nicht

unterschätzt werden. Hierzu zählt auch
ein gutes ÖPNV-Angebot. 

● Dienstleister wie Frisör, Arzt, Bildungs-
und Kultureinrichtungen sollten Ihre
Termine mit den Kunden auf die Fahr-
pläne der öffentlichen Verkehrsmittel
abstimmen. Bei Abendveranstaltungen
kann der Rückweg durch ein Angebot
von Veranstaltungssammeltaxen organi-
siert werden.

● Insbesondere im ländlichen Raum
bedingt die Sicherung eines dezentralen,
wohnungsnahen Infrastruktur- und Ver-
sorgungsnetzes eine Kopplung von
Schulstandorten und anderen zentralen
Einrichtungen. Hieran ist insbesondere
bei notwendigen Schulschließungen zu
denken. 

● Besonders in schrumpfenden Kreisen
wird der klassische ÖPNV kaum noch
finanzierbar sein. Nachfrageorientierte
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Gemeinsam den demografischen Wandel meistern: Das fängt für Jung und Alt schon an
der Bushaltestelle an. (Fotos (3): Regionalverkehr Münsterland GmbH)
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Betriebsformen in einer differenzierten
Verkehrserschließung stellen eine flä-
chige Bedienung sicher. Dabei können
Betriebsformen gewählt werden, für
die zur Einnahmenerhöhung Sonderta-
rife gelten. Verkehrsangebote durch
ehrenamtliche Betätigung, wie Bürger-
bus, Mitnahmeverkehre, sind anwend-
bar.

Annähernd flächendeckende Angebote
sollten angestrebt bleiben. Den aufzuwen-
denden Kosten müssen in einer volkswirt-
schaftlichen Betrachtung die positiven
Effekte gegengerechnet werden.
Alle den alten Menschen zu Gute kom-
menden Maßnahmen sind gleichermaßen
für die Allgemeinheit hilfreich. In so weit ist
der demografische Wandel lediglich Auslö-
ser für künftige kundenfreundliche Maß-
nahmen. Aber selbst bei allem festen
Willen, einen guten, attraktiven ÖPNV bie-
ten zu wollen, bleibt die Frage der Finan-
zierung, die wohl nur durch eine grund-
sätzlich andere, sozialere gesellschaftspoli-
tische Herangehensweise zu lösen sein
wird.

Problembeschäftigung im
Kreis Borken

Auch der Kreis Borken stellt sich auf den
demografischen Wandel ein, obwohl oder
besser gerade weil er derzeit geburten-
stärkster Landkreis in NRW ist und noch
bis 2020 mit Bevölkerungszuwächsen
gerechnet wird. Bis Ende 2006 soll unter
Einbindung von Städten und Gemeinden,
Politik, Kirchen, Wirtschaft und so weiter

ein Gesamtkonzept mit Handlungsemp-
fehlungen für ausgewählte Handlungsfel-
der erarbeitet sein. Im ersten Arbeitsschritt
wurde ein Demografiebericht erstellt, der
neben Analysen und Prognosen für die
wichtigsten Handlungsfelder Gründe für
Handlungsnotwendigkeiten sowie bisher
eingeleitete Maßnahmen benennt. Im
Bereich „Mobilität/ÖPNV“ sind dies bei-
spielsweise:

● Nahverkehrsplanung mit Berücksichti-
gung spezieller Nutzergruppen,

● Förderung von Bürgerbus-Projekten
(derzeit vier Bürgerbus-Vereine; der
erste Deutschlands besteht schon über
zwanzig Jahre),

● Informationsveranstaltungen und Ver-
kehrssicherheitstrainings für ältere Ver-
kehrsteilnehmer in Kooperation mit den
Städten und Gemeinden,

● Verstärkung von nachfragebasierten
Nahverkehrssystemen, z.B. TaxiBus und
Anrufsammeltaxe,

● Weiterbetrieb der Servicezentrale Mün-
sterland (telefonische Auskünfte rund
um Bus und Bahn).

Im Mittelpunkt aller Überlegungen und
unserer sozialen Umwelt sollte der Mensch
stehen. Seine Verhaltensweisen und Ver-
haltensorientierungen sind zu berücksichti-
gen: „Altmodische“ Begriffe wie Anstand,
Gemeinsinn, Höflichkeit, Solidarität sollten
wiederbelebt und Handlungsmaxime im
öffentlichen Raum werden. Eigenverant-
wortung ja, aber nicht zum Preis, Verant-
wortung für Andere zu vergessen.
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Kurznachrichten

Allgemeine 
Verwaltungsaufgaben

Kreis Düren legt Handbuch
zur Verhinderung von 
Korruptionsdelikten vor

Das Grundgesetz ist eindeutig: Behörden
bearbeiten und entscheiden die Anträge
von Bürgern nach Recht und Gesetz ohne
Ansehen der Person. Andererseits gibt es
da aber den menschlichen Faktor: Man
kennt sich, und man hilft sich und über-
haupt: kleine Gefälligkeiten erhalten die
Freundschaft. Kurzum: Korruption ist
grundsätzlich überall möglich, wo Bürger
und Staatsgewalt in Kontakt kommen –

auch in einer Behörde wie einer Kreisver-
waltung, in der tagtäglich viele Anträge
bearbeitet werden.
Obwohl es nicht den geringsten konkreten
Anlass gibt, hat der Kreis Düren seinen Ver-
waltungsmitarbeitern jetzt ein „Handbuch
zur Verhinderung von Korruptionsdelik-
ten“ zur Verfügung gestellt. Das geschieht
in dem Bewusstsein, dass ein Missbrauch
von Befugnissen zum eigenen Nutzen oder
dem Vorteil eines Dritten prinzipiell an
jedem Arbeitsplatz möglich ist. Deshalb
haben Walter Weinberger, Leiter des Rech-
nungsprüfungsamtes, und sein Mitarbeiter
Jonny Esch in einem Handbuch alle Vor-
schriften zusammengefasst: Somit liegt
nun eine Übersicht vor, die das zum 1.
März 2005 in Kraft getretene Korruptions-

bekämpfungsgesetz des Landes NRW mit
den Regelungen vereint, die der Kreis
Düren schon zuvor intern für seine Mitar-
beiter zur Korruptionsvorbeugung und 
-bekämpfung als verbindlich erklärt hat. So
enthält das Handbuch Begriffsklärungen
und gesetzliche Vorschriften, formuliert all-
gemeine Verhaltensregeln und klärt über
die strafrechtlichen Folgen von Vorteils-
nahme und Bestechlichkeit auf. Es sensibi-
lisiert die Mitarbeiter für das Thema, in
dem es klarmacht, dass es zur Verhinde-
rung von Korruption auf das Verhalten
eines jeden Einzelnen ankommt: Null Tole-
ranz lautet die Devise. In einem Verhal-
tenskodex werden zehn Regeln aufgelistet,
die, von jedem Mitarbeiter befolgt, Kor-
ruption verhindern. Darin heißt es etwa:



Trennen Sie strikt zwischen dienstlichen
und privaten Interessen. Und: Führen Sie
eine transparente, nachvollziehbare, doku-
mentierte und prüffeste Sachbearbeitung.
Vor allem aber: Wehren Sie jeglichen Kor-
ruptionsversuch sofort ab und melden Sie
ihn umgehend.
In seinem Vorwort stellt Landrat Wolfgang
Spelthahn unmissverständlich klar, dass die
Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung
weder den pauschalen Verdacht gegen alle
Mitarbeiter bedeuten noch das Misstrauen
gegen den einzelnen: „Ganz im Gegenteil:
Ohne den offenen, vertrauensvollen, kon-
struktiven und selbstverständlichen
Umgang aller Bediensteten und Füh-
rungskräfte mit dem Thema kann Vorbeu-
gung nicht erfolgreich sein.“ Dennoch
ermutigt das Handbuch, Augen und Ohren
offen zu halten und im Verdachtsfall das
Rechnungsprüfungsamt als die zuständige
Stelle einzuschalten. Das Rechnungsprü-

fungsamt ist es auch, das das Thema Kor-
ruptionsprävention regelmäßig in die Prü-
fung der Jahresrechnung einschließt. Doch
bisher konnte diese unabhängige Instanz
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Kreisverwaltung eine stets einwandfreie
Arbeit bescheinigen.
Die Veröffentlichung des Handbuches auf
der Internetseite des Kreises Düren und die
Artikel in der örtlichen Presse haben weite
Kreise gezogen. Beim Rechnungsprüfungs-
amt haben schon viele örtliche Behörden
(z.B. Polizei; Gemeinden und Städte) und
überörtliche Redaktionen und Einrichtun-
gen um Auskünfte zum Anti-Korruptions-
handbuch nachgefragt und um Mus-
terexemplare gebeten. Auch die Gemein-
deprüfanstalt des Landes sowie private
Interessenten haben sich beim Rechnungs-
prüfungsamt über die Aktivitäten zur Kor-
ruptionsprävention informiert. Diese Reso-
nanz in der Öffentlichkeit in Verbindung

mit dem offenen Umgang aller Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter beim Kreis Düren
– aber auch aller Bediensteter öffentlicher
Einrichtungen – mit dem Thema Korrup-
tionsverhinderung sind gerade die Reaktio-
nen, die der Korruption ihren Nährboden
entziehen. 
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Kultur 

Buchband „Deutsche Land-
kreise im Portrait“ zeichnet
buntes Bild vom Rhein-Sieg-
Kreis
„Dieses Buch wird sowohl den Leserinnen
und Lesern, die im Rhein-Sieg-Kreis leben
und arbeiten, als auch denen, die ihn

bisher nicht ken-
nen, interessante
und vielfältige Infor-
mationen über den
Kreis geben“, stellte
Landrat Frithjof
Kühn im Kreishaus
die Neuauflage des
Buchbandes „Deut-
sche Landkreise im
Portrait – Rhein-
Sieg-Kreis“ der Öf-
fentlichkeit vor.
Zum zweiten Mal
nach 1987 gibt der
Oldenburger Verlag
Kommunikation &
Wirtschaft in Zu-
sammenarbeit mit
dem Rhein-Sieg-
Kreis diesen Bildband

heraus. Seit Mitte der 50er Jahre erschei-
nen in der Buchreihe bundesweit aktuelle
Beschreibungen deutscher Landkreise.
„Das Buch soll eine breite Zielgruppe
ansprechen und kann als eine Art „Visiten-
karte“ an Firmen, Geschäftspartner, Kun-
den und andere Multiplikatoren weiterge-
geben werden,“ sagte die Geschäftsführe-
rin des Verlages, Dr. Christa Hülsebus-
Wagner.
Das 168 Seiten starke, durchgehend vier-
farbig illustrierte Buch spiegelt das unver-
wechselbare Profil des Rhein-Sieg-Kreises
wieder. Die mehr als 20 Autoren aus Wirt-
schaft, Handwerk, Bildung und Verwal-
tung nähern sich mit ihren Beiträgen dem
Rhein-Sieg-Kreis aus verschiedenen Per-
spektiven. Der Bildband informiert über die
Wirtschaftsstruktur, beschreibt die Fülle
der Bildungs- und Sozialeinrichtungen,
veranschaulicht Geschichte und Kultur.
Außerdem vermittelt es einen umfassen-

den Überblick über die Natur, das touristi-
sche Angebot sowie die Sport- und Frei-
zeitmöglichkeiten im Rhein-Sieg-Kreis.
Den Autoren ist damit ein umfassendes
Portrait des Rhein-Sieg-Kreises gelungen.
Ergänzt durch aussagekräftige, durchge-
hend farbige Bilder und informative Unter-
nehmensdarstellungen zeichnen sie das
Bild eines starken und lebendigen Kreises,
der für die Anforderungen des 21. Jahr-
hunderts gut aufgestellt ist.
Der Wirtschaftsförderer des Rhein-Sieg-
Kreises, Dr. Hermann Tengler, zeigte sich
erfreut darüber, dass eine große Zahl von
Unternehmen und Forschungseinrichtun-
gen aus dem Rhein-Sieg-Kreis dazu
gewonnen werden konnte, sich selbst dar-
zustellen. Sie dokumentieren dadurch die
Vielschichtigkeit der Wirtschaftsstruktur
und den Wissenschaftsstandort des Krei-
ses.
Der Bildband ist in einer Auflage von 4.000
Stück erschienen und kann im Buchhandel
zum Preis von je 19,80 Euro bezogen wer-
den.
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Rhein-Sieg-Kreis: Kunst als
Bildungsmittel zur Förderung
von Kreativität und Denken
Ab dem Wintersemester 2006 startet ein in
Deutschland einmaliger neuartiger Stu-
diengang an der Alanus Hochschule für
Kunst und Gesellschaft in Alfter im Rhein-
Sieg-Kreis. Der neue Studiengang Wirt-
schaftswissenschaften vereint Wirtschaft,
Praxisphasen in Partnerunternehmen,
Kunst und Kultur. Kunst leistet einen wich-
tigen Beitrag zur Entwicklung der Studie-
renden hin in Richtung Kreativität, Offen-
heit, Eigenverantwortlichkeit und Beweg-
lichkeit im Denken.
Vorgestellt wurde der Studiengang durch
Rhein-Sieg-Landrat Frithjof Kühn, der dazu
den Rektor der Alanus Hochschule Profes-
sor Dr. Marcelo da Veiga ebenso nach
Siegburg eingeladen hatte wie erfahrene
Wirtschaftsunternehmer, die das Konzept
gemeinsam mit der Hochschule erarbeitet
haben und mittragen werden: allen voran
Professor Götz Werner, Vorsitzender der
Geschäftsführung dm-drogerie markt, Dr.
Götz Rehn, Geschäftsführer von Alnatura
und Walter Hiller von der Software AG-
Stiftung.
Künstlerische Methoden helfen dem Men-
schen, kreativ zu denken und zu handeln,
so der Ansatz. Architektur, Malerei, Plastik,
Musik, Schauspiel, Tanz und Dichtung
schulen die Dialogfähigkeit und Kommuni-
kation des Menschen. Sie befähigen dazu,
in unbestimmten und offenen Situationen
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Walter Weinberger (r.), Leiter des Rechnungsprüfungsamtes,
und sein Mitarbeiter Jonny Esch haben das Anti-Korruptions-
handbuch der Kreisverwaltung Düren erarbeitet.



angemessen zu handeln. „Menschen kön-
nen künstlerische Methoden einsetzen, um
Probleme zu lösen. Durch die Kunst kann
sich der Mensch frei und eigenverantwort-
lich weiterbilden“, sagte Alanus-Rektor
Marcelo da Veiga.
Genau diese Eigenschaften und Kompe-
tenzen benötigen Menschen die unterneh-
merisch tätig werden wollen. „In jedem
Menschen steckt unternehmerisches
Potenzial, das es freizusetzen gilt“, ergänz-
te dm-Gründer Götz Werner. Aufgabe der
Gemeinschaft sei es, die Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, um eine solche rich-
tungs- und zukunftsbezogene Ausbildung
von jungen Menschen zu ermöglichen.
„Eben diese Kreativität, die durch die
künstlerischen Methoden ermöglicht wird,
benötigt die heutige Wirtschaft, die dem
Menschen dienen muss und nicht umge-
kehrt“, meinte der dm-Gründer bei der
Pressekonferenz im Siegburger Kreishaus
weiter.
Dr. Götz Rehn, Unternehmer des Jahres
2005, hob den praktischen Ansatz hervor,
indem die Studierenden „in konkreten
Arbeitssituationen lernen“ und 40 Prozent
der Studienzeit für die Arbeit in Unterneh-
men aufbringen.
Walter Hiller von der Software AG Stiftung
sieht in der Erweiterung des Studienange-
botes der Alanus Hochschule einen wichti-
gen innovativen Schritt in der deutschen
Hochschullandschaft. In diesem Sinne
erfuhr auch die bisherige Lehrtätigkeit in
Alfter eine Förderung der Stiftung in
erheblichem Umfang. „Wir sind mit der
Alanus Hochschule eine strategische Part-
nerschaft eingegangen“, sagte Walter Hil-
ler.
Das Studium gliedert sich in drei Säulen;
den Wirtschaftswissenschaften, der Praxis
in Unternehmen, der Kunst und einem all-
gemein kulturwissenschaftlichem Studium.
Der Studiengang beginnt mit dem Bache-
lor im Oktober 2006 und ist auf drei Jahre
ausgelegt. In dieser Zeit müssen 35 Modu-
le nachgewiesen werden, um einen erfol-
greichen Abschluss zu erhalten. An den
Bachelor wird sich dann der Master-Stu-
diengang anschließen, der die Themen
vertiefen wird. Die Kosten für den Bachelor
belaufen sich auf 700 Euro im Monat. Es
werden zunächst 40 Studienplätze zur Ver-
fügung gestellt.
„Bildung ist der beste Schutz vor Arbeitslo-
sigkeit und zugleich Wirtschaftsförde-
rung“, fasste Landrat Frithjof Kühn zusam-
men und begrüßt den neuen Studiengang
als innovatives und zukunftsorientiertes
Bildungsangebot für junge Menschen in
der gesamten Region. „Das beste und
höchste Kapital, das wir in der Region
haben, sind die Menschen. Unser Ziel als
Landkreis ist es, Rahmenbedingungen zu

schaffen, die diesen Menschen ein Höchst-
maß an Bildung und Qualifizierung zu
ermöglichen“. Dafür wolle auch die nord-
rhein-westfälische Landesregierung sor-
gen, unterstrich die Landtagsabgeordnete
Ilka Keller.
Alfters Bürgermeisterin Dr. Bärbel Stein-
kemper hob die große Bedeutung der
Hochschule mit ihren innovativen Studien-
gängen für die Gemeinde Alfter hervor. Die
Hochschule mit ihren Studenten und Lehr-
kräften bedeute ein Stück Existenzsiche-
rung für die Gemeinde.
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Soziales

Vielfalt in Lippe – Nach
Migration folgt Integration

Als eine Herausforderung der demografi-
schen Entwicklung hat sich die Integration
hier lebender Menschen mit Migrations-
hintergrund herausgestellt. „Von Migra-
tionshintergrund sprechen wir immer
dann, wenn die betroffenen Menschen
nicht mit Deutsch als alleiniger Mutter-
sprache aufgewachsen sind“, erläutert
Lippes Landrat Friedel Heuwinkel.

„Besondere Bedeutung kommt hier einer
erfolgreichen beruflichen Integration jun-
ger Menschen zu, denn über eine erfolg-
reiche Berufsausbildung gelingt es viel
leichter, sich auch gesellschaftlich zu inte-
grieren.“ Deswegen hat sich der Kreis
Lippe zusammen mit dem Netzwerk Lippe

erfolgreich am Landeswettbewerb
„Komm-In NRW“ beteiligt, um die Inte-
gration zugewanderter Menschen in Lippe
zu verbessern.
Das Projekt, das noch bis Ende Juli 2006
läuft, wird vom Land Nordrhein-Westfa-
len mit insgesamt 66.000 Euro gefördert,
der Kreis Lippe und das Netzwerk Lippe
steuern 21.000 Euro Eigenmittel bei. Als
ersten Schritt haben die Macher unter
dem Titel „Vielfalt in Lippe“ eine inter-
netbasierte Datenbank entwickelt, in der
zukünftig alle wichtigen Beratungs-, Hilfs-
und Maßnahmenangebote für Migranten
erfasst und dargestellt werden sollen. Ins-
gesamt 134 Angebote in zwölf Kateg-
orien von der Sprachförderung bis zu reli-
giösen oder kulturellen Themen finden
sich in der Datenbank, die in ganz Ost-
westfalen-Lippe ihres Gleichen sucht.
Damit will der Kreis Lippe dem besonders
für ausländische Mitbürger schwer zu
durchschauenden „Weiterbildungs- und
Beratungsdschungel“ entgegentreten
und die vorhandenen Angebote transpa-
rent machen. Mit 16 Prozent liegt in Lippe
der Bevölkerungsanteil von Migranten
weit über dem Landesdurchschnitt von
nur 13 Prozent. „Der Grund liegt in der
großen Gruppe von Aussiedlern, die dem
Kreis Lippe verstärkt zugewiesen wur-
den“, berichtet Sabine Beine, Leiterin des

Fachgebiets für Aus-
länderwesen. „Dazu
kommen noch die
Menschen, die zwar
einen deutschen
Pass besitzen, für die
aber die Tatsache,
dass sie selbst oder
ihre Eltern oder
Großeltern einge-
wandet sind, immer
noch prägend ist. In
NRW hat jeder Vier-
te einen so genann-
ten Migrationshin-
tergrund“, so Sabine
Beine weiter.
Deswegen liegt der
Schwerpunkt des
Projekts „Vielfalt in
Lippe“ auf dem
Übergang von der
Schule zum Beruf.
„Insgesamt sind es
etwa 20 Prozent der
Ausbildungsplatzbe-

werber, die wegen ihres Migrationshinter-
grundes zusätzliche Probleme bei der Lehr-
stellensuche haben“, erklärt Dr. Frank
Peter Finke, der beim Netzwerk Lippe das
Projekt betreut.
„Während etwa nur ein Drittel der Über-
siedler aus der ehemaligen Sowjetunion,
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Präsentieren die umfassende Internetdatenbank zu den gesam-
melt Angeboten für Migranten in Lippe: Projektleiter Dr. Frank
Peter Finke, Netzwerk-Geschäftsführer Thomas Jeckel, Andrea
Schäfers und Landrat Friedel Heuwinkel (v. lks.)

(Foto: Thomas Wolf-Hegerbekermeier)



Polen oder Rumänien eine Lehrstelle fin-
den, sind es bei im Ausland geborenen
Jugendlichen sogar nur noch 18 Prozent.“
Zudem erreichten Menschen mit Migra-
tionshintergrund deutlich häufiger kei-
nen Schulabschuss als ihre deutschen Mit-
schüler. Der Anteil der Migranten an
höheren Schulabschlüssen sei noch gerin-
ger. „In der zweiten Projektphase wollen
wir die nun erfassten Angebote weiter-
entwickeln und mit den in der Migrations-
arbeit befassten Trägern vernetzen“, so
Dr. Finke. Auch nach Ende der Förderpha-
se im Juni 2006 soll das Projekt dazu bei-
tragen, in Lippe eine zielgerechte und ver-
besserte Integrationsarbeit zu leisten.
Weitere Informationen und Angebote zur
Integrationsarbeit in Lippe gibt es im Inter-
net unter www.vielfalt-in-lippe.de.
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Unterstützung für Alleinerzie-
hende – Arbeitsmarktintegra-
tion und soziale Teilhabe
Vorstellung eines Handlungskonzepts zur
Unterstützung Alleinerziehender bei der
Arbeitsmarktintegration und sozialen Teil-
habe.
Ein wachsender Anteil der Familien sind
Einelternfamilien, die besonders häufig auf
Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende (ALG II) angewiesen sind. Das
Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend hat daher eine Initiative
des Nürnberger Bündnisses für Familie auf-
gegriffen und das Projekt des Deutschen
Jugendinstituts (DJI) „Armutsprävention
für Alleinerziehende“ gefördert, mit dem
ein Handlungsleitfaden für kommunale
Maßnahmen zur Unterstützung für Allein-
erziehende erstellt wurde. Dieser Hand-
lungsleitfaden benennt in den vier Hand-
lungsfeldern

1. Arbeitsberatung und -vermittlung
2. Qualifizierungswege für Alleinerziehende
3. flexible Kinderbetreuung
4. Unterstützung in der Nachbarschaft

Handlungsbedarf und Handlungsmöglich-
keiten auf kommunaler Ebene, die wie ein
Baukasten genutzt werden können. Zu-
gleich werden Beispiele für die Praxis
genannt. Eine online-Version der Studie
kann unter der Internetadresse http://
www.bmfsfj.de/Publikationen/handlungs-
konzept/root.html eingesehen werden.
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Innovatives Kinderbetreu-
ungsprojekt: 14 Mäuse krab-
beln durchs Kreishaus Düren

Nein, die „Kreismäuse“ fallen nicht ins
Ressort des Kämmerers. Denn die „Kreis-
mäuse“ sind wirklich aus Fleisch und Blut.
Es sind die Kleinkinder von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Kreisverwaltung
und von Arbeitslosengeld-II-Empfängerin-
nen und -Empfän-
gern. Zwischen vier
Monate und drei
Jahre sind die insge-
samt 14 Kinder alt,
die seit Anfang
Februar 2006 im Erd-
geschoss des Kreis-
hausanbaus profes-
sionell betreut wer-
den. Wurde in die-
sem Teil von Haus C
bislang getagt und
konferiert, so wird
dort nun gekrabbelt
und gespielt.
„Wir haben eine
optimale Lösung für
unsere Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter
gefunden, die Fami-
lie und Beruf unter
einen Hut bringen
wollen“, stellte
Landrat Wolfgang
Spelthahn das neue Angebot der Presse
vor. Während Papa oder Mama im Kreis-
haus arbeiten, genießen ihre Mäuse in
nächster Nähe die Geborgenheit in einem
gemütlichen Nest, betreut von drei Fach-
frauen. Geöffnet ist die Einrichtung von
7.30 bis 16 Uhr.
Neben den Mitarbeiterkindern gehören
dem Krabbelkindergarten auch vier Kin-
der von Hartz-IV-Empfängern an, deren
Eltern es damit viel leichter haben, eine
Stelle auf dem Arbeitsmarkt zu finden.
Mit dem neuen Angebot schließt der Kreis
Düren eine Lücke in der Kinderbetreuung,
denn bislang gibt es kaum Unterbrin-
gungsmöglichkeiten für Kinder bis zum
dritten Lebensjahr, was Elternteile nicht
selten dazu zwingt, ihren Beruf vorüber-
gehend Beruf sein zu lassen. „Solche
Angebote sind kein Luxus. Sie helfen den
Menschen vielmehr, sich für Kinder zu
entscheiden“, sagte der Landrat und
sprach von einem „Modellprojekt“.
Andere Arbeitgeber seien aufgerufen,
ihrem Personal ebenfalls ein solches
Angebot zu unterbreiten.
Vor zwei Jahren ist die Kreisverwaltung
Düren als erste Kreisverwaltung in
Deutschland mit dem Total E-Quality-Prä-
dikat ausgezeichnet worden – ein Prädi-

kat, das Unternehmen erhalten, die sich in
ihrer Personalpolitik im besonderen Maße
der Chancengleichheit widmen. „Durch
unser Betreuungsangebot haben wir wie-
der einen weiteren, sehr wesentlichen
Beitrag zur Familienfreundlichkeit geleis-
tet“, so die Gleichstellungsbeauftragte
des Kreises Düren, Elke Ricken-Melchert,
die das innovative Projekt angestoßen
hat.

Dass die Mäuse-Betreuung erschwinglich
ist, erläuterten Elke Ricken-Melchert und
Martina Forkel, Leiterin des Hartz-IV-
Amtes job-com. Die Kosten der Erzieherin
Katrin Kirchhoff und der Kinderkranken-
schwester Marianne Laskowski werden
durch Mittel aus dem Europäischen Sozi-
alfonds finanziert. Zwei Zielgruppen will
dieser Fonds fördern: Eltern in Elternzeit
und Arbeitslose mit Kleinkindern. Die
Eltern selbst beteiligen sich ebenfalls an
den Betreuungskosten. Die Gebühr ist an
die der Kindertageseinrichtungen ange-
lehnt und nach Einkommen gestaffelt.
Abgerundet wird das Gewinnermodell
„Kreismäuse“ durch eine dritte Stelle. Die
job-com hat einen so genannten Brücken-
job in Haus C geschaffen, den eine Kin-
derpflegerin übernommen hat. Sie will
sich soweit qualifizieren, dass sie wieder
eine Stelle auf dem ersten Arbeitsmarkt
findet.
Wer sich über die „Kreismäuse“ informie-
ren will, wendet sich an die Projektleiterin
Elke Ricken-Melchert (E-Mail: e.ricken-
melchert@kreis-dueren.de oder 02421/
222260).
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Die „Kreismäuse“ freuen sich über ihren Besuch: Landrat Wolf-
gang Spelthahn (3. v.l) sowie Martina Forkel und Elke Ricken-
Melchert (8. und 9. v.l.) stellten das neue Betreuungsprojekt für
Kleinkinder im Kreishaus vor.



Jugend

Über die Erziehungsberatung/
Ehe- und Lebensberatung 
im Jahr 2004 in Nordrhein-
Westfalen
Im Ministerium für Gesundheit, Soziales,
Frauen und Familie des Landes Nordrhein-
Westfalen wurde im Dezember 2005 ein
Bericht erstellt, der über die vielfältige
Tätigkeit der kommunalen, kirchlichen und
freien Einrichtungen im Bereich der Erzie-
hungsberatung sowie der Ehe- und
Lebensberatung Auskunft gibt. Die Veröf-
fentlichung des Berichtes fällt somit zeit-
gleich zusammen mit Informationen, dass
das Land Nordrhein-Westfalen die Förde-
rung von Erziehungs- und Familienbera-
tungsstellen in freier wie auch in kommu-
naler Trägerschaft reduzieren wird. Diese
Einrichtungen wären somit innerhalb von
drei Jahren zum zweiten Mal von solchen
Reduzierungen betroffen. 
Der Bericht bildet detailliert die Tätigkeit im
Jahre 2004 der entsprechenden Einrichtun-
gen ab. Er gibt Auskunft über die Bera-
tungsstellen, die Höhe der Landesförde-
rung, die Anzahl und den Inhalt der Bera-
tungen, sowie zu den sozialen Merkmalen
der beratenen Personen.
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Gesundheit

Beitritt zu EKOCity senkt
Müllgebühren im 
Kreis Mettmann erheblich
Nicht nur bundesweit, sondern auch im
Rhein-Sieg-Kreis konsumieren mehr junge
Menschen Drogen. Zudem sinkt das Ein-
stiegsalter. Diese und weitere Erkenntnis
vermittelt der neue Gesundheitsbericht für
den Rhein-Sieg-Kreis zur Suchtkrankenver-
sorgung 2005. Vorgestellt wurde der
Bericht, den der zuständige Ausschuss des
Rhein-Sieg-Kreistages in Auftrag gegeben
hatte, an einem gut gewählten Ort: In der
Beratungsstelle der Caritas Rhein-Sieg für
Suchtkrankenhilfe in Rheinbach präsentier-
ten der Gesundheitsdezernent des Rhein-
Sieg-Kreises, Hermann Allroggen, Erich
Klemme, Leiter des Kreisgesundheitsamtes
und sein Mitarbeiter Karl-Heinz Arenz Sta-
tistiken zum Konsum von legalen und illega-
len Drogen im Rhein-Sieg-Kreis. Der rund
80 Seiten starke Bericht zeigt darüber hinaus
das Suchthilfesystem im Kreis auf, bewertet
die Erhebungen und entwickelt daraus Stra-
tegien und Aktionen, wie das Konsumver-
halten – insbesondere junger Menschen –

verringert und das Angebot der Suchtkran-
kenversorgung noch bedarfsorientierter und
damit effektiver gestaltet werden kann.
„Ziel des Berichtes ist es“, erläutert
Gesundheitsdezernent Hermann Allrog-
gen, „einen Überblick über das aktuelle
Konsumverhalten der Bevölkerung zu
geben und das vor Ort vorhandene Versor-
gungssystem dar zu stellen, zu bewerten
und zu verbessern.“
Allein für den Rhein-Sieg-Kreis wird
geschätzt, dass rund 80.000 Menschen ein
riskantes oder auch abhängiges Konsumve-
ralten bei Alkohol zeigen.. „Dabei beob-
achten wir insbesondere bei Jugendlichen
einen zunehmenden Konsum von Alko-
hol“, erklärt der Fachmann im Kreisgesund-
heitsamt, Karl-Heinz Arenz. An Schulen
werde Drogenkonsum mittlerweile als All-
tagsrealität wahrgenommen, und Haupt-
schulen berichten von Alkoholkonsum bei
Kindern bereits in den unteren Klassen.
„Wiederum erfreulich ist, dass gerade die
Hauptschulen sich sehr intensiv und
bewusst mit der Drogenproblematik aus-
einandersetzen“, sagt Karl-Heinz Arenz.
Auch das Rauchen spielt bei den jungen
Leuten eine große Rolle. Selbst wenn die
Tendenz bei der erwachsenen Bevölkerung
insgesamt leicht fallend ist, schätzen die
Schulen den Raucheranteil bei Schülern
zwischen 35 und 40 Prozent. Die Polizei
geht von einem Erstkonsum von Tabak im
zehnten bis zwölften Lebensjahr aus.
Bei den illegalen Drogen wird Cannabis
wegen des geringen Preises und der relativ
problemlosen Verfügbarkeit am häufigsten
konsumiert. Auch hier steigt bei den
Jugendlichen die Tendenz. Hauptschulen
beobachten einen Konsum von Cannabis
bereits in der 5. Klasse. Kokain ist wegen
der hohen Kosten weniger verbreitet.
Ecstasy, die klassische Partydroge, wird
hauptsächlich in der Gruppe der Jugend-
lichen konsumiert. Der Gesundheitsbericht
geht davon aus, dass im Rhein-Sieg-Kreis
rund 2.700 Personen im Jahr 2004 Ecsta-
syerfahrungen gemacht haben. Erfreulich
hingegen, dass insgesamt der Konsum har-
ter Drogen wie Heroin und Opiaten unter
Jugendlichen abnimmt.
Ein weiterer Teil des Berichtes zeigt die sta-
tionären und ambulanten Hilfsangebote im
Rhein-Sieg-Kreis auf. Während im stationä-
ren Bereich hauptsächlich die Rheinischen
Klinken in Bonn zuständig sind, wird die
ambulante Suchtkrankenversorgung durch
die Diakonie, die Caritas den Arbeiter-
Samariter-Bund und die Arbeitsgemein-
schaft der Träger der Suchtkrankenhilfe im
Rhein-Sieg-Kreis sichergestellt. An ver-
schiedenen Orten im Kreis werden vielfälti-
ge Angebote bereitgehalten. Dazu gehören
Kontaktstellen, Spritzentausch, medizini-
schen Hilfen, Beratungsstellen, Substitu-

tion, Rehabilitation, betreutes Wohnen,
Suchthilfe-Telefon und der ambulant aufsu-
chende Dienste. Einen wichtigen Schritt zur
Weiterentwicklung der Suchtkrankenver-
sorgung wurde im Mai 2004 mit der Eröff-
nung des Konsumraums in Troisdorf getan.
Der Rhein-Sieg-Kreis ist der einzige der 31
Kreise in Nordrhein-Westfalen, der eine sol-
che Einrichtung vorhält.
„Der Rhein-Sieg-Kreis verfügt über ein
weitestgehend flächendeckendes, vielfälti-
ges, differenziertes und – im Vergleich zu
anderen Kreisen und kreisfreien Städten –
fortschrittliches Hilfesystem, welches in
hohem Umfang dem Bedarf der betroffe-
nen Menschen gerecht wird“, bewertet
Gesundheitsdezernent Hermann Allroggen
die Suchtkrankenversorgung positiv.
Dennoch zeige der Bericht auch Nachbes-
serungsbedarf und Entwicklungsmöglich-
keiten auf: „Nichts ist so gut, dass es nicht
noch besser sein könnte“, meint der Exper-
te Karl-Heinz Arenz. „Die Jugendlichen
und jungen Erwachsenen müssen in der
vorbeugenden Arbeit noch stärker unsere
Zielgruppe werden“. So würden die stets
kooperativen Schulen künftig professionel-
ler unterstützt, zumal die Schulen neben
dem Elternhaus das wohl entscheidendste
Element in der Präventionsarbeit bei Kin-
dern und Jugendlichen darstellen.
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Umweltschutz

Brennholz aus Oberberg –
Informationsbroschüre
In Zusammenarbeit des Oberbergischen
Kreises mit dem Zentrum für biogene Ener-
gie Oberberg (ZebiO) und der Landesforst-
verwaltung erscheint die schon bewährte
Broschüre „Brennholz aus Oberberg“ mit
aktualisierter und erweiterter Lieferanten-
liste für Waldholz und Scheitholz für den
privaten Verbrauch aus Oberberg. Die
aktuelle Situation auf dem Energiemarkt
zeigt, dass es sich lohnt, über alternative
Energiequellen nachzudenken. Brennholz
aus Oberberg ist hier sowohl ökonomisch
als auch ökologisch eine echte Alternative.
Fossile Energieträger wie Gas und Erdöl
werden eingespart, die CO2-Belastung der
Atmosphäre wird verringert. 
Das neu aufgelegte Faltblatt gibt Ofenbesit-
zern Auskunft, wo sie Kaminholz in der
Region kaufen können. Der aktualisierte
Brennholzflyer kann bei der Landesforstver-
waltung (Forstamt Wipperfürth, Bahnstr.
27, 51688 Wipperfürth, Tel.: 02267/8857-
0 oder Forstamt Waldbröl, Bitzenweg 15,
51545 Waldbröl, Tel.: 02291/9230-0) oder

112

KurznachrichtenKurznachrichten



113

beim Oberbergischen Kreis, Umweltamt,
Moltkestraße 42, 51643 Gummersbach,
Tel.: 02261/88-6761, Fax: 02261/88-6740,
angefordert werden.
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Wirtschaft

Weiterbildung für 
Wirtschaftsförderer

Die Gesellschaft für Wirtschaftsförderung
(GfW) Nordrhein-Westfalen setzt ihr

Weiterbildungsprogramm für kommunale
und regionale Wirtschaftsförderungen auch
in diesem Jahr fort. Im ersten Halbjahr ste-
hen vier Veranstaltungen zu praxisnahen
Themen auf dem Programm, das die GfW
erneut in Zusammenarbeit mit dem Ver-
band der Wirtschaftsförderungs- und Ent-
wicklungsgesellschaften in Nordrhein-
Westfalen (VWE) und der Arbeitsgemein-
schaft Kommunale Wirtschaftsförderung
Nordrhein-Westfalen (AGKW) anbietet.
Marketing und internationale Investoren-
werbung stehen beim aktuellen Weiterbil-
dungsprogramm im Vordergrund:

● Training: Unternehmens-Check bei
Investitionen und Ansiedlungen

● Nationales und internationales Stand-
ortmarketing

● Internationale Gewerbeflächenvermark-
tung

● Wirtschaftsförderung und Standortpro-
filierung in Kommunen und Regionen

Erstmals wird das Weiterbildungspro-
gramm ausschließlich über das Internet
veröffentlicht. Interessierte können sich in
einen E-Mail-Verteiler aufnehmen lassen.
Info: Ruth Kampherm, GfW Nordrhein-
Westfalen, Tel.: 0211/13 000 191, E-Mail:
kampherm@gfw-nrw.de
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Schneider, Handbuch Interkommunale
Zusammenarbeit Nordrhein-Westfalen, 1.
Auflage, 342 Seiten, erschienen 2005, kar-
toniert, 49,00 €, ISBN 3-555-30446-1,
Kohlhammer Verlag.

Das Werk stellt alle für die interkommunale
Zusammenarbeit relevanten Themengebiete in
kurzer, gleichwohl fundierter Weise dar. Gerade in
Zeiten knapper Kassen werden Aspekte der kom-
munalen Zusammenarbeit immer wichtiger. Viele
kommunale Aufgaben können nur noch von
mehreren Kommunen gemeinsam bewältigt wer-
den. Das vorliegende Werk bietet eine Hilfestel-
lung bei allen auftretenden Problemen, sowohl
was den rechtlichen Rahmen als auch was die
praktische Umsetzung betrifft. Gleichzeitig dient
es im Einzelfall als Nachschlagewerk. Die Autoren
sind auf den jeweiligen Fachgebieten ausgewie-
sene Experten. Der Herausgeber Dr. Bernd
Schneider ist Hauptgeschäftsführer des Städte-
und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen.

Hamacher/Lenz/Queitsch/Schneider/
Stein/Thomas, Kommunalabgabengesetz
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG
NRW), Kommentar, 6. Nachlieferung,
Stand: November 2005, 320 Seiten, 
43,60 €, Gesamtwerk: 1176 Seiten, 

90,20 €, Kommunal- und Schul-Verlag
GmbH & Co. KG, Postfach 36 29, 65026
Wiesbaden.

Die Aktualisierung des Beitrags betrifft § 6 und 
§ 8. Diese Paragrafen regeln die Benutzungsge-
bühren und die Beiträge. Eingearbeitet wurden
vor allem die neueste Rechtsprechung und Ant-
worten auf Fragen und Probleme aus der Praxis.
Neu aufgenommen wurden ein Muster einer
Abwasserbeseitigungssatzung und eine Muster-
Satzung über die Entsorgung von Grundstücks-
entwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, ab-
flusslose Gruben).

Rathke, Öffentliches Schulwesen und reli-
giöse Vielfalt, Schriften zum Öffentlichen
Recht, Band 1005, 387 Seiten, 2005,
86,00 €, Duncker & Humblot, Berlin, ISBN
3-428-10204-5

In einer Gesellschaft, die in weltanschaulich-reli-
giöser Hinsicht nicht mehr homogen ist, sondern
sich zunehmend pluralistisch ausdifferenziert,
stellt das Verhältnis von Staat und Religion ein
dauerhaftes Problem dar.

Carola Rathke greift in der vorliegenden Unter-
suchung aus der Gesamtproblematik einen
besonders konfliktträchtigen Aspekt auf, der

durch die zunehmende kulturelle und religiöse
Vielfalt für die öffentlichen Schulen entstanden
ist. Der Blick wird auf jene verfassungsrechtlichen
Probleme gerichtet, die sich im Spannungsfeld
von staatlichem Anspruch auf schulische Erzie-
hung, individueller Religions- und Weltanschau-
ungsfreiheit der Kinder und ihrer Eltern sowie
weltanschaulich-religiöser Neutralität des Staates
ergeben. Da der Gesamtkomplex durch folgen-
reiche Vorverständnisse geprägt ist, wird die Per-
spektive durch einen Blick auf die einschlägige
politische Philosophie sowie einen Rechtsver-
gleich mit den USA erweitert.

Jülich/van den Hövel/Packwitz, unter Mit-
arbeit von Stefanie Overbeck und Ulrich
Pfaff, Schulrechtshandbuch Nordrhein-
Westfalen, Kommentar zum Schulgesetz
NRW mit Ratgeber und ergänzenden Vor-
schriften, 01. Auflage 06.2005, Loseblatt-
sammlung, Luchterhand, München 2005,
ISBN 3-472-06123-5, 78,00 €.

Schulrecht ist nicht der Mittelpunkt von Schule.
Es bildet aber die Grundlage und den Rahmen
für die pädagogische Arbeit der Schule. Diese
Bedingungen zu verstehen und mit ihnen richtig
und mit ihnen eigenverantwortlich umzugehen
– das soll das Schulrechtshandbuch Nordrhein-
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Die Knipping Druckerei und Verlag
GmbH, Birkenstraße 17, 40233

Düsseldorf, hält Einbanddecken für den
EILDIENST des Jahres 2005 bereit. Sie kön-
nen zum Preis von 6,10 Euro plus Mehr-

wertsteuer zuzüglich 2,80 Euro Versand-
kosten unmittelbar bei der Druckerei
bestellt werden.
Telefon: 0211 / 91 444 0
Telefax: 0211 / 91 444 24

Das Stichwortverzeichnis für das Jahr 2005
liegt diesem EILDIENST-Heft bei.
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Westfalen erleichtern. Das neue Schulrecht ist
am 01. August 2005, also zum Schuljahr
2005/06 in Kraft getreten und hat alle bisheri-
gen Schulgesetze und auch die Allgemeine
Schulordnung ersetzt. Außerdem wurden damit
die inhaltlichen Rahmenbedingungen für alle
Schulen verändert, sodass insgesamt ein neues
Regelwerk für die Schule besteht. Die eigene
Verantwortung der Schulen und ihr selbständi-
ges Handeln sollen damit gestärkt werden. Auf
diese neuen rechtlichen Rahmenbedingungen
müssen sich viele Beteiligte erst einstellen. Alle
müssen das neue Recht verstehen und handha-
ben lernen. Sie müssen wissen, was wen angeht
im neuen Schulgesetz. Vorschriftensammlungen
allein können dies nicht genügend erreichen.
Deshalb sollen mit diesem Schulrechtshandbuch
allen Interessierten eine weitergehende praxis-
orientierte Hilfe gegeben werden: Um die neuen
rechtlichen Bedingungen in ihrem Zusammen-
hang besser zu verstehen und mit ihnen zu
arbeiten. Dabei wird hier ein umfassender
Ansatz gewählt, der folgende vier Bestandteile
enthält:

– Teil 1: Der Serviceteil umfasst Hinweise zum
Inhalt und Gebrauch des Handbuches und zur
aktuellen schulpolitischen und schulrecht-
lichen Entwicklung. Außerdem erhält er
zusätzliche Informationen über den schuli-
schen Alltag.

– Teil 2: Im Ratgeber Schule werden aktuelle
Stichworte zur Schule in NRW gezielt erläutert
und auch in ihrem Bezug zu den Rechtsände-
rungen, insbesondere also zum neuen Schul-
gesetz, dargestellt.

– Teil 3: Der Kommentar zum Schulgesetz ent-
hält eine vertiefte Erläuterung aller Bestim-
mungen des neuen Schulgesetzes. Dabei wird
bei jeder Vorschrift auch das Verhältnis zum
bisherigen Recht dargestellt und werden die
Änderungen deutlich.

– Teil 4: Der Vorschriftenteil enthält weitere
wichtige Bestimmungen, die zum Teil mit ein-
führenden Erläuterungen versehen sind.
Außerdem sind weitere Vorschriften auf der
beigefügten CD-ROM enthalten.

Von Lersner/Wendenburg, Recht der
Abfallbeseitigung (RdA) des Bundes, der
Länder und der Europäischen Union, Kom-
mentar zum Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz, Nebengesetze und sonstige
Vorschriften, Ergänzungslieferung 1/06,
Stand: Januar 2006, 38,60 €, Bestellnr.:
113150159, Erich Schmidt Verlag GmbH &
Co., Genthiner Straße 30 G, 10785 Berlin.

Mit dieser Lieferung wird die Neubearbeitung
des geänderten § 2 des Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetzes in die Sammlung eingefügt. Im
Bundesrecht geändert wurden auch das Wasser-
wirtschaftsgesetz und das Umweltstatistikge-
setz. Im Landesrecht wurden einige Gesetze und
Verordnungen geändert. Neu ist der nordrhein-
westfälische Erlass über Verwarnungen im
Umweltschutz und der brandenburgische Erlass
über Sicherheitsleistungen. Im Europäischen
Recht wurden das Formular über Elektroaltgerä-

te und die Verordnung über das Formular zur
Abfallstatistik eingefügt.

Thärichen/Prelle, Die Rolle der Kommunen
bei der Umsetzung des ElektroG, eine
Handlungshilfe für die öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger, Reihe: Abfall-
wirtschaft in Forschung und Praxis, Band
136, 2006, 128 Seiten, kartoniert,  19,95
€, ISBN 3-503-09095-9, Erich Schmidt
Verlag GmbH & Co., Genthiner Straße 30
G, 10785 Berlin.

Am 24. März 2005 ist das Gesetz über das Inver-
kehrbringen, die Rücknahme und die umweltver-
trägliche Entsorgung von Elektro- und Elektro-
nikgeräten (ElektroG) in Kraft getreten. Es verteilt
die Entsorgungsaufgaben für Altgeräte aus priva-
ten Haushalten in Deutschland neu. Während
die Kommunen weiterhin Elektro- und Elektroni-
kaltgeräte sammeln, müssen zukünftig grund-
sätzlich die Hersteller die Altgeräte entsorgen.
Unter bestimmten Voraussetzungen können die
Kommunen die Altgeräte aber auch selbst ver-
markten. Die operative Wirkung des Gesetzes –
die getrennte Erfassung der Altgeräte durch die
Kommunen und die Abholung und weitere Ent-
sorgung der Altgeräte durch die Hersteller –
beginnt am 24. März 2006.

Die neuen Schnittstellen zwischen den unter-
schiedlichen Akteuren bei der Altgeräteentsor-
gung werfen auch neue Fragen auf: Für die
Kommunen vor allem bei der Einrichtung der
Sammelstellen, den Anforderungen an die Gerä-
teübergabe, der Abholkoordination und nicht
zuletzt der Eigenvermarktung und Gebührenfä-
higkeit von Kosten. Zur Konkretisierung der
Schnittstelle zwischen Kommunen und Herstel-
lern hat sich im Frühjahr 2005 eine gemeinsame
Arbeitsgruppe von kommunalen Spitzenverbän-
den und ZVEI/BITKOM gebildet und entspre-
chende Leitlinien für die Praxis entwickelt.

Dieses Buch wendet sich an die Kommunen und
gibt ihnen Hilfestellung bei der Vorbereitung
und Durchführung des ElektroG, insbesondere
bei der Ausgestaltung ihrer Sammelstellen und
bei der Eigenvermarktung von Elektrogeräten.
Hierzu werden die Ergebnisse der gemeinsamen
Arbeitsgruppe von Herstellern und kommunalen
Spitzenverbänden ausführlich dargestellt.

Wagner, Deponieverordnung und Depo-
nieverwertungsverordnung, Praxiskom-
mentar, Reihe: Abfallwirtschaft in For-
schung und Praxis, Band 127, 2. Auflage
2006, 367 Seiten, kartoniert, 46,80 €,
ISBN 3-503-09036-3, Erich Schmidt Verlag
GmbH & Co., Genthiner Straße 30 G,
10785 Berlin-Tiergarten.

Die Deponieverwertungsverordnung ist am 01.
September 2005 in Kraft getreten. Unter Einbe-
ziehung dieser Verordnung hat die Bundesregie-
rung die Entsorgung und Verwendung von
Abfällen auf Deponien umfassend geregelt. Die
Deponieverwertungsverordnung ist neben der
Abfallablagerungsverordnung und der Deponie-

verordnung der Garant dafür, dass ab Septem-
ber 2005 keine Abfälle mehr auf Deponien
beseitigt und verwertet werden, wenn sie nicht
spezifische Zuordnungswerte einhalten. Dies
bedeutet für viele Abfälle, dass sie vor einer
Ablagerung thermisch, chemisch-physikalisch
oder mechanisch-biologisch behandelt werden
müssen. Diese drei Verordnungen stellen somit
die nachhaltige Behandlung, Langzeitlagerung,
Ablagerung und Verwertung von Abfällen auf
Deponien sicher. Sie gewährleisten, dass der
Stand der Technik bei der Deponierung einge-
halten wird. Sie stellen außerdem sicher, dass die
Vorgaben der europäischen Deponierichtlinie
vollständig umgesetzt werden. Dieser Band ent-
hält neben umfassenden Erläuterungen die
Texte der Deponieverordnung und der Deponie-
verwertungsverordnung sowie darin in Bezug
genommene Rechtsvorschriften.

Cronauge/Westermann, Kommunale
Unternehmen, Eigenbetriebe – Kapitalge-
sellschaften – Zweckverbände, 5., überar-
beitete Auflage, 2006, Reihe: Finanzwesen
der Gemeinden gebunden, 422 Seiten,
78,00 €, ISBN 3-503-08706-0, Erich
Schmidt Verlag GmbH & Co., Genthiner
Straße 30 G, 10785 Berlin-Tiergarten.

Städte, Gemeinden und Kreise bedienen sich zur
Erledigung ihrer vielfältigen Aufgaben immer
häufiger des Instruments der kommunalen
Unternehmen. Sie entlasten und straffen auf
diese Weise die Kernverwaltungen durch die
Ausgliederung klar umrissener Aufgabenfelder
in mehr oder weniger unabhängige Organisatio-
nen. Zur Verfügung steht den öffentlichen Trä-
gern eine große und unübersichtliche Zahl mög-
licher Rechts- und Organisationsformen. Als
besonders attraktiv haben sich dabei vor allem
Eigenbetriebe, Eigengesellschaften (AG und
GmbH) und im Rahmen der interkommunalen
Zusammenarbeit auch Zweckverbände erwie-
sen. In der neuen, 5. Auflage wurde nun auch
explizit die rechtsfähige Anstalt des öffentlichen
Rechts berücksichtigt, die insbesondere in Bay-
ern unter dem Namen „Kommunalunterneh-
men“ bereits Verbreitung gefunden hat.

Die Wahl der optimalen Rechts- und Organisa-
tionsform gestaltet sich für die kommunalen
Entscheidungsträger dabei häufig schwierig.
Besonders zwischen dem Ziel der effizienten
Aufgabenerfüllung durch möglichst flexible
Geschäftsführung und den Möglichkeiten,
weiterhin Einfluss durch die Kommune auszuü-
ben, besteht ein erhebliches Konfliktpotential.

Ziel dieses Buches ist es, insbesondere der kom-
munalen Praxis „vor Ort“ eine systematische
Entscheidungshilfe für die Möglichkeiten, Pro-
bleme und Grenzen einer Ausgliederung kom-
munaler Aufgaben zur Verfügung zu stellen. Die
sorgsame Anbindung an die rechtlichen und
betriebswirtschaftlichen Grundlagen der Füh-
rung kommunaler Unternehmen macht das
Werk auch für Studierende an verwaltungs- und
wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereichen zu
einer wertvollen Lektüre.
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Schriftenreihe des Freiherr-vom-Stein-Instituts

Wissenschaftliche Forschungsstelle des Landkreistages Nordrhein-Westfalen
an der Universität Münster

Die Veröffentlichungen der Schriftenreihe des Freiherr-vom-Stein-Instituts sind im
Deutschen Gemeindeverlag/Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, erschienen und nur

über den Buchhandel zu beziehen.

Band 17 – Hoppe/Erichsen/Leidinger (Hrsg.), Aktuelle Probleme
der kommunalen Selbstverwaltung – 10 Jahre Freiherr-vom-
Stein-Institut, 1991

Band 18 – Vietmeier, Die staatlichen Aufgaben der Kommunen
und ihrer Organe – Auftragsverwaltung und Organleihe in
Nordrhein-Westfalen, 1992

Band 19 – Faber, Europarechtliche Grenzen kommunaler
Wirtschaftsförderung – Die Bedeutung des Art. 92 – 94 EWGV
für die kommunale Selbstverwaltung, 1992

Band 20 – Hoppe/Schulte (Hrsg.), Rechtsschutz der Länder in
Planfeststellungsverfahren des Bundes – Dargestellt am
Beispiel des Denkmalschutzes in Nordrhein-Westfalen, 1993

Band 21 – Bodanowitz, Organisationsformen für die kommuna-
le Abwasserbeseitigung, 1993

Band 22 – Brügge, Bodendenkmalrecht unter besonderer
Berücksichtigung der Paläontologie, 1993

Band 23 – Adam, Veterinärrecht – Eine systematische Darstel-
lung unter besonderer Berücksichtigung der Rechtslage in
Nordrhein-Westfalen, 1993

Band 24 – Hoppe/Bauer/Faber/Schink (Hrsg.), Rechts- und
Anwendungsprobleme der neuen Bauordnung NW, 1996

Band 25 – Krebs, Rechtliche Grundlagen und Grenzen kommu-
naler Elektrizitätsversorgung, 1996

Band 26 – Twehues, Rechtsfragen kommunaler Stiftungen,
1996

Band 27 – Hoppe/Bauer/Faber/Schink (Hrsg.), Auswirkungen
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes auf die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger, 1996

Band 28 – Otting, Neues Steuerungsmodell und rechtliche
Betätigungsspielräume der Kommunen, 1997

Band 29 – Schnell, Freie Meinungsäußerung und Rederecht
der kommunalen Mandatsträger unter verfassungsrecht-
lichen, kommunalrechtlichen und haftungsrechtlichen
Gesichtspunkten, 1997

Band 30 – Oebbecke/Bauer/Faber (Hrsg.), Umweltrecht und
Kommunalrecht, 1998

Band 31 – Freisburger, Public Private Partnership in der kom-
munalen Museumsarbeit, 2000

Band 32 – Oebbecke/Bauer/Pünder (Hrsg.), Perspektiven der
kommunalen Sparkassen, 2000

Band 33 – Obermann, Die kommunale Bindung der Sparkas-
sen: Verfassungsrechtliche Möglichkeiten und Grenzen ihrer
Ausgestaltung, 2000

Band 34 – Lohmiller, Kaptialbeteiligungsgesellschaften der
Sparkassen – Eine Untersuchung über die Rechtsgrundlagen
der Beteiligungsfinanzierung durch kommunale Sparkassen,
2000

Band 35 – Schefzyk, Der kommunale Beteiligungsbericht – Ein
Instrument zur verbesserten Berichterstattung über die
Unternehmenstätigkeit der Kommunen, 2000

Band 36 – Faber, Gesellschaftliche Selbstregulierungssys-
teme im Umweltrecht – unter besonderer Berücksichtigung
der Selbstverpflichtungen, 2001

Band 37 – Schulenburg, Die Kommunalpolitik in den Kreisen
Nordrhein-Westfalens: Eine empirische Bestandsaufnahme,
2001

Band 38 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Pünder (Hrsg.), Kommunal-
finanzen, 2001

Band 39 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Pünder (Hrsg.), Die nord-
rhein-westfälische Gemeindeprüfung in der Diskussion, 2001

Band 40 – Lüttmann, Aufgaben und Zusammensetzung der
Verwaltungsräte der kommunalen Sparkassen, 2002

Band 41 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Pünder (Hrsg.), Aktuelle Fra-
gen der Sparkassenpolitik, 2002

Band 42 – Hörster, Die Wahrnehmung der Sozialhilfeaufgaben
im kreisangehörigen Raum in Nordrhein-Westfalen, 2002

Band 43 – Pünder, Haushaltsrecht im Umbruch – eine Unter-
suchung der Erfordernisse einer sowohl demokratisch legi-
timierten als auch effektiven und effizienten Haushaltswirt-
schaft am Beispiel der Kommunalverwaltung, 2003

Band 44 – Harks, Kommunale Arbeitsmarktpolitik – Rechtliche
Vorgaben und Grenzen, 2003

Band 45 – Schepers, Internet-Banking und sparkassenrechtli-
ches Regionalprinzip, 2003

Band 46 – Kulosa, Die Steuerung wirtschaftlicher Aktivitäten
von Kommunen – Eine betriebswirtschaftliche Analyse, 2003

Band 47 – Placke, Interkommunale Produktvergleiche als
Basis für den kommunalen Finanzausgleich, 2004

Band 48 – Wittmann, Der Sparkassenverbund, 2004

Band 49 – Lübbecke, Das Kommunalunternehmen – neue
Organisationsform im kommunalen Wirtschaftsrecht von
Nordrhein-Westfalen, 2004

Band 50 – Hoffmann, Gewässerschutzrecht Nordrhein-West-
falen – eine systematische Darstellung unter besonderer
Berücksichtigung der europarechtlichen und bundesrecht-
lichen Vorgaben, 2004

Band 51 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Diemert (Hrsg.), Kommunal-
verwaltung in der Reform, 2004

Band 52 – Lühmann, Die Zusammenführung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe im Sozialgesetzbuch II (SGB II), 2005

Band 53 – Niggemeyer: Zulässigkeit und Grenzen von Sparkas-
senfusionen – eine Untersuchung am Beispiel von
Zusammenschlüssen nordrhein-westfälischer Sparkassen,
2005

Band 54 – Diemert, Das Haushaltssicherungskonzept – Verfas-
sungs- und haushaltsrechtliche Grundlagen in NRW unter
Berücksichtigung des Neuen Kommunalen Finanzmanage-
ments, 2005


